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Berlin, Montag 23. November 2020

KOPF DER WOCHE

Neuer Herr
der Akten

Michael Hollmann Mit dem vom Bundes-
tag beschlossenen Wechsel der Stasiunterla-
gen ins Bundesarchiv kommen auf dessen
Chef groBe Aufga-
ben zu. Die mehr
5 als 111 Kilometer
2 an Stasi-Akten
beim  bisherigen
Bundesbeauftrag-
% ten fiir Stasiunterla-
5 gen, Roland Jahn,
% sollen fiir Birger,
S Medien und Wis-
o o
senschaft weiterhin
zuganglich bleiben
(siehe Seite 9). Die Neuregelungen, die unter
anderem auch die Schaffung des Amtes ei-
nes Bundesbeauftragten fiir die Opfer der
SED-Diktatur beim Bundestag vorsehen, fu-
Ben auf der Grundlage eines Konzeptes, das
Jahn und Hollmann gemeinsam erarbeitet
hatten. Der Historiker steht dem Bundesar-
chiv in Koblenz seit 2011 vor, bei dem der-
zeit knapp 900 Mitarbeiter beschéaftigt sind.
In Jahns Behdrde arbeiten mehr als 1.350
Beschaftigte an 14 Standorten. ahe

ZAHL DER WOCHE

7.329.712

Antrage und Ersuchen sind seit Beginn der
Arbeit des Bundesbeauftragten fiir die Stasiun-
terlagen Ende 1990 eingegangen, darunter
3.332.945 Antrage von Birgerinnen und Biir-
gern (Stand: 30.06.2020). Im Jahr 2019 sind
nach Angaben der Behérde 56.526 solcher An-
trage zur Akteneinsicht gestellt worden und im
ersten Halbjahr dieses Jahres 20.743.

ZITAT DER WOCHE

»Geschichte
lasst sich nicht
abwickeln.«

Erklarung von DDR-Biirgerrechtlern und wei-
teren bei der Stasi-Auflésung und in der Aufar-
beitung der DDR-Geschichte Engagierten, die
sich 2019 gegen eine Auflésung der Stasi-Unter-
lagenbehdrde stellten.
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er Reichstag von Absperr-
gittern umzdunt, De-
monstrationen in Parla-
mentsnihe verboten,
Mannschaftswagen und
Wasserwerfer der Polizei
in Bereitschaft: Nein, das war kein ge-
wohnlicher Mittwoch in einer Plenarwo-
che. Mit dem dritten Bevolkerungsschutz-
gesetz (19/23944) sollte eigentlich die Rol-
le des Bundestages in der Coronakrise bei
notwendigen Eingriffen in Grundrechte de-
monstrativ gestarkt und so mehr Akzep-
tanz in der Bevolkerung erreicht werden.
Gleichwohl fithrte eben dieses Paket im
und auflerhalb des Parlaments zu heftiger
Gegenwehr. Parlamentarier erhielten vor
der Abstimmung Tausende Spam-Protest-
mails, dabei blieb es nicht. Gaste der AfD-
Fraktion sorgten im Bundestag ftir Aufruhr,
weil sie Abgeordnete, Minister und Mitar-
beiter zur Rede stellten, filmten und offen-
bar auch beschimpften, ein beispielloser
Vorgang. Der Altestenrat beriet {iber Konse-
quenzen, das Plenum befasste sich am
Freitag in einer Aktuellen Stunde mit dem
Fall (siehe Seite 4). Keine Frage: Nach dem
Teil-Lockdown Anfang November ist die
Stimmung aufgeheizt, zumal weitere Be-
schrinkungen moglich scheinen, wenn
Bund und Linder in dieser Woche erneut
iber die kritische Infektionslage beraten.

Eilverfahren Auch die Beschlussfassung
des Gesetzespakets war alles andere als ge-
wohnlich. Die Gesundheitspolitiker muss-
ten sich am Wochenende vor der abschlie-
flenden Ausschusssitzung durch einen gan-
zen Stapel an Anderungsantrigen der Ko-
alitionsfraktionen mit komplexen rechtli-
chen Regelungen arbeiten, was die Opposi-
tion unzumutbar fand (siehe Interview Sei-
te 2). Vor den lautstarken Demonstranten
abgeschirmt,  beschlossen
die Abgeordneten sodann
den geinderten Entwurf
(19/24334) in namentli-
cher Abstimmung mit 415
Ja-Stimmen, bei 236 Ge-
genstimmen und acht Ent-
haltungen.

Noch am selben Tag billig-
te der Bundesrat die Vorla-
ge in einer Sondersitzung.
Der Bundesprisident setzte
noch am selben Abend sei-
ne Unterschrift unter das
Gesetz, das somit sofort in
Kraft treten konnte. Die Eile, hief} es, sei
geboten, weil Gerichte die Einschrinkun-
gen sonst aufheben konnten, zudem
briauchten die Kliniken rasch finanzielle Si-
cherheit. Zugleich billigten die Abgeordne-
ten mehrheitlich einen Antrag der Regie-
rungsfraktionen, die Feststellung der pan-
demischen Lage von nationaler Tragweite,
die im Mirz vom Bundestag beschlossen
worden war, fortzufiihren.

Rechtliche Vorgaben Das von vielen Sei-
ten attackierte dritte Bevolkerungsschutzge-
setz beinhaltet eine Prizisierung hinsicht-
lich der Eingriffe in grundrechtliche Frei-
heiten. In einem neuen Paragrafen 28a des
Infektionsschutzgesetzes (IfSG) werden
mogliche Schutzvorkehrungen zur Be-
kimpfung einer Epidemie konkret aufge-
fuhrt. Zudem werden Grenzwerte genannt,
die zu Einschrinkungen fithren konnen.
Die von den Lindern zu erlassenen Be-
schrankungen sind auf vier Wochen be-
grenzt, konnen verldngert werden und sind
jeweils zu begriinden.

Die Einschrinkung von Demonstrationen
oder etwa Gottesdiensten wird an besonde-
re Auflagen gekniipft. Die Feststellung einer
epidemischen Lage von nationaler Tragwei-
te orientiert sich an den Vorgaben der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO). Festge-
schrieben wird auch eine Berichtspflicht
der Bundesregierung an den Bundestag.
Das Paket sieht zudem Ausgleichszahlun-
gen fiir Krankenhduser und eine verlidngerte
Entschddigungsregelung fiir berufstitige El-
tern vor, Regelungen fiir kommende Impf-
programme (siehe Seite 3) und eine Star-
kung der Testkapazititen sowie neue Beob-
achtungsinstrumente fiir das Robert-Koch-

»Das
Vertrauen in
die Politik
wird unnotig
auf die Probe
gestellt.«

Christian Lindner
(FDP-Fraktionschef)

STUMMER ZEUGE

Ex-Wirecard-Chef verweigert vor
Untersuchungsausschuss die Aussage SEITE 7
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Eine Bewahrungsprobe

CORONAKRISE Bundestag beschlief$t drittes Bevolkerungsschutzpaket unter heftigem Protest

Institut (RKI), um weitre Erkenntnisse tiber
den Verlauf der Pandemie zu gewinnen.

In einer Geschiftsordnungsdebatte lehnte
das Plenum einen Antrag der AfD-Fraktion
ab, die Schlussberatung tiber das Bevolke-
rungsschutzpaket von der Tagesordnung
abzusetzen. Die anderen Fraktionen votier-
ten geschlossen dagegen. Mehrere Redner
wandten sich energisch gegen die Darstel-
lung der AfD, wonach das aktuelle Geset-
zespaket dem sogenannten
Ermachtigungsgesetz  von
1933 gleichkomme. Sie
wiesen darauf hin, dass ein
Vergleich mit der Nazi-Dik-
tatur vollig abwegig sei und
die Gesetzesvorlage in kei-
ner Weise die Parlamente
entmachte.

Kritische Phase Karin
Maag (CDU) verteidigte
die Vorlage und forderte
die Birger auf, sich selbst
eine Meinung zu bilden.
Sie betonte: ,Wir befinden uns weiter in ei-
ner kritischen Phase der Pandemie.” In An-
spielung auf die Impfgegner stellte sie klar:
,Wir sehen einen Anspruch auf Impfungen
vor und keine Impfpflicht.” Maag riumte
mit Blick auf die Prazisierungen im IfSG
ein: ,Ich habe noch nie erlebt, dass ein Ge-
setz so missverstanden wurde.” Sie fligte
hinzu: ,Wir weiten den Spielraum der
Bundesregierung nicht aus, wir engen ihn
ein.” Alle Einschrankungen blieben ge-
richtlich in vollem Umfang iiberpriifbar.

Auch Birbel Bas (SPD) hob die Verbesse-
rungen hervor. Bisher habe es im IfSG eine
Generalklausel gegeben, die werde prazi-
siert. Sie mahnte: ,Wir miissen im Moment
unsere Kontakte reduzieren.” Bas verwies
auf Labore, die am Limit seien und Klini-

ken, die finanziell gestirkt werden miiss-
ten. Es gebe aber auch gute Nachrichten,
sagte die SPD-Politikerin und erwahnte die
jungst entwickelten Impfstoffe. Auch bei
den Arzneimitteln gegen Covid-19 seien
Fortschritte zu verzeichnen.

Manuela Rottmann (Griine) sagte, es gehe
jetzt darum, die Funktionsfihigkeit des Ge-
sundheitswesens zu sichern. ,Wir legen
heute die Grundlage daftir, dass gut be-
griindete, evidenzbasierte
Mafinahmen auch einer ge-
richtlichen Kontrolle stand-
halten.” Rottmann erginz-
te, es miisse jedoch unbe-
dingt ein Minimum an so-
zialen Kontakten gewahrt
bleiben. Sie riumte ein,

»Wir weiten
den Spielraum
der Regierung

nicht aus,

BLINDE FLECKEN

Bundestag debattiert iiber den

Umgang mit dem kolonialen Erbe
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Demonstranten protestieren lautstark gegen Grundrechtseinschrankungen, wahrend im Parlament das Bevélkerungsschutzgesetz beschlossen wird.

rungen wollte FDP-Fraktionschef Christian
Lindner nicht ziehen, wenngleich er riigte,
das Vertrauen der Bevolkerung in die Poli-
tik werde ,unnétig auf die Probe gestellt”.
Linder betonte: ,Wir kénnen und miissen
die Entscheidungen der Regierungen len-
ken und ihnen klare Leitplanken geben,
wenn in Grundrechte eingegriffen wird.”
Das neue Gesetz gebe der Regierung keine
Leitplanken vor, sondern stelle einen Frei-
fahrtschein aus.

Prioritaten Jan Korte (Lin-
ke) kritisierte, die Bundes-
regierung habe ,den Som-
mer verpennt”, statt die La-
ge zu analysieren. Das jetzt
gewihlte Eilverfahren der

das§ die Griinen sich mehr Wir en g en Cfes.etzgebung sei. Zwar zu-
soziale Regelungen vorge- . . lassig, aber politisch un-
stellt hitten. Auch wire ein ihn ein.« klug. Die Mehrheit der
Pandemierat sinnvoll. Inso- Karin Maag Menschen zeige ein solida-
fern sei das Gesetz nur ein (CbU) risches Verhalten. Daher

Anfang, ,vielleicht auch

nur ein Provisorium”.

Vertrauensverlust Heftige Gegenwehr
kam von der AfD-Fraktion, die Plakate mit
Hinweisen auf das Grundgesetz hochhielt
und daftir von Parlamentsprasident Wolf-
gang Schduble (CDU) ermahnt wurde.
Nach Ansicht von Fraktionschef Alexander
Gauland haben die gesetzlichen Regelun-
gen zu einem Vertrauensverlust in der Be-
volkerung gefiithrt. Das Misstrauen werde
wachsen, sagte Gauland voraus. Viele Biir-
ger hitten existenzielle Note und fiirchte-
ten um ihre Freiheit. Gauland sagte: ,Wir
werden noch viele Monate mit dem Virus
leben miissen.” Die Bevdlkerung verhalte
sich kooperativ und einsichtig. ,Dass man
sie zusperrt ist unertraglich, und das lauft
auf Diktatur hinaus.” Solche Schlussfolge-

Anzahl der Patienten seit Ende Marz 2020
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trage es fast schon ,monar-

chische Ziige”, wenn nach
den Bund-Linder-Gesprichen die Neue-
rungen verkiindet wiirden. Damit werde
Akzeptanz verspielt.
Jeder Eingriff in Grund- und Freiheitsrech-
te, die so bitter erkimpft seien, bediirfe
vorher einer Debatte im Bundestag. Korte
mahnte: ,Die schreckliche Coronakrise
darf nicht zu einer schleichenden Demo-
kratiekrise werden.”
Nach Ansicht von Bundesgesundheitsmi-
nister Jens Spahn (CDU) ist die Corona-
Pandemie ein ,Jahrhundertereignis, eine
Naturkatastrophe, eine Zumutung und ei-
ne Bewahrungsprobe”. Es gehe in dieser La-
ge darum, die richtigen Priorititen zu set-
zen. Die Wissenschaft konne die Politik be-
raten, aber kein Virologe konne der Politik
die Entscheidungen abnehmen.
Spahn sagte: ,Wir wollen keine Uberforde-
rung des Gesundheitssystems akzeptieren.”
Steigende Infektionszahlen fiihrten zu Leid
und Kontrollverlust. Zwar sei das exponen-
tielle Wachstum der Infektionen zuletzt ge-
stoppt worden, ,aber wir sind noch nicht
tiber den Berg”. Angesichts der erfolgreich
getesteten Impfstoffe sprach Spahn von
Licht am Ende des Tunnels. Den Impfgeg-
nern versicherte er: ,Ich gebe Thnen mein
Wort. Es wird in dieser Pandemie keine
Impfpflicht geben.” Er warb fir Zusam-
menhalt in der Krise und forderte: ,Das Vi-
rus ist dynamisch, wir miissen es auch
sein.” Claus Peter Kosfeld 1

Weiterfihrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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EDITORIAL

Foderale
Eitelkeiten

VON JORG BIALLAS

Die Lage ist zu ernst fiir politische Spielchen.
Deshalb ist es befremdlich, wenn, wie in der
vergangenen Woche geschehen, die Bundes-
kanzlerin und die Ministerprasidenten eine Co-
rona-Krisensitzung abhalten, die auch nach
Stunden génzlich ohne Verabredung bleibt. Die
diirre Botschaft lautet: Die Bundeslander fiih-
len sich vom Kanzleramt unter Druck gesetzt;
das foderale Selbstbewusstsein lasst es unter
diesen Umstanden nicht zu, bundesweit ein-
heitliche MaBnahmen gegen die Pandemie zu
beschlieBen. Deshalb wird die Sache vertagt.
Wer soll das verstehen? Die Infektionszahlen
sind landauf, landab nach wie vor auf einem
beédngstigenden Niveau. Zu Recht mahnen
Wissenschaftler und Arzte weitergehende
SchutzmaBnahmen an. Die Situation in Kitas
und Schulen wird absehbar eskalieren. Die
Menschen im Land leiden erheblich unter den
Folgen der Pandemie; viele wissen nicht, wie
sie die Krise, deren Ende nicht absehbar ist,
wirtschaftlich Gberleben sollen. Und die Bun-
deslander? Die nehmen sich eine Woche Zeit,
um ihre Eitelkeiten zu bedienen.

Kein Wunder, wenn in der Bevolkerung der Ein-
druck strategischer Planlosigkeit entsteht. Das
mag angesichts durchaus vorzeigbarer Erfolge
bei der Pandemiebekampfung nicht gerecht
sein, hat aber verheerende Folgen fiir die Ak-
zeptanz weiterer Einschrankungen. Bisher hat
der Uberwiegende Teil der Bevolkerung viel
Disziplin aufgebracht, um das Infektionsge-
schehen nach Kraften einzuddmmen. Ob das
so bleiben wird, hangt auch davon ab, wie
glaubwiirdig die Regierungen in Bund und
Landern sowie die Parlamente neue, einschnei-
dendere MaBnahmen vermitteln kdnnen.
Abgesehen von einer (iberschaubaren Zahl
medial iber Gebiihr in Szene gesetzter Leug-
ner der Pandemie brauchen die Menschen im
Land (ibrigens auch keine Blimchentapeten,
die eine heile Welt vorgaukeln. Das gilt etwa
fir FuBball-Landerspiele, die, wie jlingst ge-
schehen, trotz positiver Corona-Tests in einer
Mannschaft ausgetragen werden. Und wenn
die deutschen Nationalkicker am Folgetag zum
nachsten Spiel in ein spanisches Hochrisikoge-
biet aufbrechen, ist das nicht sportlich oder
mutig, sondern einzig dumm.

Dieser Pandemie muss besonnen und ent-
schlossen, gefiihlvoll und kompromisslos be-
gegnet werden. Nicht nur von der Politik, son-
dern von jedem einzelnen Biirger, jeder einzel-
nen Biirgerin.
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GASTKOMMENTARE

QUERDENKEN: EIN FALL FUR DEN VERFASSUNGSSCHUTZ?

Genau hinschauen

PRO

ike Froling/Berliner Zeitung

Markus Decker,
»Redaktionsnetzwerk
Deutschland«

uerdenken — wer wollte das nicht?
,Querdenker” war mal ein Ehrentitel
— fiir den inzwischen gestorbenen
SPD-Politiker Erhard Eppler etwa. Heute
wird es Zeit, dass der Verfassungsschutz die
gleichnamige Bewegung unserer Tage naher unter
die Lupe nimmt.
Zum einen verweisen Sicherheitskreise mit Recht
darauf, dass Rechtsextremisten ,Querdenken” als
Vehikel nutzen. Jedenfalls driickten sie der groBen
Demonstration in Berlin Ende August wie unléngst
in Leipzig ihren Stempel auf. In Berlin, indem sie
die Reichstagstreppe stiirmten, in Leipzig durch
Ubergriffe auf Journalisten und Polizisten.
Freilich scheint sich auch die Bewegung selbst zu
radikalisieren. So werden Plakate mit Politikern
und Virologen in Haftlingskleidung hoch gehalten,
auf denen ,schuldig” steht:.. Und klar, wer schul-
dig ist, gehort eingesperrt, oder? In Leipzig pra-
sentierte sich eine Frau mit der Aufschrift ,Covid-
jud”. Neuerdings werden Vergleiche zwischen
dem Infektionsschutzgesetz und dem Erméchti-
gungsgesetz der Nationalsozialisten gezogen. In
Karlsruhe schlieBlich verglich ein elfjdhriges Mad-
chen die Tatsache, dass sie ihren Geburtstag we-
gen der Corona-Beschrankungen nicht so feiern
konnte wie gewohnt, mit dem Schicksal von Anne
Frank, die im KZ Bergen-Belsen starb. Das Wort
LabstoBend” ist dafiir noch zu schwach. Antisemi-
tismus und Verharmlosung des Nationalsozialis-
mus gehen hier Hand in Hand.
Es wiederholt sich, was wir in der Fliichtlingskrise
bereits erlebt haben. Radikale beuten ein auf An-
hieb schwer zu losendes gesellschaftliches Pro-
blem fiir ihre Zwecke aus — und versuchen dabei,
eine Briicke in die Mitte zu schlagen. Da sollte der
Verfassungsschutz ganz genau hinschauen.

Nicht aufwerten

CONTRA

"ﬁ |

Daniel Goffart,
»Wirtschaftswoche«

an muss die , Querdenker” nicht
mogen. Aber jeder hat das Recht,
in einer Demokratie gegen staatli-
che MaBnahmen zu protestieren,
zumal wenn die Grundrechtseingriffe erheblich
sind. Dieses Recht wird auch nicht dadurch gemin-
dert, dass von den ,Querdenkern” viel Verschro-
benes bis hin zu absurden Verschworungstheorien
verbreitet wird. Und ja, bei den Kundgebungen mi-
schen sich auch immer mehr Spinner und Radikale
von rechts bis links unter die Demonstranten. Aber
muss man deshalb gleich die ganze Bewegung un-
ter Verdacht stellen, indem man den Verfassungs-
schutz auf sie loslasst?
Die Radikalen sind innerhalb der bunt gemischten
«Querdenker” nur eine Minderheit. Zwar gibt es
Versuche von Reichsbhirgern, Neonazis sowie
rechts- und linksextrem motivierten Hooligans, die
Bewegung als Plattform fiir ihre Aktionen zu nut-
zen. Aber jede dieser Gruppen steht bereits unter
Beobachtung des Verfassungsschutzes — der Staat
ist an diesen Stellen weder arg- noch ahnungslos.
Wiirden die Querdenker als Ganzes zur Zielscheibe
der Geheimbehorde, erhielten sie einen ,Opfer-
Status”, der ihrer schragen Eigenwahrnehmung
als selbsternannte Kampfer gegen die angebliche
Corona-Willkiir der Regierung nur mehr Gewicht
geben konnte. Solcher Legendenbildung sollte
man keinen Vorschub leisten, auch um die Bewe-
gung und ihre Argumente nicht noch aufzuwerten.
Eine Gefahrdung der verfassungsrechtlichen Ord-
nung durch die Querdenker ist nicht in Sicht. Da-
her muss man nicht gleich mit politischen Keulen
wie dem Verfassungsschutz zuschlagen. Der
Rechtsstaat ist anstrengend, gerade wenn er sich
bewahren muss. Aber das auszuhalten, lohnt sich.

| 9 Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Herr Kessler, mit dem dritten Bevil-

kerungsschutzpaket sollen nitige Eingrif-
fe in Grundrechte gerichtsfest gemacht
werden. Ist das mit dem jetzt verabschie-
deten Gesetz gelungen?
Es ist leider nicht gelungen, die rechtlichen
Regelungen so zu treffen, dass Grund-
rechtseinschrankungen ohne Parlaments-
beteiligung nicht mehr moglich sind. Die
Auflistung der moglichen Maflnahmen in
Paragraf 28a des Infektionsschutzgesetzes
ist nicht abschlieffend, und sie ist auch
nicht verbindlich an bestimmte Vorausset-
zungen gekniipft. Die Bundesregierung
und die Landesregierungen haben immer
noch weitgehende Moglichkeiten, per Ver-
ordnung Freiheitsrechte einzuschrianken.

Die Beschlussfassung im Eilverfahren

wird von der Opposition heftig kritisiert.
Warum?
Die Koalition hatte zugesagt, uns spites-
tens bis Sonntag vor der Sitzungswoche al-
le Anderungsantrige zukommen zu lassen.
Tatsachlich sind uns noch am Montag vor
und wihrend der Sitzung des Gesundheits-
ausschusses weitere Anderungsantrige zu-
gestellt worden, die wir nicht mehr priifen
konnten. Ein Gesetz, das die Rechte des
Parlaments stirken sollte, ist damit auf
sehr undemokratische Art und Weise zu-
stande gekommen.

Ist denn die gesetzliche Lage jetzt zu-
mindest besser als vorher?
Es hat im Gesetzgebungsverfahren noch
Verbesserungen gegeben, sie sind aber
nicht weitreichend genug. Daher hat die
Linke gefordert, dass die Bundesregierung
dem Bundestag eine Strategie zur Bekamp-
fung der Pandemie mit unterschiedlichen
Szenarien vorlegen soll, damit diese weit-
reichenden Entscheidungen nicht mehr
der Exekutive allein iiberlassen bleiben.

Welchen Eindruck haben Sie von den
Massenprotesten gegen das Gesetz?
Wir mussten uns im Plenarsaal von der
AfD die Gleichsetzung des Bevolkerungs-
schutzgesetzes mit dem Ermichtigungsge-
setz durch die Nazis anhoren. Das ist eine
ungeheuerliche Verharmlosung der Nazi-
Herrschaft. Was drauflen auf der Strafle
passierte, fand ich auch sehr bedrohlich.
Mein Eindruck ist, dass rechte Gruppierun-
gen die berechtigte Sorge vieler Menschen
wegen der Freiheitseinschrankungen fiir ih-
re menschenverachtenden Zwecke miss-
brauchen. Hier ist eine gemeinsame An-
strengung aller demokratischen Parteien
erforderlich fiir eine transparente Diskussi-
on, um Angste auszuriumen.

AkRtivisten sind offenbar in den Bun-

destag eingeschleust worden, um Abge-
ordnete unter Druck zu setzen. Fiihlen
Sie sich im Parlament noch sicher?
Ich personlich habe keine Begegnung die-
ser Art gehabt, ich fand aber die Situation
schon bedrohlich, wahrend der Bundestag
abgeriegelt war. Es darf nicht sein, dass
Rechtsaktivisten, wenn Gesetze verabschie-
det werden, auflerhalb und innerhalb des
Bundestages in dieser Art Druck ausiiben
auf Abgeordnete.

Wir haben womdéglich die Wahl zwi-
schen einsamen Weihnachten oder iiber-
fiillten Intensivstationen. Wie finden wir

ACHIM KESSLER
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Wie kann der Corona-Schuldenberg
wieder abgetragen werden?
Die vielen zusitzlichen Milliarden werden
teilweise sinnvoll eingesetzt, beispielsweise
fur die Erhohung des Kurzarbeitergeldes,
um Menschen nicht ins Elend absinken zu
lassen. Meine grofle Sorge ist, dass fiir die
unermesslich hohen Schulden wieder die
kleinen und mittleren Einkommen aufkom-
men miissen, wihrend die Reichen nicht
beteiligt werden. Wir fordern deswegen eine
Vermogensabgabe von zehn Prozent mit ei-
nem Freibetrag von drei Millionen Euro. Ab
einem Vermogen von 100 Millionen Euro
wiirden die Reichen dann mit 30 Prozent
belastet. Das erbrichte 310 Milliarden Euro,
damit wire ein Grofiteil der pandemiebe-
dingten Kosten abgedeckt.

Die Nachricht von wirksamen Impf-

stoffen macht Hoffnung. Ist die Pande-
mie bald Geschichte?
Wir miissen weiter alle Anstrengungen un-
ternehmen, um der Coronakrise auch oh-
ne Impfstoffe begegnen zu konnen, weil
die Zulassung der Mittel noch aussteht und
mogliche Nebenwirkungen unklar sind.
Wir konnen also keine Entwarnung geben,
aber die Entwicklung ist erfreulich. Wir
miissen uns jetzt der schwierigen Frage der
richtigen Impfstrategie zuwenden. Da geht
es um so wichtige Fragen wie die, welche
Bevolkerungsgruppen zuerst geimpft wer-
den sollen. Das sind grundlegende Frage-
stellungen, die auch eine ethische Dimen-
sion haben und vom Bundestag entschie-
den werden miissen.

Welches Risiko geht von den hartnd-
ckigen Impfgegnern aus?
Wir sollten versuchen, die Angste und Be-
furchtungen der Menschen auszuriumen.
Es gibt einen ganz kleinen Prozentsatz ein-
gefleischter Impfgegner, die wir wahr-
scheinlich nicht iiberzeugen konnen. Aber
es wird uns mit Aufklirung und Transpa-
renz gelingen, einen Grofteil der Bevolke-
rung zu iiberzeugen, dass die Schutzimp-
fung sinnvoll ist. Eine Impfpflicht wire ab-
solut kontraproduktiv, weil sie Angste
schiiren wiirde.

Hat die Krise in der Gesundheitspoli-
tik auch etwas positiv verdindert?
Eine positive Verinderung ist die Aufwer-
tung des Offentlichen Gesundheitsdienstes,
der in den vergangenen Jahren kaputtge-
spart worden ist. Die Krise hat auch deut-
lich gemacht, wie wichtig es ist, den Pflege-
notstand zu beheben, also die Arbeitsbe-
dingungen und Lohne der Pflegekrifte zu
verbessern. Ich hoffe auflerdem auf eine
Reform der Krankenhausfinanzierung, weil
die Krise gezeigt hat, dass die Steuerung
iber Fallpauschalen nicht funktioniert.

Geht der Parlamentarismus derzeit

eher als Gewinner oder Verlierer vom
Feld?
Der Bundestag ist bei der Bewdltigung der
Pandemie weitgehend unbeteiligt gewesen.
Er hat drei Bevolkerungsschutzgesetze und
mehrere Hilfspakete beschlossen, aber die
wesentlichen Entscheidungen sind von der
Kanzlerin und den Ministerprasidenten ge-
troffen worden. Das hat sowohl der Demo-
kratie geschadet als auch der Bekimpfung
der Pandemie.

den richtigen Weg?

Das Problem ist, die Debatte wird im Mo-
ment unter Ausschluss der Offentlichkeit
von der Kanzlerin und den Ministerprasi-
denten gefiihrt. Die Aussprache muss aber
offentlich und im Bundestag stattfinden,
damit die Menschen sehen, welche unter-
schiedlichen Szenarien es gibt und wie die
Bundesregierung die Chancen und Risiken
bestimmter Mafinahmen einschitzt. So
konnte ein Konsens hergestellt werden,
welche Maflnahmen wirksam sind, und
die Bevolkerung wiirde verstehen, warum

sie ergriffen werden. Sobald die Bevolke-
rung die Mafinahmen nicht mehr einsieht
und befolgt, ist die Durchsetzung einer
Priventionsstrategie nicht mehr moglich.
Welche Einschrankungen konkret be-
schlossen werden, sollte am Ende des Dis-
kussionsprozesses stehen, der schnell ge-
fuhrt werden miisste.

Wie schiitzen Sie die bisherigen Hil-
fen und Auflagen fiir die Wirtschaft ein?
Fur kleine Selbststindige ist die Lage be-
sonders schwierig, weil sie Corona-Zu-

schiisse nur fiir Betriebsausgaben bekom-
men, sich selbst aber kein Gehalt mehr
zahlen konnen. Da sind gravierende Fehler
passiert, die behoben werden miissen. Man
kann auch die Frage aufwerfen, warum
Restaurants, die ausgekliigelte Schutzkon-
zepte entwickelt haben, schlieflen miissen
oder ob es sinnvoll ist, wenn Sporteinrich-
tungen und Museen geschlossen werden,
wiahrend gleichzeitig in Einkaufszentren
verkaufsoffene Sonntage stattfinden. Es
sind viele unlogische Mafinahmen getrof-
fen worden, die tiberpriift werden sollten.

Das Gespréach fahrte
Claus Peter Kosfeld

Achim Kessler (56) ist seit 2017
Abgeordneter des Bundestages und
Mitglied im Gesundheitsausschuss. 1
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Die Temporeiche: Kirsten Kappert-Gonther

onnte man Kopfschiitteln héren, dréhnte es jetzt laut
durch den Horer. ,Es ist erschiitternd, wie viele Falsch-
meldungen kursieren”, sagt Kirsten Kappert-Gonther,
sie ruft zwischen zwei Abstimmungen kurz durch.
.Diese Debatte wird von rechts gekapert und mit Unsicherheit
gefiittert, um davon zu profitieren.”
Die Debatte, das ist der Beschluss des Bundestags zum Dritten In-
fektionsschutzgesetz. Es ist der Tag, an dem Abgeordnete Hunder-
te computergenerierte Hassmails in der Minute bekommen, drau-
Ben der Reichstag demonstrierende ,Corona-Zweiflern” anzieht,
welche durch das Gesetz die Anbahnung einer Diktatur sehen
—und es ist der Tag, an dem die Polizei die zunehmend militanten
Protestler mit Wasserwerfern zurtickdrangt.
.Dabei starkt das Gesetz die demokratische Grundlage in der Pan-
demie”, sagt Kappert-Gonther, sie ist Abgeordnete der Griinen
und Obfrau ihrer Fraktion im Gesundheitsausschuss. ,Das Parla-
ment hat Grundsétze des Infektionsschutzes festgelegt.” Kappert-
Gonther ist Medizinerin, Facharztin fiir Psychiatrie und Psychothe-
rapie. Bevor sie 2017 in den Bundestag einzog, hatte sie ihre eige-
ne Praxis. ,Fiir mich als Arztin ist es elementar, dass evidenzba-
sierte und erforderliche MaBnahmen auch einer gerichtlichen Kon-
trolle standhalten”, sagt sie am Handy. ,Das Corona-Virus ist ge-
fahrlich, und wir mussen die Kontakte deutlich reduzieren, um uns
und andere Menschen zu schiitzen. Wenn Gerichte MaBnahmen
aufheben, weil sie nicht gut begriindet sind oder die Rechtsgrund-
lage fehlt, erhalten wir einen Flickenteppich.”

Halbe Sachen scheinen ihr kaum zu gefallen. Ein Blick auf Kap-
pert-Gonthers Biografie zeigt, dass sie es mit Schneckentempo
nicht so hat. Politisches Engagement mit 15, in der Friedens- und
Anti-Atomkraftbewegung. Dann Studium mit zwei Fachausrich-
tungen, wahrenddessen zwei Kinder. ,Beim 2. und 3. medizini-
schen Staatsexamen war ich hochschwanger”, sagt sie, ,da
konnte ich jeweils das gleiche Priifungsoutfit tragen”. Ihren Beruf
wiirde sie lieben. Toll und erfiillend sei es, Menschen é&rztlich zu
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»Diese Debatte wird von
_ rechts gekappert und mit
d Unsicherheit gefiittert,

i um davon zu profitieren.«
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helfen. Aber dann seien da die Rahmenbedingungen. Die fiihrten
sie in die Politik. ,Es muss sich viel andern, auch fiir unsere Ge-
sundheit.” Klimakrise und Gesundheit etwa seien fiir sie ver-
kniipft. ,Hitze und Feinstaub haben direkten Einfluss auf das Kli-
ma und auf die Gesundheit — das sieht man auch bei Covid-
19-Erkrankungen, eine durch Feinstaub vorgeschadigte Lunge er-
hoht die Gefahr fiir einen schweren Verlauf.”

2011 wurde sie Abgeordnete der Bremischen Biirgerschaft. Und
schon ein Jahr spater forderte sie Marieluise Beck heraus, Griine
der ersten Stunde und langjahrige Bundestagsabgeordnete. Kap-
pert-Gonther unterlag knapp. Warum der Bundestag? Bei Gesund-
heit miisse man stets den Kontext sehen, sagt sie. ,Die Stellschrau-
ben in der Gesundheitspolitik werden auf Bundesebene gedreht.”
Vier Jahre spater dann war den Bremer Griinen klar, dass es nun
Zeit fiir sie war. Ein Dreivierteljahr vor den Bundestagswahlen
2017 habe sie mit ihren Patientinnen und Patienten gesprochen,
wie ihre Behandlung gut abgeschlossen werden kann. ,Einige
wenige kamen dann noch bis 2018 zu mir, in losen Abstanden.”
Weiter ging es: Schon im Herbst 2019 erklarte sie zusammen mit
Cem Ozdemir ihre Kandidatur fiir den Fraktionsvorsitz. Beide
scheiterten recht klar. ,Das war eine demokratische Entschei-
dung, die ich gut akzeptieren kann, wir haben einen sehr guten
Zusammenhalt in der Fraktion.”

Warum also dieses generelle Tempo? Sie neige zu Begeisterung
und Engagement, sagt sie. Gemeinsam mit ihrem Mann, auch er
ein Arzt, habe sie die ersten Jobs als Teilzeitstellen angetreten.
,FUr Themen, die ich wichtig finde, iibernehme ich gern direkt
Verantwortung.” Ein Blick auf die Uhr, durch die Lautsprecher
dringt der Aufruf zur Abstimmung. Mit dem Infektionsschutzge-
setz zeigt sie sich im Wesentlichen zufrieden, ,viele Vorschlage
von uns Griinen wurden im Gesetzgebungsverfahren aufgegrif-
fen. Die parlamentarische Debatte dariiber muss weitergehen”.
Dann eilt sie zum Plenarsaal. Jan Rubel 1
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Mit Biontech/Pfizer und Moderna haben schon zwei Hersteller vielversprechende Impfstoffe gegen das Coronavirus vorgelegt. Bis zu einer Zulassung wird aber noch einige Zeit vergehen.

Impfstoffe in der Pipeline

HINTERGRUND Die Entwicklung von Vakzinen ist mit viel Aufwand und enormen Risiken verbunden

s klingt wie eine typisch ameri-
kanische Story: Einwanderer-
kinder griinden eine Firma
und kommen damit grofS raus.
Es ist aber eine deutsch-tiirki-
sche Geschichte. Ein tiirkischer
»Gastarbeiter” bei Ford in Koln holt Ende
der 1960er Jahre seine Frau und seinen
vierjahrigen Sohn nach, Ugur Sahin. Dieser
macht spdter Abitur, studiert Medizin und
wird Onkologe. Mit seiner Frau und Kolle-
gin Ozlem Tiireci, Tochter eines aus Istan-
bul eingewanderten Chirurgen, griindet er
2008 die Firma Biontech in Mainz, die
nun den ersten wirksamen und durchgetes-
teten Impfstoff gegen das neue Coronavi-
rus vorgelegt hat.
Unmittelbar nachdem Mitte Januar die Ge-
nomsequenz des Sars-Cov-2-Virus verof-
fentlicht worden war, hatte sich Biontech
an die Entwicklung eines Impfstoffes ge-
macht. Nachdem klar war, dass es sich um
eine weltweite Pandemie handelt, schloss
Biontech am 17. Mérz einen Kooperations-
vertrag mit dem US-Pharmakonzern Pfizer.
Denn eine weltweite Impfstoffversorgung
wire eine Nummer zu grof$ fir die nur
mittelgrofe Firma.

Notfallzulassung in den USA, andererseits
bietet die EMA die ,rolling submission”,
also einen Beginn des Zulassungsverfah-
rens, noch bevor alle Daten vorliegen. Bi-
ontech/Pfizer sowie der Pharmakonzern
Astrazeneca haben von dieser Moglichkeit
schon Gebrauch gemacht.

Fordermittel ,Wir halten uns an die be-
stehenden Qualititsstandards im Zulas-
sungsverfahren. Darauf konnen sich die
Menschen verlassen”, verkiindete unlangst
Bundesforschungsministerin ~ Anja  Kar-
liczek (CDU). Thr Haus hatte 2008 die
Griilndung von Biontech unterstiitzt. Aus
dem aktuellen Sonderprogramm zur Be-
schleunigung der Impfstoffentwicklung
von 750 Millionen Euro erhilt das Unter-
nehmen die Hilfte.
Biontech habe sich angesichts dieser Forde-
rung ,bereit erklirt, einen angemessenen
Anteil der Produktion eines zugelassenen
Impfstoffes fir die bedarfsgerechte Versor-
gung in Deutschland zuginglich zu ma-
chen”, erklirte Karliczek. Die restlichen
Gelder des Sonderprogramms gehen an
das Tiibinger Unternehmen Curevac, an
dem die bundeseigene For-
derbank KfW seit Juni zu

Hoher Schutz Am 9. No- »Dies knapp einem Viertel betei-
vember veroffentlichten Bi- . . ligt ist, und an IDT Biologi-
ontech und Pfizer erfolg- Ist eln ka aus Dessau. Beide sind
versprechende  Ergebnisse 1 T 1 noch in einem fritheren
ihrer Zulassungsstudie. IThr Sleg fur.dle Stadium der klinischen
Impfstoff biete einen mehr |nn0vatlon Studien.

o awmmeien b und Wissen- D b bl
benwirkungen seien nicht SChaft.« stoff-Initiative CEPI
festgestellt worden. ,Dies Ugur Sahin, 140 Millionen Euro zur

ist ein Sieg fiir die Innovati-
on, Wissenschaft und welt-
weite  Zusammenarbeit”,
schwirmte Biontech-Chef Sahin. In diesen
Tagen sollte in den USA bei der Arzneimit-
telbehdrde FDA die Notfallzulassung bean-
tragt werden. Die Kriterien dafiir sind we-
niger anspruchsvoll als fiir eine volle Zulas-
sung, die ebenfalls angestrebt wird. Bion-
tech und Pfizer wollen noch in diesem Jahr
weltweit bis zu 50 Millionen Impfstoff-Do-
sen bereitstellen. Im kommenden Jahr kal-
kulieren sie dann mit bis zu 1,3XMilliar-
den Impfstoff-Dosen.

Am 19. November vertffentlichte auch der
US-Pharmakonzern Moderna erfolgver-
sprechende Daten. Sein Impfstoff habe ei-
ne Wirksamkeit von 94,5 Prozent, teilte
Moderna mit.

Eilzulassung Bundesgesundheitsminister
Jens Spahn (CDU) erkldrte nach der Er-
folgsmeldung von Biontech, er gehe davon
aus, dass die Zulassung parallel bei der
FDA und der Europdischen Arzneimittel-
agentur EMA beantragt werde. Als deut-
scher Gesundheitsminister wolle er errei-
chen, dass ein Impfstoff eines deutschen
Unternehmens ,nicht zuerst in anderen
Lindern zur Verfiigung steht”.

Die EMA koordiniert in der EU die Zulas-
sungsverfahren fir COVID-19-Impfstoffe,
die Bewertung selbst nehmen die nationa-
len Arzneimittelbehorden vor. Erfillt das
Vakzin alle Bedingungen, gibt die EMA ei-
ne Zulassungsempfehlung an die Europaii-
sche Kommission, welche die Zulassung
erteilt. Das Verfahren ist strenger als die

Chef von Biontech

Entwicklung eines Corona-
Impfstoffs bereitgestellt so-
wie bei der globalen Geber-
konferenz der EU-Kommission am 4. Mai
weitere Mittel fir CEPI zugesagt. Zudem
will die Bundesregierung den Ausbau von
Abfiillanlagen fiir Durchstichfldschchen
mit bis zu 250 Millionen Euro férdern, da
hier ein Engpass fiir die massenhafte Ver-
sorgung droht.

Liefervertrage Die EU-Kommission hat
Mitte November eine Liefervereinbarung
mit Biontech und Pfizer tiber bis zu
300 Millionen Dosen des Corona-Impf-
stoffs unter Dach und Fach gebracht. Wie
es heifit, hat sie bereits tiber eine Milliarde
Impfdosen von verschiedenen Herstellern
vertraglich gesichert. Aktuell verhandelt sie
mit Moderna tiber die Lieferung von bis zu
160 Millionen Impfdosen.

Das EU-Parlament forderte am 12. Novem-
ber die Offenlegung der Vertrige, zumin-
dest aber Angaben zur Haftung, zum Preis
und zum Zugang zu Impfstoffen. Gesund-
heitskommissarin Stella Kyriakides hielt
dagegen, Geheimbhaltungsvereinbarungen
seien normaler Bestandteil von Verhand-
lungen. Die Kommission konne nicht ein-
seitig entscheiden, bestimmte Informatio-
nen offenzulegen.

Unterdessen hat die EU angekiindigt, ihre
Finanzhilfen fiir Covax, eine im April zu-
sammen mit der Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO) und Frankreich gegriindete
Organisation zur Impfstoffversorgung &r-
merer Linder, um 100 Millionen Euro auf-
zustocken.

In Deutschland laufen indes die Vorberei-
tungen fiir einen Start der Impfungen. Ge-
maf einer Bund-Linder-Vereinbarung wer-
den flichendeckend Impfzentren einge-
richtet, mobile Teams sollen die Menschen
erreichen, die nicht dorthin kommen kon-
nen. Fir den Transport und die sichere La-
gerung der Vakzine, die eine Kiithlung von
bis zu 80 Grad minus brauchen, wird mit
Unterstiitzung der Bundeswehr eine Logis-
tikkette aufgebaut. Mitte Dezember soll die
gesamte Infrastruktur stehen und auch das
erforderliche Personal rekrutiert sein, da-
mit nach einer Freigabe sofort losgelegt
werden kann.

Impfprogramm Zuerst sollen besonders
gefihrdete Senioren und Menschen mit
Vorerkrankungen geimpft werden, kurz da-
nach auch Beschiftigte etwa im Gesund-
heitswesen, bei Polizei und Feuerwehr so-
wie in Bildung und Erziehung. So haben es
die Stindige Impfkommission (STIKO),
der Ethikrat und die Nationale Akademie
der Wissenschaften, Leopoldina, empfoh-
len. Schwere Covid-Verldufe und Todesfille
miissten verhindert und Menschen ,mit
besonders hohem arbeitsbedingtem Sars-
CoV-2-Expositionsrisiko”  geschiitzt wer-
den, schreiben sie. Thomas Mertens, der

Vorsitzende der STIKO am Robert Koch-In-
stitut (RKI), erwartet, dass eine umfassende
Impfkampagne in Deutschland nicht vor
2022 abgeschlossen sein diirfte. Klar ist,
dass die Impfung freiwillig sein wird. Eine
Informationskampagne soll Menschen er-
reichen, die noch zogern, da nur mit einer
Impfquote von etwa 70 Prozent eine soge-
nannte Herdenimmunitat erreicht werden
kann. Bis jetzt will sich nach Umfragen nur
gut die Hélfte der Bevolkerung bestimmt
impfen lassen. Ein relativ kleiner Teil der
Bevolkerung wird den hartnéckigen Impf-
gegnern oder Skeptikern zugeordnet.

Kosten Was das alles kosten wird, ist noch
unklar. Die USA haben mit Pfizer und Bion-
tech einen Preis von 19,50 Dollar, rund
16,50 Euro, pro Impfdose vereinbart. Wie
aus der EU-Kommission zu erfahren ist, soll
die EU weniger zahlen. Das spiegele teilwei-
se die finanzielle Unterstiitzung der EU und
Deutschlands fiir die Entwicklung des Impf-
stoffs wider, heifSt es. Ansonsten kursieren
Preisangaben zwischen 2,50 Euro pro Dosis
beim britischen Hersteller Astrazeneca bis
zu 37 Dollar bei Moderna. Noch nicht end-
giiltig geklart ist auch, wer fir die Kosten
aufkommt. In Deutschland werden wohl
die Krankenkassen die Impfungen bezah-

len, ob sie aber wie gefordert das Geld
durch einen hoheren Bundeszuschuss zu-
rilckbekommen, ist noch offen.

Sputnik V Schon seit August offiziell zuge-
lassen ist ein Impfstoff in Russland. Er
heifdt Sputnik V und trigt damit den Na-
men des ersten Satelliten, mit dessen Start
die Sowjetunion 1957 den Westen ver-
bliiffte. Offensichtlich ging es auch jetzt
darum, Erster zu sein. Jedenfalls kritisier-
ten Wissenschaftler weltweit, dass der
Impfstoff langst nicht hinreichend erprobt
sei. Nun hat zwei Tage nach Biontech und
Pfizer der russische Staatsfonds, der die
Forschung finanziert, Zwischenergebnisse
einer Studie prasentiert. Diese zeige eine
92-prozentige Wirksamkeit von Sputnik V.
Ernste Nebenwirkungen seien nicht festge-
stellt worden. Offensichtlich wird das Vak-
zin aber keineswegs schon breit eingesetzt,
wie es die Ankiindigung vom August hitte
erwarten lassen. Vielmehr sagte Alexander
Gintsburg, Direktor des staatlichen Gama-
leja-Instituts, das den Impfstoff entwickelt
hat, er gehe davon aus, dass in den kom-
menden Wochen mit Massenimpfungen in
Russland begonnen werden konne.

Weltweit laufen nach Angaben des Ver-
bands Forschender Arzneimittelhersteller

Hoffnung mit dem Kiirzel BNT162b2

FORSCHUNG Die Gentechnik eroffnet ganz neue Wege bei der Herstellung von Impfstoffen

Das Impfstoffkiirzel BNT162b2 der Firma
Biontech klingt nichtssagend, dahinter ver-
birgt sich gleichwohl, wenn die Daten
stimmen, eine Revolution fiir die Entwick-
lung von Impfstoffen. Als die Firma mit
der vielversprechenden Mainzer Adresse
An der Goldgrube 12 verkiindete, einen
Corona-Impfstoff mit mehr als 90 Prozent
Schutzwirkung erfolgreich getestet zu ha-
ben, war die Uberraschung in Fachkreisen
grof3, denn die Quote tbertrifft die kithns-
ten Erwartungen - und das nach wenigen
Monaten Forschung. Fiir eine Zulassung
wire eine Wirksamkeit von mehr als 50
Prozent schon ausreichend.

Totimpfstoffe Normalerweise dauert die
Entwicklung von Impfstoffen mehrere Jah-
re, manchmal sogar Jahrzehnte. Die Anfor-
derungen an die Vakzine sind hoch, sie
sollen nicht nur wirksam, sondern auch si-
cher sein. Letztlich muss sich ein Impfstoff
fur die Pharmaindustrie auch rechnen, wo-
moglich ist das der Grund, weshalb es ei-
nen Impfstoff gegen SARS, das 2002/2003
ebenfalls pandemisch auftrat und dem
neuen Coronavirus dhnelt, noch immer
nicht gibt. Die Verbreitung bei SARS blieb
mit 8.000 gemeldeten Fillen vergleichswei-
se gering.

Traditionell werden Impfstoffe aus inakti-
vierten Viren hergestellt, das heifit, es wer-
den abgetotete oder abgeschwichte Erreger
als Antigene verwendet. So haben Forscher
nach Angaben der Berliner Charité in einem
Verfahren Coronaviren weitgehend un-
schddlich gemacht, sodass eine Vermehrung
ausgeschlossen ist, der Korper die Eindring-
linge aber noch erkennt und bekdmpft, also
die Immunabwehr einleitet. Die Tests sind

noch nicht abgeschlossen. Die meisten der
schon zugelassenen Impfungen basieren auf
Totimpfstoffen, so etwa gegen Tetanus,
Diphtherie, Hepatitis B oder auch Grippe.
Der Vorteil bei Totimpfstoffen ist die einfa-
che Herstellung, ein Nachteil besteht in der
méglichen Uberreaktion des Korpers auf die
Impfung.

Vektor-Technik Seit Jahren riickt jedoch
die Genforschung immer mehr in den
Blickpunkt der Impfstoffentwickler, denn
die sich hier abzeichnenden Verfahren
deuten auf eine sichere und sehr effektive
Bekdmpfung der Erreger hin. Eine Strategie
basiert auf der sogenannten Vektor-Tech-
nik. Dabei werden harmlose Viren im La-
bor genetisch so verindert, dass sie den
Sars-Cov-2 dhneln und damit bei einer
Impfung eine Immunabwehr auslosen.

Das Vektor-Virus ist ungefihrlich, weil die
ibrigen erregertypischen Gene fehlen. Auf
dieser Technologie basieren bereits erprob-
te Wirkstoffe gegen Zika, HIV, Ebola und
Dengue.

Boten-RNA-Technologie Einen anderen
Weg gehen die Entwickler bei Impfstoffen
auf Basis der mRNA-Technologie. Die RNA
(Ribonukleinsdure) beinhaltet die Erbin-
formationen und steuert die Proteinbio-
synthese. Die messenger RNA (mRNA)
oder auch Boten-RNA transportiert dazu
Informationen aus dem Zellkern zu den
Ribosomen und 16st dort die Bildung be-
stimmter Proteine aus. Dazu werden die
Informationen zunichst auf die RNA tiber-
tragen (Transkription) und dann bei der
Synthese von Proteinen wieder abgelesen
(Translation). Bei der Impfstoff-Technik
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(VFA) mindestens 224 Impfstoffprojekte
gegen Sars-CoV-2. In Deutschland beschif-
tigen sich damit, neben den schon genann-
ten Unternehmen, Leukocare in Planegg,
Artes Biotechnology in Langenfeld im
Rheinland, CanVirex in Braunschweig, Pri-
me Vector Technologies in Tiibingen und
baseclick in Neuried bei Miinchen sowie
eine Reihe von Universititen und For-
schungsinstituten. Weitere Firmen sind un-
terstiitzend beteiligt, etwa in der Zuliefe-
rung oder der Auftragsproduktion.

Fir die Unternehmen ist die Impfstoffent-
wicklung ein Wagnis. Allein die klinischen
Studien mit zigtausenden Probanden ver-
schlingen Unsummen. Curevac-Vorstands-
chef Franz-Werner Haas erwartet bis zur
Marktzulassung Kosten von rund 400 Mil-
lionen Euro. Scheitert die Erprobung, ist
das Geld weg. In der Branche spricht man
vom ,Tal des Todes”, das vor einem mogli-
chen Erfolg durchquert werden muss. An-
dererseits winken immense Gewinne, was
bei einigen Firmen schon zu Kursspriingen
an der Borse fiihrt. Fithrungskrifte von Mo-
derna und Pfizer haben bereits mit groflem
Gewinn Anteile verkauft. Pfizer wurde im
Ubrigen 1849 in Brooklyn von den Ein-
wanderern Karl Pfizer und Karl Erhart aus
Ludwigsburg gegriindet. Peter Stutzle I

wird die mRNA mit Informationen tiber
Proteine des Coronavirus versorgt. Der Bo-
tenstoff 16st im Korper die Produktion von
Corona-Proteinen aus und fiihrt zur Im-
munabwehr. Es werden also nicht Antigene
gespritzt, sondern die Bauanleitung fiir An-
tigene.

Krebstherapie Das Verfahren, das unter
anderem bei den deutschen Firmen Bion-
tech und Curevac zum Einsatz kommt,
wird auch schon in der Krebstherapie ge-
nutzt. Die individualisierte Immunthera-
pie kénnte im Kampf gegen Krebs oder sel-
tene Erkrankungen ein Meilenstein sein.
Gearbeitet wird zudem an einem mRNA-
Impfstoff gegen Tollwut und Grippe. Impf-
stoffe auf Basis der mRNA-Technologie las-
sen sich schnell und giinstig herstellen, sie
sind auflerdem gegen unterschiedlichste
Erreger einsetzbar. Forscher sehen in dieser
Technik grofles Potenzial. Allerdings gibt es
bisher weltweit noch keine Zulassung fiir
einen mRNA-Impfstoff.

Neben Biontech hat auch der US-Konzern
Moderna einen mRNA-Impfstoff erfolg-
reich getestet. Das Vakzin mRNA-1273 er-
reichte in der Phase-3-Studie eine Schutz-
wirkung von 94,5 Prozent. Die Vertraglich-
keit soll gut sein. Moderna will nach der
angestrebeten Eilzulassung bis Ende des
Jahres 20 Millionen Dosen herstellen, 2021
dann bis zu eine Milliarde Dosen. pk 1l

Weiterfihrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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rinnen debattiert und
entscheidet der Bundes-
tag tiber das neue Bevol-
kerungsschutzgesetz (sie-
he Seite 1 bis 3), draufRen
demonstrieren Tausende
gegen die staatlichen Anti-Corona-Mafi-
nahmen, wihrend ein Groflaufgebot der
Polizei fiir einen ungestorten Parlaments-
betrieb sorgt. So war es am vergangenen
Mittwoch, doch ganz so ungestort blieb es
in den Bundestagsgebduden nicht: Mehrere
Giste von AfD-Abgeordneten bedringten
dort andere Parlamentarier, filmten sie ge-
gen ihren Willen - ,sehr ernste Vorfille”,
schrieb  Bundestagsprasident ~Wolfgang
Schiuble (CDU) am Folgetag nach ,inten-
siven Beratungen des Altestenrates” in ei-
nem Brief an alle Mitglieder des Hohen
Hauses.
Er habe, heifit es darin weiter, die Verwal-
tung gebeten, ,alle rechtlichen Moglichkei-
ten zu priifen, gegen die Téter und diejeni-
gen vorzugehen, die ihnen Zugang zu den
Liegenschaften des Bundestages verschafft
haben”. Dariiber hinaus lasse er priifen, wie
das bestehende Regelwerk erginzt werden
konne, um wirkungsvoller gegen solchen
Missbrauch vorgehen zu kénnen.

Heftige Emporung Auch am Freitagvor-
mittag sorgten die Vorfille in einer Aktuel-
len Stunde des Parlaments fiir heftige Em-
porung aller anderen Fraktionen; beantragt
hatte die Koalition die Debatte mit dem Ti-
tel ,Bedringung von Abgeordneten verur-
teilen - Die parlamentarische Demokratie
schiitzen”. Was man am Mittwoch erlebt
habe, konstatierte Michael Grosse-Bromer
(CDU) als erster Redner, sei ,ein Angriff
auf das freie Mandat und ein Angriff auf
die parlamentarische Demokratie”. Zwar
sei man gewohnt, dass die AfD das Anse-
hen des Parlaments ,in den Dreck ziehen”
wolle, doch sei mit diesen Ereignissen ,ei-
ne neue Qualitit” erreicht worden. Eine
Abstimmung im Bundestag habe offenbar
»durch Bedringung - man konnte auch sa-
gen: durch Notigung” beeinflusst werden
sollen. Dies sei der Tiefpunkt einer dauer-
haften Strategie der AfD im Parlament.
AfD-Fraktionschef Alexander Gauland sag-
te, dass gewahlte Volksvertreter von Gisten
zweier Abgeordneter seiner Fraktion ,be-
drangt und beldstigt wurden, ist unzivili-
siert und gehort sich nicht” Dafiir ent-
schuldige er sich als Fraktionsvorsitzender.
Hier sei etwas ,aus dem Ruder gelaufen”,
fugte er hinzu und raumte ein: ,Das hitten
wir verhindern und diese Besucher beauf-
sichtigen miissen.” ,Unterstellungen”, die-
se Vorfille seien von der AfD-Fraktion be-
absichtigt gewesen, seien jedoch ,infam”.
Auch vermisse er bei der Bewertung der
Vorfille ,die Gleichheit der Maf3stibe”. So
sei am Mittwoch ein Mitglied seiner Frakti-
on auflerhalb des Parlaments von der Poli-
zei festgenommen worden, obwohl er sich
als Abgeordneter ausgewiesen habe. Es wi-
re angemessen, wenn die anderen Fraktio-
nen auch diesen ,Angriff auf einen Volks-
vertreter” verurteilen wiirden.

Dirk Wiese (SPD) nannte Gaulands Recht-
fertigung ,scheinheilig” Bei den Vorfillen
habe es sich nicht um einen zufillig ge-
schehenen Einzelfall gehandelt, sondern
um eine ,bewusste Grenziiberschreitung in
voller Absicht”. Man lebe aber heute in ei-
ner wehrhaften Demokratie und wisse,

KURZ NOTIERT

Renten-Versichertenzeiten
von DDR-Altiibersiedlern

Der Bundestag hat sich in der vergange-
nen Woche in einer Debatte mit der Ant-
wort (19/16953) der Bundesregierung
auf eine GroBe Anfrage (19/11250) der
Fraktion Die Linke zur riickwirkenden
Einbeziehung der DDR-Altiibersiedler in
das Gesetz zur Renteniiberleitung be-
fasst. Darin geht es um die rentenrechtli-
che Bewertung der DDR-Versichertenzei-
ten von Menschen, die vor 1989 in die
Bundesrepublik gefliichtet oder iberge-
siedelt sind. Die Bundesregierung weist
in der Antwort die Auffassung als unzu-
treffend zuriick, wonach Regelungen des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB
VI) nicht fiir die Bewertung dieser Versi-
chertenzeiten gelten. che l

3,5 Milliarden Euro fiir
Betreuung von Grundschiilern

Der Bundestag hat dem Gesetzentwurf
(19/17294; 19/24478) der Bundesregie-
rung zur Errichtung des Sondervermé-
gens fiir den Ausbau der ganztdgigen
Bildungs- und Betreuungsangebote fiir
Kinder im Grundschulalter zugestimmt.
Damit wird der Grundstein dafiir gelegt,
dass der Bund die Lander mit 3,5 Milliar-
den Euro fiir den Ausbau der Angebote
unterstiitzt. CDU/CSU, SPD und Griine
stimmten fur den Entwurf. AfD, Linke
und FDP enthielten sich.
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»Sehr ernste
Vorfalle«

BUNDESTAG AfD-Giste bedrangen Abgeordnete. Die

L ®

il

AfD-Abgeordnete Protestplakate hoch.

,wie wir mit Verfassungsfeinden umgehen
konnen”. Es sei richtig, dass der Altestenrat
beschlossen habe, diese Vorfille straf- und
ordnungsrechtlich zu priifen.

»Tabubruch« Marco Buschmann (FDP)
warf der AfD vor, ,die Institutionen in den
Schmutz ziehen” zu wollen, weil sie diese
hasse. Ziel der Vorfille vom Mittwoch sei
es gewesen, ,ein Klima der Bedrohung in
dieses Haus zu tragen” Die AfD sei erst-
mals von ,technischer Obstruktion zu phy-
sischer Obstruktion des Parlaments iiber-
gegangen”. Dies sei ein ,Tabubruch”. Man
werde jedoch alle bestehenden rechtlichen
Instrumente nutzen und gegebenenfalls er-
weitern, um sich dagegen zu wehren: ,Phy-
sische Obstruktion lasst sich dieses Parla-

anderen Fraktionen sehen einen /Ang
godecsy | ghen aluch s

ment nicht gefallen”, unterstrich Busch-
mann.

Petra Pau (Linke) nannte es ,menschenver-
achtend und demokratiefeindlich”, dass
AfD-Abgeordnete Personen in Bundestags-
gebdude geholt hitten, ,die andere Parla-
mentarier hier drinnen bedringen und be-
drohen”. Wie die AfD im Zusammenhang
mit dem neuen Bevolkerungsschutzgesetz
von einem ,Ermdchtigungsgesetz” wie von
1933 zu sprechen, verharmlose den Fa-
schismus und verhohne dessen Opfer. Die
AfD werfe anderen Parteien vor, die Coro-
na-Pandemie ,parteiegoistisch zu miss-
brauchen”, doch tatsichlich versuche sie
sich selbst auf Kosten von vielen erkrank-
ten und gefihrdeten Biirgern zu profilie-
ren. Dies sei ,erbarmlich”.

Mit Geld gegen die Krise

ARBEIT Kurzarbeit-Sonderregeln werden bis Ende 2021 verlangert

Ja, es sei ,sehr, sehr teuer” gab Bundesar-
beitsminister Hubertus Heil (SPD) zu.
18 Milliarden Euro habe die Bundesregie-
rung in diesem Jahr schon fir das Kurzar-
beitergeld ausgegeben. Aber die Finanzie-
rung von Massenarbeitslosigkeit sei keine
Alternative. ,Wir verldngern die Kurzarbeit
rechtzeitig, denn die Krise ist noch nicht
vorbei”, bekriftigte der Minister. Er appel-
lierte zugleich an die Unternehmen: ,Wir
helfen Thnen, aber nutzen Sie dieses Instru-
ment auch! Was ich nicht erleben will, ist,
dass nach der Krise iiber Fachkriftemangel
geklagt wird”, sagte Heil.

Diese Krise habe die Regierung selbst verur-
sacht, entgegnete Martin Sichert (AfD) in der
abschlieflenden Beratung des Beschiftigungs-
sicherungsgesetzes (19/23480; 19/24219)
am vergangenen Freitag. Er warf der Regie-
rung vor, die Notwendigkeit fiir die Regelun-
gen selbst geschaffen zu haben, indem sie
ganze Wirtschaftszweige durch einen Lock-
down lahmlege. ,Die Verldngerung des Kurz-
arbeitergeldes ist ein fatales Signal, denn es
bedeutet, dass Sie davon ausgehen, dass
Lockdown und wirtschaftliche Beschrankun-
gen bis Ende nichsten Jahres andauern wer-
den.”

Weiterbildung Mit der Verabschiedung
des Gesetzes hat der Bundestag den Weg
frei gemacht fiir die Verldngerung der Kurz-
arbeit- und anderer pandemiebedingter
Sonderregelungen. Die Oppositionsfraktio-
nen AfD, FDP, Die Linke und Biindnis 90/
Die Griinen stimmten mit Enthaltung.

Mit dem Gesetz sollen nicht nur die Ende
des Jahres auslaufenden Regeln zum Kurz-
arbeitergeld, also dessen Erhohung nach
dem dritten Bezugsmonat, bis Ende 2021
verlangert werden. Ab Mitte ndchsten Jah-
res wird auch die Finanzierung von Weiter-
bildungsmafinahmen wihrend der Kurzar-

beit gefordert. Die befristeten Hinzuver-
dienstgrenzen liegen kiinftig bei 450 Euro
(derzeit liegt die Grenze hoher), was vor
allem die Griinen kritisierten.

Peter Weiff (CDU) verwies auf die kon-
junkturelle Erholung der Wirtschaft im
dritten Quartal. ,Aber die steigenden In-
fektionszahlen gefihrden den Wiederauf-
schwung”, warnte er und appellierte an al-
le, die Maflnahmen zum Schutz vor
COVID 19 einzuhalten. Weifl betonte, es
sei ein Erfolg, dass Qualifizierungen auch
dann bis zum Ende gefordert wiirden,
wenn die Zahlung von Kurzarbeitergeld
bereits ausgelaufen sei. ,Wir brauchen fur
die Zukunft qualifizierte Mitarbeiter”, sagte
der CDU-Politiker.

Johannes Vogel (FDP) kritisierte weniger
das Kurzarbeitergeld als die seiner Ansicht

STICHWORT |

Kurzarbeitergeld

> Definition Anspruch auf Kurzarbeiter-
geld hat, wessen Arbeitgeber die regel-
maBige Arbeitszeit kiirzen muss und dies
bei der Agentur fiir Arbeit angezeigt hat.
Kurzarbeitergeld soll den Verdienstaus-
fall teilweise wieder ausgleichen.

> Hohe Die Hohe liegt standardmaBig bei
60 beziehungsweise 67 (mit Kind) Pro-
zent des letzten Nettogehaltes.

> Ausnahmen Als Reaktion auf die Coro-
na-Pandemie wurde im Friihjahr das
Kurzarbeitergeld ab dem vierten Bezugs-
monat auf 70 oder 77 (mit Kind) Prozent
und ab dem siebten Monat auf 80 bezie-
hungsweise 87 Prozent angehoben.

riff a

uf die Demokratie
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Im Plenarsaal unzulassig: Wahrend der Rede von Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) zum Bevélkerungsschutzgesetz hielten
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Britta Haflelmann (Griine) unterstrich, die
,von der AfD eingeschleusten Personen
wollten die gewihlten Abgeordneten an
der Ausiibung ihres freien Mandats hin-
dern”. Dabei hitten die AfD-Abgeordneten
genau gewusst, wen sie einladen und was
deren Absicht gewesen sei. Gaulands Auf3e-
rungen seien ,Ausfliichte mit doppeltem
Boden”. Wer Abgeordnete einzuschiichtern
versuche, ,greift unsere Demokratie an”
Vor diesen ,destruktiven und antiparla-
mentarischen Angriffen” wiirden FDP, Uni-
on, Griine, SPD und Linke zusammen das
Parlament schiitzen, betonte Haflelmann
und fiigte hinzu, man lasse sich ,von
Rechtsextremen nicht auf der Nase herum-
tanzen - weder hier im Parlament noch
anderswo”. Helmut Stoltenberg Il

nach grobe Vernachlassigung von Selbstan-
digen in der jetzigen Krise. Diese wiirden
wie Erwerbstdtige zweiter Klasse behandelt,
wihrend man Angestellten grofiziigig unter
die Arme greife. ,Wenn die Politik den
Menschen das Geschift verbietet, muss sie
fur eine Entschidigung sorgen. Dafiir tun
Sie viel zu wenig”, so Vogel.

Aus Sicht von Sabine Zimmermann (Die
Linke) lasst die Regierung noch eine Grup-
pe im Regen stehen: All jene, die Arbeitslo-
sengeld I beziehen oder es demnichst be-
ziehen miissen. Sie kritisierte, dass die Son-
derregelungen fiir einen lingeren Bezug
des ALG I nicht verldngert wiirden, obwohl
doch Kklar sei, wie schwierig sich die Jobsu-
che derzeit gestalte. Zimmermann forderte
auflerdem, Unternehmen zur Riickzahlung
von erstatteten Sozialbeitrigen zu zwingen,
wenn sie ihre Beschiftigten trotz Bezug
von Kurzarbeitergeld entlassen.

Wirtschaft und Psychologie Wolfgang
Strengmann-Kuhn (Griine) kritisierte die
Anhebung des Kurzarbeitergeldes erst nach
drei Monaten als an den Bediirfnissen der
Menschen vorbeigehend. Er warb fir ein
,Kurzarbeitergeld Plus”, das einen nach
dem Einkommen gestaffelten Lohnersatz
vorsieht und Geringverdiener dadurch bes-
ser stellen soll. Auflerdem sei es viel zu
spat, Weiterbildungen erst ab Sommer
2021 zu fordern. ,Wir brauchen schon jetzt
eine Weiterbildungsoffensive”, forderte er.

Bernd Riitzel (SPD) betonte, die Beschif-
tigten und die Wirtschaft briauchten Pla-
nungssicherheit. ,Wirtschaft ist immer
auch Psychologie. Deshalb ist es besser, zu
wissen, wenn ich Hilfe brauche, dann steht
diese auch zur Verfiigung.” Auch nach der
Krise miisse die deutsche Wirtschaft erfolg-
reich sein, dafiir leiste das Gesetz seinen
Beitrag, sagte er. Claudia Heine 1

Ein groBes Paket

SOZIALES Gesetz zu Rente, Reha und Sozialwahlen

Die jihrliche Renteninformation der ge-
setzlichen  Rentenversicherung kommt
zwar zuverldssig ins Haus geflattert. Aber
iiber den Rest, so vorhanden, ist es eher
schwerer, den Uberblick zu behalten. Ge-
meint sind zum Beispiel Altersvorsorgen
aus betrieblichen oder berufsstindischen
Versorgungswerken oder privaten Renten-
versicherungen. Die Bundesregierung will
das nun dndern. Eine Digitale Renteninfor-
mation, die alle relevanten Daten biindelt,
soll die Untibersichtlichkeit beenden und,
so die Hoffnung, dadurch den Anreiz ver-
stirken, sich mit der Altersvorsorge intensi-
ver zu beschiftigten.

Transparenz schaffen In der vergangenen
Woche verabschiedete der Bundestag einen
Gesetzentwurf (19/23550; 19/24487) der
Bundesregierung mit dem sperrigen Titel
,Gesetz zur Verbesserung der Transparenz
in der Alterssicherung und der Rehabilitati-
on sowie zur Modernisierung der Sozial-
versicherungswahlen und zur Anderung
anderer Gesetze”. Denn neben der Renten-
information hat das Gesetz noch zwei an-
dere grof3e Ziele: Erstens mehr Transparenz
und Diskriminierungsfreiheit bei der Be-
schaffung medizinischer Rehabilitations-
leistungen durch die Trager der Rentenver-
sicherung herzustellen. Zweitens die Mo-
dernisierung der Sozialwahlen, also der
Wahlen zu den Selbstverwaltungsorganen
der Sozialversicherung. Im Laufe der parla-
mentarischen Beratungen wurden noch
weitere Anderungen an anderen Sozialge-
setzbiichern an den Entwurf angehéngt.

In der Debatte begriifite zwar auch die Op-
position viele Aspekte, doch zu viele De-
tails des Projektes lieflen AfD, FDP und
Linke nur mit Enthaltung stimmen. Die
Griinen begriindeten ihre Zustimmung vor
allem mit den Verbesserungen bei der Re-
ha. Zur Reform der Sozialwahlen hatte die
Fraktion einen eigenen Antrag (19/22560)
vorgelegt, der jedoch abgelehnt wurde.
Markus Kurth (Griine) bezweifelte in der
Debatte, dass die Triger der Rentenversi-
cherung und die Reha-Einrichtungen kiinf-
tig Preise im Konsens aushandeln werden.
,Da fehlt ein Sanktionsmechanismus. Falls
die Trager sich nicht einigen, darf das nicht
zu Lasten der Versicherten gehen”, sagte er.
Max Straubinger (CSU) hatte keine Zwei-
fel, dass mit der Starkung des Wunsch- und
Wahlrechts der Versicherten die Interessen
der Reha-Finrichtungen und der Patienten
kiinftig starker berticksichtigt werden.

AfD, FDP und Linke kritisierten, dass die
Renteniibersicht zunichst auf Freiwilligkeit
beruht. Die versprochene Transparenz leis-
te das Gesetz eben nicht, weil nicht alle
Versorgungsgesellschaften angebunden
wiirden, kritisierte Ulrike Schielke-Ziesing
(AfD). ,Sie setzen nur jene Puzzleteile zu-
sammen, die auf dem Tisch liegen und
ignorieren die unter dem Tisch”, erginzte
Johannes Vogel (FDP). Matthias W. Birk-
wald (Linke) forderte, die Renteniibersicht
nicht nur digital zur Verfiigung zu stellen.
,Die Losung ist nicht perfekt, aber wir star-
ten jetzt und wollen auf dem Weg weitere
Beteiligte mitnehmen”, verteidigte Martin
Rosemann (SPD) das Gesetz. che l

Wenig sozialer Schutz

ARBEIT Debatte iiber Reform der Minijobs

Die Fraktion Die Linke will Minijobs ab
dem ersten Euro sozialversicherungspflich-
tig machen. ,Diese Beschiftigungsform ist
frei von sozialem Schutz”, begriindete Su-
sanne Ferschl den Antrag (19/24003) ihrer
Fraktion. Minijobs seien auch keine Briicke
in den reguliren Arbeitsmarkt, fiigte sie
hinzu und widersprach damit der FDP, de-
ren Antrag ,Minijobs dynamisieren” (19/
24370) ebenfalls vergangene Woche vom
Bundestag beraten und an die Ausschiisse
Uiberwiesen wurde.

Nach dem Willen der Linken soll fiir Mini-
jobs eine Mindestanzahl von 22 Stunden
pro Woche gelten, von der nur auf Wunsch
der Beschiftigten nach unten abgewichen
werden darf. Auflerdem soll der gesetzliche
Mindestlohn umgehend auf mindestens
zwolf Euro pro Stunde erhoht werden.

Die FDP will dagegen Minijobs ausweiten
und die Lohnobergrenze von derzeit
450 Euro auf 660 Euro erhohen. Damit
Minijobber auch von der Anhebung des
Mindestlohnes profitierten, soll die Ober-
grenze auf das 60-fache des Mindestlohnes
festgelegt werden, heif3t es in dem Antrag.
Der sozialpolitische Sprecher der Libera-
len, Pascal Kober, verwies auf die Rand-
und Stofizeiten in Landwirtschaft, Hotelle-

rie, Gastronomie und Kultur, wo Minijob-
ber gebraucht wiirden.

Torbjorn Kartes (CDU) warf der Linken
vor, eine ,faktische Abschaffung des Mini-
jobs” zu wollen. Gleichzeitig widersprach
er der Forderung nach einer Anhebung des
Mindestlohnes. Damit wiirden gerade in
der aktuellen Krise alle Bemithungen kon-
terkariert, dass moglichst wenige Menschen
ihren Job verlieren, sagte er.

Die AfD-Fraktion sprach sich fiir einen An-
spruch auf Kurzarbeitergeld fiir Minijobber
aus. Diese Benachteiligung miisse iiber-
wunden werden, betonte ihr Sozialexperte
Jirgen Pohl.

Minijobber gehorten zu den grofien Verlie-
rern der aktuellen Krise, sagte Gabriele Hil-
ler-Ohm (SPD). Wenn, wie von der FDP
gefordert, die  Lohnobergrenze  auf
660 Euro hochgeschraubt werde, wiirden
rund 500.000 reguldre Jobs zu Minijobs
degradiert werden, warnte sie.

Die Griinen unterstiitzten die Forderungen
nach einer vollen Sozialversicherungs-
pflicht und der sofortigen Erh6hung des
Mindestlohns auf zwolf Euro. Allerdings
brauche es ein gutes Konzept und das habe
Die Linke nicht vorgelegt, sagte Beate Miil-
ler-Gemmeke. Susann Kreutzmann |l

»Graue Wolfe« im Visier

INNERES Regierung soll Verbot der »Ulkiicii«-Vereine priifen

Gerade in der laufenden Wahlperiode ver-
dient es besonderer Erwdhnung, wenn im
Bundestag alle Fraktionen eine Forderung
offensichtlich zumindest im Kern teilen.
Dies war vergangene Woche der Fall, als
das Parlament iiber ein Verbot der tiirki-
schen Ulkiicii-Bewegung debattierte, in
Deutschland als ,Graue Wolfe” bekannt.
,Nationalismus und Rassismus die Stirn
bieten - Einfluss der Ulkiicii-Bewegung zu-
riickdrangen” lautete der Titel eines An-
trags von CDU/CSU, SPD, FDP und Grii-
nen (19/24388); mit ,Verbot der Grauen
Wolfe” hatte die AfD-Fraktion ihre Vorlage
(19/24328) tiberschrieben
und Die Linke ihren Antrag
mit ,Graue Wolfe und de-
ren  Vereinigungen in
Deutschland verbieten”
(19/24363). Am Ende wur-
de die Vier-Fraktionen-Vor-
lage gegen die AfD-Stim-
men angenommen, wih-
rend die beiden anderen
erwartungsgemdfl  keine
Mehrheit fanden.

Mit dem Beschluss fordert
der Bundestag die Bundes-
regierung auf, gegen die
Vereine der Ulkiicii-Bewegung Organisati-
onsverbote zu priifen, den Aktivititen der
Grauen Wolfe mit den Mitteln des Rechts-
staates entgegenzuwirken und mit den in-
ternationalen Partnern alle erforderlichen
Mafinahmen ergreifen, um den Einfluss
der Bewegung in Europa zuriickzudridngen.
Christoph de Vries (CDU) verwies in der
Debatte darauf, dass die Bewegung hierzu-
lande mit Vereinen und Sympathisanten
bis zu 18.000 Personen umfasse und die
grofite rechtsextremistische Bewegung sei.
Die Grauen Wolfe seien »rassistische, anti-
semitische, tiirkische Ultranationalisten”

»Sie wollen
die Gehirne
bereits der
Kleinsten mit
ihrem Hass
vergiften.«

Cem Ozdemir
(Bliindnis 90/Die Grtinen)

und eine Gefahr fur die freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung. Uli Grotsch
(SPD) sagte, die Ideologie der Grauen Wol-
fe verstofle gegen das Demokratieprinzip
und die Volkerverstindigung. Daher miiss-
ten sie auf den ,verfassungsrechtlichen
Priifstand”.

Benjamin Strasser (FDP) betonte mit Blick
auf das jiingst in Frankreich verhédngte Ver-
bot der Grauen Wolfe, dass diese dort
durch gewalttitige Ubergriffe auffielen,
wihrend sie in Deutschland gezielt ver-
suchten, tiber legalistische Vereinigungen
und Verbdnde die Gesellschaft und Politik
im Sinne ihrer ,menschen-
verachtenden Ideologie” zu
beeinflussen. Dabei habe
man diese Verbande in der
Vergangenheit unterschitzt,
rdumte Strasser ein. Cem
Ozdemir (Griine) warnte,
die Grauen Wolfe wollten
,die Gehirne bereits der
Kleinsten mit ihrem Hass
auf Christen, auf Juden, auf
Andersdenkende vergiften”,
und sprach von einem
,langst tberfilligen Verbot
der Ulkiiciiler”.

Beatrix von Storch (AfD) kritisierte, Union
und SPD wiirden jetzt nur wegen des AfD-
Antrags tdtig, nachdem sie zuvor ,seit Jahr-
zehnten weggeschaut” hitten. Die Grauen
Wolfe gehorten verboten und ihre Anhin-
ger nicht nach Deutschland. Sevim Dagde-
len (Linke) sagte, endlich hitten sich Ko-
alition, FPD und Griine zu einem Priifauf-
trag fir ein Verbot der Grauen Wolfe
durchgerungen, das ihre Partei schon seit
Jahrzehnten fordere. Der ,Hetze von Isla-
misten und tiirkischen Nationalisten” mis-
se endlich die Organisationstruktur entzo-
gen werden. sto I
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Unter der Pandemie-Bedingungen: Soldaten beim Feierlichen Gel6bnis zum 65. Griindungstag der Bundeswehr vor dem Schloss Bellevue.
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VERTEIDIGUNG Die AfD steht mit der Forderung nach einer Riickkehr zur Wehrpflicht allein

ie Reaktionen fielen ein-
hellig aus: Nein, eine
Riickkehr zur Wehrpflicht
wird es mit uns nicht ge-
ben, schallte es der AfD-
Fraktion am vergangenen
Freitag aus den Reihen aller anderen Frak-
tionen entgegen. Aber genau das ist was,
was sich die ,Alternative fiir Deutschland”
wiinscht. In ihrem Antrag
(19/24401), tber den der

wehr ,als Ganzes nicht einsatzfihig” sei,
heifdt es im Antrag.
Der verteidigungspolitische Sprecher der
AfD-Fraktion, Riidiger Lucassen, versuchte
in der Debatte das Anliegen seiner Fraktion
dann aber mit ganz anderen Argumenten
zu begriinden. Die Wehrpflicht habe in
Deutschland tiber 200 Jahre gut funktio-
niert, Armee und Gesellschaft verbunden.
Sie sei der ,Wesenskern”
der Bundeswehr gewesen

Bundestag debattierte und »Die und habe zur DNA der
ihn anschlieffend zur weite- Bundesrepublik gehort. An
ren Beratung in den Vertei- Bundeswehr die Union gewandt sagte

digungsausschuss tiberwies,
fordert die Fraktion die
Bundesregierung auf, die
im Jahr 2011 ausgesetzte
Wehrpflicht riickgéngig zu
machen. Mindestens
30.000 junge Mdnner
miissten pro Jahr fiir einen
zwolfmonatigen Wehr-
dienst einberufen werden,
damit die Bundeswehr den Verfassungsauf-
trag zur Landesverteidigung nach Artikel
87a Grundgesetz erfiillen zu kénnen. Der-
zeit konnten es die deutschen Streitkrifte
im Verteidigungsfall ndmlich nicht mit ei-
nem ,kampfstarken Herausforderer” auf-
nehmen, ist sich die AfD sicher. Auch der
ehemalige Wehrbeauftragte des Bundesta-
ges, Hans-Peter Bartels, habe noch Anfang
des Jahres angemahnt, dass die Bundes-

ist nicht
die
Schule
der Nation.«

Henning Otte
(CDU)

Lucassen mit Blick auf die
Entscheidung des fritheren
Verteidigungsminister Karl
Theodor zu Guttenberg
(CSU) zur Aussetzung der
Wehrpflicht: ,Konservative
tun so etwas nicht.”

Doch auch dieses Argu-
ment wollte bei der Union,
die in fritheren Zweiten die
Wehrpflicht stets hoch gehalten hatte,
nicht verfangen. Zumindest bescheinigte
deren verteidigungspolitischer Sprecher,
Henning Otte (CDU), der AfD, sie hinge
yromantischen und verklarten Vorstellun-
gen” nach. Die Aussetzung der Wehrpflicht
sei ,notwendig und richtig” gewesen. ,Wir
wollen junge Menschen nicht zwingen,
sondern junge Menschen iiberzeugen, ei-
nen freiwilligen Dienst zu leisten”, fithrte

Otte aus. Dazu gehore auch, die Arbeit der
Soldaten - etwa in den Auslandseinsitzen
- nicht immer schlecht zu reden. Die Bun-
deswehr sei ,nicht die Schule der Nation”,
sondern habe einen sicherheitspolitischen
Auftrag. Den erfiille sie mit einer moder-
nen Ausriistung und professionell ausge-
bildeten Soldaten.

Gleichstellung Der FDP-Verteidigungspo-
litiker Alexander Miller wies darauf hin,
dass eine Wehrpflicht nur fir Méanner ge-
gen das Gleichstellungsgebot im Grundge-
setz verstoflen wiirde, nachdem die Bun-
deswehr 2001 auch fiir Frauen ohne Ein-
schrainkungen geo6ffnet worden sei. Das
Bundesverfassungsgericht in  Karlsruhe
wiirde dies bei der ersten Klage eines
mannlichen Wehrpflichtigen mit Sicher-
heit auch so beurteilen. Zudem sorge die
Einberufung von nur 30.000 Wehrpflichti-
gen zu weiteren Ungleichbehandlungen,
die nicht verfassungsfest seien.

Auf strikte Ablehnung stief} das Ansinnen
der AfD auch bei der Linksfraktion. Deren
Abgeordneter Tobias Pfliiger stellte klar:
»Wir wollen keine Militarisierung der Ge-
sellschaft.” Die Forderung der AfD, bei
Wiedereinfithrung der Wehrpflicht den Er-
satzdienst als Teil der ,zivilen Verteidi-
gung Deutschlands” auszugestalten, zeige,
dass sie das Recht auf Kriegsdienstverwei-
gerung nicht verstanden habe. Und die
Forderung, Frauen zu einem Sanitits-

Zustandige mit disteren Ahnungen

FALL AMRI Gefihrung von Weihnachtsmarkten wurde laut Ex-Geheimdienstkoordinator Fritsche regelmaflig erortert

Etwa Mitte Dezember 2016 soll Thomas de
Maiziere (CDU), damals Bundesinnenmi-
nister, seinem besorgten Herzen Luft ge-
macht haben. Wenn die Weihnachtsmarkt-
Saison voriibergehe, ohne dass es zu einem
terroristischen Zwischenfall gekommen
sei, so duflerte, wie es heifdt, der Minister
vor einer Betriebsversammlung seines Hau-
ses, ,dann mache ich drei Kreuze” Eine
Woche spiter preschte der Tunesier Anis
Amri am Steuer eines 25 Tonnen schweren,
mit Stahltragern beladenen Lastwagens in
den Weihnachtsmarkt auf dem Berliner
Breitscheidplatz.

Zu jener Zeit war Klaus-Dieter Fritsche im
Rang eines Staatssekretdrs Geheimdienst-
koordinator des Bundeskanzleramts, und
er teilte de Maizieres Befiirchtungen. Das
Jahr 2016 hat er, wie er in der vorigen Wo-
che dem Amri-Untersuchungsausschuss
anvertraute, als extrem bedrohlich in Erin-
nerung. Die Zahl der islamistischen Ge-
fahrder in Deutschland sei stetig ange-
wachsen, ebenso wie die der Hinweise auf
konkrete Attentatsplanungen, und erstmals
seien deutsche Ziele direkt ins Fadenkreuz
der Terroristen geraten.

Fritsche erinnerte an den Anschlag auf
deutsche Touristen in Istanbul im Januar,
die Messerattacke auf einen Bundespolizis-
ten in Hannover einen Monat spiter, die

Angriffe auf Touristen aus Hongkong in ei-
ner Regionalbahn bei Wiirzburg und auf
ein Musikfestival in Ansbach im Juli. Insge-
samt habe 2016 ,eine hochgefihrliche La-
ge” geherrscht, ,die alle Krifte aller Sicher-
heitsbehorden in hohem Mafle ange-
spannt” habe.

Exponierte Situation Den Zustindigen
sei bekannt gewesen, dass der ,IS”, der so-
genannte Islamische Staat, dazu aufgerufen
hatte, in Europa Anschlige auf ,Feierlich-
keiten zum Jahresende” zu begehen. ,Ru-
miya“, das Online-Magazin des IS, dessen
Ausgabe vom 11. November 2016 die Anre-
gung enthielt, mit schwer beladenen Fahr-
zeugen grofle Menschenansammlungen zu
attackieren, hatte selbstverstindlich auch
im Bundesnachrichtendienst (BND) auf-
merksame Leser gefunden.

Die Prasidenten des BND, des Bundesam-
tes fiir Verfassungsschutz (BfV), des Milita-
rischen Abschirmdienstes (MAD) und des
Bundeskriminalamts (BKA) traf Frische je-
den Dienstag in der ,Nachrichtendienstli-
chen Lage” im siebten Stockwerk des Kanz-
leramtes. Dariiber hinaus hatte er eine vier-
teljahrlich tagende Runde auf Ebene der
Referatsleiter ins Leben gerufen, um {iber
die brisantesten aktuellen Ermittlungen
auf dem Laufenden zu bleiben. Regelmi-

fig, betonte der Zeuge, sei bei solchen An-
lassen auch die besonders exponierte Situa-
tion der Weihnachtsmirkte zur Sprache ge-
kommen.

,Das hat man besprochen, es war immer
Thema”, sagte Fritsche. Dass ein Weih-
nachtsmarkt ,durchaus Ziel eines Anschla-
ges” werden konnte, sei ,immer ein latent
vorhandenes Wissen” gewesen. ,Weih-
nachtsmirkte sind fiir Sicherheitsbehérden
eine Zeit, in der man sehr nervos ist”, be-
kam der Ausschuss auch von einem dama-
ligen Untergebenen Fritsches zu horen.
Sven-Rudiger Eiffler, heute Direktor beim
BND, leitete von 2008 bis 2017 im Kanz-
leramt das Referat 604, zustindig fiir die
Rechts- und Fachaufsicht tiber die Terroris-
musabteilung des BND.

Dass sich ein Weihnachtsmarkt ,immer fiir
Anschldge eignet”, war im ,latenten” Wis-
sensbestand Fifflers nicht minder prasent
als in dem seines Chefs. Er wusste auch,
was in der Novembernummer von ,Rumiy-
ah” zu lesen war. Es hitte freilich, sagte er
dem Ausschuss, einer solchen Warnung
gar nicht bedurft. Der Anschlag von Nizza,
wo im Juli 2016 ein Islamist mit einem
Lastwagen 86 Menschen in den Tod geris-
sen hatte, war in lebendiger Erinnerung:
,Es war ja nicht so, dass das eine Neuig-
keit war.”

dienst verpflichten zu wollen, sei einfach
,Unsinn”.

Agnieszka Brugger, Verteidigungspolitike-
rin von Biindnis 90/Die Griinen, erkldrte
die gesamte Debatte firr ,verstaubt”. Eine
Ruckkehr zur Wehrpflicht lasse sich auch
nicht mit einer stirkeren Verankerung der
Bundeswehr in der Gesellschaft oder mit
einem erhohten Schutz vor Rechtsextremis-
mus in der Truppe begriinden. Wer Rechts-
extremisten in den Streitkriften verhindern
wolle, miisse darauf achten, wer in der
Truppe seinen Dienst leistet. Zudem seien
schnellere und effektivere Verfahren nétig,
um Rechtsextremisten oder Reichsbiirger
ziigig entlassen zu konnen.

Der SPD-Wehrexperte Fritz Felgentreu be-
scheinigte der AfD, ihr Antrag sei vollig
kontraproduktiv, um das anvisierte Ziel zu
erreichen. ,Der Umbau der Bundeswehr
zur Freiwilligenarmee ist abgeschlossen.”
Ein Zuriick werde es nicht geben. Fiir tau-
sende von Wehrpflichtigen seien weder die
Unterkiinfte noch die Ausbilder oder die
benotigten Strukturen in der Truppe vor-
handen. Eine Riickkehr zur Wehrpflicht
wiirde deshalb nur unnotig Ressourcen ver-
brauchen, die dann an anderer Stelle in
den Streitkriften fehlten. Die Bundeswehr
wire mit einer Wehrpflicht eben nicht star-
ker, sondern schwicher, argumentierte Fel-
gentreu. Alexander Weinlein Il

STICHWORT |

dienstes nicht ibersteigen.”

> Artikel 87a ,(1) Der Bund stellt Streitkréfte zur Verteidigung
auf. lhre zahlenmaBige Starke und die Grundziige ihrer Organi-
sation missen sich aus dem Haushaltsplan ergeben.”

> Artikel 12a ,(1) Méanner kénnen vom vollendeten achtzehn-
ten Lebensjahr an zum Dienst in den Streitkraften, im Bundes-
grenzschutz oder in einem Zivilschutzverband verpflichtet wer-
den. (2) Wer aus Gewissensgriinden den Kriegsdienst mit der
Waffe verweigert, kann zu einem Ersatzdienst verpflichtet wer-
den. Die Dauer des Ersatzdienstes darf die Lange des Wehr-

Bundeswehr und Wehrpflicht im Grundgesetz

© picture-alliance/dpa

Gab es besondere Schutzmafinahmen fiir
Weihnachtsmarkte? ,Das kann ich nicht
sagen, das war nicht die Zustandigkeit mei-
nes Referats.” Die Frage, die so in der Sit-
zung freilich nicht gestellt wurde, lautet
dennoch, warum nicht damals schon
Weihnachtsmérkte mit Wallen aus Beton-
pollern umgeben wurden, wie es seit dem
Breitscheidplatz-Attentat die Regel ist.

An Zustindigkeitsfragen lag es, dass ein
Name in den Sicherheitsrunden im Kanz-
leramt nie genannt wurde, der des spdteren
Attentdters Amri. ,Das Kanzleramt war von
der operativen Bearbeitung Amris sehr weit
weg”, formulierte es Eiffler. Dass Amri
,kein Thema” gewesen sei, bestitigte auch
Fritsche. Im tibrigen betonte der frithere
Geheimdienstkoordinator, dass die Fliicht-
lingskrise von 2015 sich auf die prekare Si-
cherheitslage nicht zusitzlich negativ aus-
gewirkt habe. Gewiss habe der IS die Gele-
genheit genutzt, um Leute einzuschleusen.
Der IS hitte aber auch andere Zuginge ge-
funden, so Fritsche. ~ Winfried Dolderer I
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Bundestag beschlieBt Novelle
des Bundesmeldegesetzes

Mit den Stimmen von Koalition und FDP
hat der Bundestag vergangene Woche
den Gesetzentwurf der Bundesregierung
zur Anderung des Bundesmeldegesetzes
(19/22774) in modifizierter Fassung
(19/24472) verabschiedet. Damit sollen
Jverschiedene melderechtliche Ablaufe
und einzelne Regelungen weiter verbes-
sert und an geanderte Gegebenheiten
angepasst werden”, wie die Bundesre-
gierung in der Vorlage ausfihrt. Unter
anderem soll der ,Umgang mit Ersuchen
um Auskunft aus den Melderegistern
verbessert werden, die schutzbediirftige
Personen betreffen, ohne das Schutzni-
veau fiir diese abzusenken”. sto

Eindeutige Zuordnung von
Personen in Registern geplant

Den Regierungsentwurf eines ,Register-
modernisierungsgesetzes”  (19/24226)
hat der Bundestag vergangene Woche
zur weiteren Beratung an die Ausschiisse
liberwiesen. Danach soll in Verwaltungs-
registern, die fiir die Umsetzung des On-
linezugangsgesetzes relevant sind, fiir
natiirliche Personen zur eindeutigen Zu-
ordnung die Steueridentifikationsnum-
mer als einheitliches Identifikations-
merkmal eingefiihrt werden. sto

Bekampfung von Geldwasche
soll verbessert werden

In erster Lesung hat der Bundestag ver-
gangene Woche (iber den Gesetzentwurf
der Bundesregierung ,zur Verbesserung
der strafrechtlichen Bekédmpfung der
Geldwasche”.(19/24180) debattiert. Mit
der Vorlage soll das strafrechtliche Re-
gelwerk zur Bekdmpfung der Geldwa-
sche verbessert und zugleich eine EU-
Richtlinie in nationales Recht umgesetzt
werden. Die Richtlinie legt Mindestvor-
schriften fir die Definition von Straftat-
bestanden und Sanktionen zur Bekamp-
fung der Geldwasche fest. sto

Antrage der Opposition zur
Gewalt gegen Frauen

Der Bundestag hat vergangene Woche
mehrere Oppositionsantrage zur Bekamp-
fung der Kriminalitdt gegen Frauen an die
Ausschsse liberwiesen. Dazu gehdren ein
Antrag (19/23999) der Linken zur Verhin-
derung von Femiziden in Deutschland und
zwei Antrage der AfD-Fraktion zu hausli-
cher Gewalt und Zwangsheiraten
(19/24397; 19/24395). Die FDP-Fraktion
hatte einen Antrag (19/19726) zu Sicher-
stellung der Hilfe-Infrastruktur auch in
Krisenzeiten eingebracht und die Griinen
einen Antrag (19/24382) zu Bekampfung
von Hasskriminalitat. che i

Gesundheitsschutz fiir
Fliichtlinge in Pandemie-Zeiten

Die Linke dringt darauf, den ,Gesund-
heitsschutz fiir Gefliichtete in Zeiten der
Pandemie” sicherzustellen. In einem An-
trag (19/24364), mit dem sich der Bun-
destag vergangene Woche erstmals be-
fasste, fordert die Fraktion die Bundesre-
gierung unter anderem auf, sich gegen-
tiber den Bundeslandern dafiir einzuset-
zen, dass Fliichtlinge ,nach Moglichkeit
dezentral untergebracht werden”. sto I
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GENTECHNIK Die Debatte iiber
Einsatz, Forderung und Nutzen des
Forschungszweigs ist neu entbrannt

Fiir die Entdeckung der Genschere erhielten zwei Frauen in diesem Jahr den Nobelpreis fiir Chemie.

ehr Offenheit fiir
Gentechnik,  dafir
werben die Liberalen
seit Jahren beharr-
lich. Mit der Verlei-
hung des Nobelprei-
ses an die Erfinderinnen der Genschere
,Crispr/Cas9” und der Entwicklung des ge-
netischen Corona-Impfstoffes durch das
Mainzer Unternehmen BioNTech glaubte
die FDP-Fraktion nun tber zwei neue,
schlagende Argumente zu verfiigen, um die
Diskussion tiber Gentechnik in Deutsch-
land neu zu entfachen und in eine andere
Richtung zu lenken. Es brauche endlich ei-
ne offene Debatte, die nicht linger auf die
Risiken verengt werden diirfe, forderte Vol-
ker Wissing, rheinland-pfilzischer Minister
far Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und
Weinbau (FDP), am Donnerstag im Bun-
destag. Anlass zu der Aussprache hatten
drei Antrage der Liberalen zur Gentechnik
geliefert. Darin spricht sich die Fraktion ftr
ein Aktionsprogramm fiir den Gentechnik-
Standort Deutschland (19/24365) aus, die-
ser Antrag wurde im Anschluss an den For-
schungsausschuss zur weiteren Debatte
Uiberwiesen. In weiteren Vorlagen pladieren
die Liberalen fiir ein technologieoffenes
Gentechnikrecht (19/10166) sowie den
Einsatz neuer Zichtungsmethoden
(19/ 23694). Zudem lag dem Plenum ein
Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Grii-
nen fiir ,eine Agrarwende statt Gentech-
nik” (19/13072) vor. Letztere Antrége fan-
den keine Mehrheit.
Der Erfolg von BioNTech mache deutlich,
dass die wachsenden Maglichkeiten der Bio-

technologie und insbesondere der Gentech-
nik in den Blick genommen werden miiss-
ten, sagte Wissing. Das gelte fur die ,griine,
rote und weifle Gentechnik”, also somit fiir
Einsatzbereiche in Landwirtschaft, Medizin
oder etwa bei der Herstellung von Lebens-
mitteln. Ein ,vorauseilendes Verbot” neuer
Verfahren sei fahrldssig. Die Forschung diir-
fe nicht eingeschrinkt werden, so der Libe-
rale. Im Gegenteil: Der Gentechnikstandort
Deutschland brauche mehr Forderung, zum
Beispiel einen Fonds, der jun-
gen Unternehmen ausrei-
chend Wagniskapital zur Ver-
fugung stellen konne. Das sei
im Interesse Deutschlands, ar-
gumentierte Wissing: Als ,Ex-
portnation” sei man auf In-
novationen angewiesen, um
international wettbewerbsfé-

»Die dogma-
tisch-religiose
Ablehnung von
Gentechnik ist

brandgefahr-

Stephan Protschka (AfD) kritisierte vor al-
lem die FDP scharf: Sie mache gegeniiber
den Landwirten billige Heilsversprechun-
gen. Die neue Ziichtungsmethode boten si-
cherlich grofle Chancen, dennoch sei die
Genschere kein Wunderwerkzeug, mit dem
sich alle Probleme in der Pflanzenzucht be-
seitigen lieflen, gab er zu bedenken. ,Salz-
oder Hitzeresilienz” lieflen sich so etwa
nicht einfach in Pflanzen hineinzaubern,
sagte Protschka.

René  Rospel  (SPD)
mahnte zur Vorsicht bei
der Anwendung von
Agrogentechnik: Da, wo
Organismen  verdndert
und ausgebracht wiirden
und die Folgen nicht ab-
schitzbar und irreversi-
bel seien, miissten Ent-

hig zu bleiben. . scheidungen sehr wohl

I|Ch.(( abgewogen werden. Das
Forderdschungel Viel Michael von Abercron Vorsorgeprinzip als Leit-
,Heiflluftprosa” meinte hin- (CbU. linie der Umwelt- und

gegen Michael von Abercron

(CDU) in den Antrigen der

FDP zu erkennen. Zwar riumte er ein, die
Gesetzgebung in Bezug auf Genom Editing
und neue Ziichtungsmethoden miisse {iber-
arbeitet werden. Doch ein neuer Forder-
fonds fir Gentechnik sei iberfliissig - der
deutsche und europdische Forderdschungel
sei ohnehin schon grof§ genug. Aber auch
den Griinen ersparte er nicht Kritik: ,Die ge-
radezu dogmatisch-religiose Ablehnung von
Gentechnik ist brandgefihrlich”, sagte er. In
der Medizin gebe es gentechnische Verfah-
ren, die Leben retten.

Gesundheitspolitik diirfe

daher nicht durch ein In-
novationsprinzip, wie es die FDP fordere,
verwdassert werden.
Ahnlich sah dies Kirsten Tackmann (Die
Linke). Sie warf der FDP vor, stindig ihr
»+Mantra von den Heilsversprechen gen-
technische verinderter Pflanzen” zu wie-
derholen, obwohl solche Versprechen
langst gebrochen worden seien: ,Gen-
technisch veridnderte Pflanzen haben vor
allem Saatgut- und Chemie-Multis reich
gemacht, statt den versprochenen essen-
tiellen Beitrag zur weltweiten Ernih-

Unzureichend fiir den Klimaschutz

ENERGIE Fachleuten geht die EEG-Novelle nicht weit genug, wie in einer Anhoérung deutlich wird

Ein beschleunigter Ausbau der klima-
freundlichen Stromerzeugung, ohne dass
die Kosten fiir die Stromverbraucher ins
Unermessliche steigen, das ist das Ziel des
neuen Erneuerbare-Energien-Gesetzes
(EEG), das derzeit im Bundestag beraten
wird. In einer Anhoérung im Ausschuss fur
Wirtschaft und Energie in der vergangenen
Woche bekam die Bundesregierung etwas
Lob von den Experten fiir ihren Gesetzent-
wurf (19/23482), vor allem aber viel Kri-
tik. Mehrere sahen die Reform als unzurei-
chend an, um die Klimaschutzziele zu er-
reichen, einer stellte diese Ziele grundsatz-
lich in Frage.

Durchgdngig kritisierten Sachverstindige
die Komplexitit schon des bestehenden

Weiterfiihrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

[=

EEG, die mit der Neufassung noch zuneh-
men werde. Sebastian Bolay vom Deut-
schen Industrie-und Handelskammertag
(DIHK) nannte als Beispiel den Bau von
Photovoltaik-Anlagen auf Diéchern. Die
Bagatellgrenze, oberhalb derer eine Aus-
schreibung vorgeschrieben ist, werde im
Gesetzentwurf gesenkt. Dies werde viele
vom Bau abhalten oder dafiir sorgen, dass
die Anlage kleiner dimensioniert wird als
moglich, um unter der Grenze zu bleiben.

Carsten Kornig vom Bundesverband Solar-
wirtschaft nannte als weiteres Hindernis
die neuen Regelungen fiir den Eigenver-
brauch, mit denen die Nutzung von auf
dem eigenen Dach erzeugtem Solarstrom
teurer wiirde. Kerstin Andreae vom Bun-
desverband der Energie- und Wasserwirt-
schaft kritisierte, dass ab einer Leistung von
einem Kilowatt teure intelligente Messanla-
gen vorgeschrieben werden sollen. Zudem
forderte sie, Stromiiberschiisse, die zur Er-
zeugung von griinem Wasserstoff eingesetzt
werden, von der EEG-Umlage zu befreien.

Ingbert Liebing vom Verband kommunaler
Unternehmen pladierte dafiir, das Repowe-
ring zu erleichtern, also den Ersatz einer
bestehenden Windkraftanlage durch eine
neue, leistungsfihigere. Bisher ist dafiir ei-
ne aufwindige Neugenehmigung erforder-
lich, eine Anderungsgenehmigung sei aber
ausreichend. Dagegen lobte Liebing die im
Gesetzentwurf vorgesehene Moglichkeit,
dass Kommunen eine Abgabe von den Be-
treibern verlangen konnen, wenn sie auf
ihrem Gebiet Windkraftanlagen genehmi-
gen. Dies konne die Akzeptanz solcher An-
lagen in der Bevolkerung erhdhen.

Pflicht zur Abgabe Allerdings warnte Pa-
trick Graichen, Direktor der Denkfabrik
Agora Energiewende, vor einer Gefahr in
der vorgesehenen Regelung. Kommunalpo-
litiker konnten beim Aushandeln einer sol-
chen Vergiitung in den strafrechtlichen Ver-
dacht der Vorteilsnahme geraten. Am bes-
ten sei es, eine Windenergieabgabe ver-
pflichtend zu machen.
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rungssicherung zu leisten”, sagte Tack-
mann

Der Abgeordnete Harald Ebner (Biindnis
90/Die Griinen) unterstellte der FDP billi-
ge Polemik. Unsachgemafd werfe sie unter-
schiedliche Anwendungen der Gentechnik
im Agrar- und Medizinbereich in einen
Topf: Wahrend Impfstoffe im geschlosse-
nen System angewandt wiirden, gehe es bei
der Agrogentechnik darum, gentechnisch
verinderte Pflanzen in Okosystemen frei-
zusetzen. ,Das ist ein grundlegender Un-
terschied”, sagte Ebner. Impfstoffe wiirden
zu Recht vor der Anwendung umfassend
auf Risiken gepriift. Bei gentechnisch ver-
anderten Pflanzen sei die FDP aber dage-
gen, monierte der Griinen-Politiker. Damit
setze die FDP die Gesundheit von Men-
schen fahrldssig aufs Spiel.
Bundeslandwirtschaftsministerin ~ Julia
Klockner (CDU) plddierte in der Debatte
fir mehr Sachlichkeit und weniger ideo-
logische Scheuklappen. Sie warf den Grii-
nen vor, immer wieder von den Landwir-
ten eine regionale und ressourcenscho-
nende Produktion bei Verzicht auf Pflan-
zenschutzmittel zu verlangen, ohne ih-
nen aber das dazu notige Instrument an
die Hand zu geben. Andererseits schiirten
sie die Angst vor vermeintlichen Gesund-
heitsrisiken. ,Das ist unanstindig”, be-
fand Klockner, schliellich gehe es um
nichts weniger als das Menschenrecht auf
Nahrung, dass es weltweit umzusetzen
gelte. Gentechnisch verinderte Pflanzen
konnten im Kampf gegen Lebensmittel-
knappheit einen Beitrag leisten, so die
Ministerin. Sandra Schmid I

Sandra Rostek vom Hauptstadtbiiro Bio-
energie, das die Erzeuger von Strom und
Wirme aus Biomasse reprasentiert, kriti-
sierte, der Entwurf der Bundesregierung
bleibe weit hinter den notwendigen Ande-
rungen zurlick. Strom aus Biomasse sei
,gesicherte, steuerbare und speicherbare
Energie” und daher besonders geeignet,
Schwankungen bei Wind- und Sonnen-
strom auszugleichen. Die in der Novelle
vorgesehenen Bedingungen flir Ausschrei-
bungen bedrohten aber ihren Ausbau.

Fiir eine Abschaffung des EEG pladierte
Horst-Joachim Liidecke von der Hochschu-
le fur Technik und Wirtschaft des Saarlan-
des. Erneuerbare Energien seien ineffizient
und teuer, ihr Ausbau schade damit dem
Standort Deutschland und sei zudem fiir
das Weltklima irrelevant, da Lander wie
China und Indien gleichzeitig immer mehr
Kohle verfeuerten. Liidecke forderte den
Weiterbetrieb moderner Kohlekraftwerke
sowie neue Techniken der Kernenergie oh-
ne nuklearen Abfall. Peter Stutzle I

- = Kampf dem toten Winkel

VERKEHR 1 Streit um Lkw-Abbiegeassistenzsysteme

Fir Lkw ohne Abbiegesicherheitssysteme
soll nach den Vorstellungen der Griinen
kiinftig das Befahren geschlossener Ort-
schaften verboten sein. ,Lkw diirfen in Ver-
kehrssicherheitszonen nur am Straflenver-
kehr teilnehmen, wenn sie mit dem Stand
der Technik zur Sicherung des verkehrli-
chen Umfeldes ausgertistet sind”, heifSt es
in ihrem Gesetzentwurf (19/23625), den
der Bundestag in der vergangenen Woche
in erster Lesung beraten hat. Als Verkehrssi-
cherheitszonen definieren die Griinen ge-
schlossene Ortschaften. Eine solch umfas-
sende Regelung, so wurde in der Debatte
deutlich, geht den anderen Fraktionen aber
zu weit. Grundsitzlich herrschte jedoch Ei-
nigkeit dariiber, dass etwas getan werden
muss, um nicht selten tddliche Unfélle mit
abbiegenden Lkw zu vermeiden.

Als ,absolut unverhiltnismaflig” bezeich-
nete Karl Holmeier (CSU) den Vorschlag.
Nicht das Verbot sei der Weg, sondern die
Unterstiitzung und die Férderung der Lkw-
Umriistung mit Abbiegeassistenzsystemen.
Als sofortige Ubergangslésung zur Unfall-
vermeidung beim Abbiegen schlug Wolf-

gang Wiehle (AfD) ein Rechtstiberholver-
bot an Straflen ohne separaten Radweg vor.
Udo Schiefner (SPD) bedauerte, dass es
noch keine Pflicht zum Einbau von Abbie-
geassistenten gebe. Eine europiische Rege-
lung stehe aber immerhin im Raum.

Fiir eine frithere umfassendere Einfithrung
der Abbiegeassistenten in Deutschland
sprach sich Christian Jung (FDP) aus. Da
vor allem Lkw ab einem Gewicht von
7,5 Tonnen die schwerwiegenden Unfille
beim Abbiegevorgang verursachten, sollten
diese mit einem Gesetz erfasst werden.

Fir Andreas Wagner (Die Linke) stellen
sich hinsichtlich der Umsetzbarkeit Fragen.
So sei unklar, wie kontrolliert werden soll,
ob nur Lkw mit Abbiegeassistenten in den
betreffenden Zonen unterwegs sind.

Stefan Gelbhaar (Griine) befand, es reiche
nicht aus, wenn Bundesverkehrsminister
Andreas Scheuer (CSU) ein paar Aufkleber
und etwas Fordergeld an einzelne Lkw-Be-
treiber verteilt. Eine nationale Regelung fiir
Lkw-Abbiegeassistenten im  Straflenver-
kehrsrecht zu schaffen sei moglich, betonte
Gelbhaar. G6tz Hausding I

Weniger Restriktionen

VERKEHR Il FDP will Flugreiseverkehr wieder hochfahren

Die FDP-Fraktion verlangt von der Bundes-
regierung Mafinahmen zur ,Unterstiitzung
fur das System Luftverkehr in Zeiten von
Corona”. Den dazu vorgelegten Antrag
(19/24356) hat der Bundestag vergangene
Woche erstmals beraten und im Anschluss
an den Verkehrsausschuss tiberwiesen.

Die Liberalen fordern darin, Reiserestrik-
tionen weiter zuriickzufithren und Nicht-
EU-Staaten nicht pauschal als Risikogebie-
te zu kennzeichnen. Stattdessen solle eine
differenzierte Risikobewertung mit einer
regionalen Einteilung - vergleichbar mit
der Ebene der Landkreise in Deutschland
- stattfinden. Reisebeschrinkungen sollten
sich zudem zukiinftig an dem konkreten
Infektionsgeschehen vor Ort, der Test-Posi-
tiv-Rate der Reiseriickkehrer sowie an den
medizinischen Moglichkeiten vor Ort ori-
entieren.

Reisende, die aufgrund besonderer Vor-
sichtsmafinahmen ein sehr geringes Infek-
tionsrisiko eingehen, wozu aus der Sicht
der Liberalen insbesondere kurzfristige Ge-
schiftsreisende, organisierte Pauschalrei-
sende und das Luftfahrtpersonal zihlen,

sollten von pauschalen Quarantinemafs-
nahmen befreit werden kénnen. Auflerdem
verlangt die Fraktion klare Vorgaben, um
durch einen moglichst schnellen Corona-
Test die Pflicht-Quarantdne tiberfliissig zu
machen ,und damit schrittweise den Reise-
verkehr wieder hochfahren zu kénnen”.
Schon lange ein Dorn im Auge ist der FDP
die Luftverkehrssteuer, die die heimischen
Fluggesellschaften und Flughifen seit der
Einfithrung im Jahr 2012 benachteilige. In
der Folge seien diese international weniger
wettbewerbsfihig und wiesen eine niedri-
gere Investitions- und Innovationskraft auf,
heif3t es in dem Antrag.

Es fehlten daher notwendige Mittel, um in
neues, innovatives Flugmaterial sowie ei-
nen verbesserten Klima- und Larmschutz
zu investieren. Durch den massiven Ein-
bruch des Luftverkehrs erzeuge die Steuer
aktuell kaum Aufkommen, schreiben die
Liberalen. Daher sei der Zeitpunkt geeig-
net, ,die Steuer wieder abzuschaffen und
dadurch einen zusitzlichen Bremsklotz fir
die wirtschaftliche Erholung des Luftver-
kehrs aus dem Weg zu radumen”. hau I

Ja zu Pipeline-Projekt

GAS Mehrheit fiir Nord Stream 2 bei Nein zu AfD-Antrag

Der Streit iiber die Zukunft der im Bau ge-
findlichen Pipeline Nord Stream 2 hat in
der vergangenen Woche erneut den Bun-
destag beschiftigt. In namentlicher Ab-
stimmung lehnten die Abgeordneten einen
Antrag der AfD-Fraktion ab (19/22552),
der auf einen ziigigen Abschluss des Pro-
jekts und eine entsprechende Unterstiit-
zung der Bundesregierung hinwirken woll-
te. Es sei der klare Auftrag an die Bundesre-
gierung, Nord Stream 2 fertigzustellen, sag-
te der AfD-Abgeordnete Leif-Erik Holm.
Denn das Projekt stehe ,unter Feuer”, wah-
rend sich die Regierung wegducke.

Vertreter der Regierungsfraktionen wiesen
diesen Vorwurf zuriick und bekriftigten zu-
gleich ihre Zustimmung zu Nord Stream 2.
Mark Hauptmann (CDU) sagte, man lehne
exterritoriale Sanktionen ab. Die Pipeline
sei aus Griinden der Versorgungssicherheit,
geopolitischer Interessen und wegen der
Funktion von Gas als Briickentechnologie
hin zu erneuerbaren Energien wichtig.
+Wir brauchen Nord Stream 2", sagte auch
Timon Gremmels (SPD). Allerdings bediir-

fe es fiir diese Feststellungen keines Antrags
der AfD-Fraktion.

Die FDP-Fraktion pladierte fiir ein europa-
weit abgestimmtes Vorgehen. Martin Neu-
mann (FDP) bezeichnete das Projekt dabei
als relevant, wenngleich nicht entscheidend.
Insgesamt misse die Gasinfrastruktur in
Europa nach marktwirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten ausgebaut und modernisiert
werden, um Wettbewerb zu stirken. Klaus
Ernst (Die Linke) erinnerten die US-Sank-
tionen an Schutzgelderpressungen. So ein
Verhalten sei unter Freunden nicht hin-
nehmbar. Man miisse sich jetzt rasch weh-
ren, solange die USA noch tiber ihr weiteres
Vorgehen diskutierten. Die Griinen fanden
das US-Vorgehen auch falsch. Das dndere
nichts daran, dass Nord Stream 2 ein grund-
falsches Projekt sei, sagte der Abgeordnete
Oliver Krischer. Man miisse mit dem Green
Deal der EU in Deutschland unabhingiger
werden vom System Putin.

Fiir den Antrag stimmten 83 Abgeordnete,
556 lehnten ihn ab. Es gab eine Enthal-
tung. pez ll
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Sanierungs- und Insolvenzrecht
soll modernisiert werden

Die Bundesregierung will das Sanie-
rungs- und Insolvenzrecht modernisieren
und effizienter gestalten. Ziel seien ver-
besserte Rahmenbedingungen fiir die
Durchfiihrung  friihzeitig eingeleiteter
und gut vorbereiteter Sanierungen. Ei-
nen entsprechenden Gesetzentwurf zur
Fortentwicklung des Sanierungs- und In-
solvenzrechts (19/24181) hat der Bun-
destag vergangene Woche in erster Le-
sung debattiert und zusammen mit ei-
nem Antrag der Griinen (19/24379), der
ein vereinfachtes Restrukturierungsver-
fahren fiir kleine und mittlere Unterneh-
men fordert, zur weiteren Beratung an
den Ausschuss fiir Recht und Verbrau-
cherschutz iiberwiesen. Ibr 1

FDP will minderjahrige
Griinder fordern

Erstmals beraten und zur federfiihrenden
Diskussion an den Wirtschaftsausschuss
Uberwiesen wurde ein Antrag der
FDP-Fraktion mit dem Titel ,Mit Grin-
dergeist aus der Krise - Neue Chancen
fir junge Unternehmen” (19/23860).
Darin fordern die Liberalen aufgrund der
ricklaufigen Zahlen bei den Griindern,
die rechtlichen Rahmenbedingungen fiir
minderjahrige Griinder zu verbessern.
Unterrichtsplane miissten Aspekte des
Unternehmertums beriicksichtigen, an
Hochschulen und Schulen brauche es
entsprechende Projekte. Ibr 1

Beteiligung des Bundes an
Fliichtlingskosten der Lander

Der Bundestag stimmt der Erhdhung der
Zahlungen des Bundes an die Lander fiir
Fliichtlingskosten zu. Am vergangenen
Donnerstag nahm er den Entwurf eines
Gesetzes zur Anpassung der Ergan-
zungszuweisungen des Bundes nach Pa-
ragraf 11 Absatz 4 des Finanzausgleichs-
gesetzes und zur Beteiligung des Bundes
an den fllichtlingsbezogenen Kosten der
Lander (19/23481, 19/24233) in gedn-
derter Fassung an. Zugestimmt haben
CDU/CSU, SPD, Die Linke und Biindnis
90/Die Griinen. Dagegen votierten die
AfD und die FDP. Durch die Novelle sol-
len die Lander vom Bund 500 Millionen
Euro (iber einen héheren Umsatzsteuer-
anteil im Jahr 2021 erhalten. Der im Fi-
nanzausgleichsgesetz geregelte Festbe-
trag zugunsten der Lander soll entspre-
chend erhéht werden. Ibr i

AfD fordert Ausbau des
Bundessicherheitsrates

Die AfD-Fraktion will den Bundessicher-
heitsrat zu einem Nationalen Sicherheits-
rat ausbauen. In einem Antrag
(19/24393), der vergangene Woche in die
Ausschiisse tUberwiesen wurde, fordert sie
die Bundesregierung auf, eine nationale
Sicherheitsstrategie fiir die nachsten
zwanzig Jahre zu formulieren und sie dem
Bundestag vorzulegen. Zur Erarbeitung,
Umsetzung und Uberwachung der Strate-
gie solle der Bundessicherheitsrat zum
Nationalen Sicherheitsrat ausgebaut wer-
den. Das Gremium in seiner gegenwarti-
gen Form koordiniert als Ausschuss des
Bundeskabinetts die Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik der Bundesregierung
und ist fir die Genehmigung von Ris-
tungsexporten zustandig. ahe I
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Gab bis auf eine abgelesene Erklarung nichts Konstruktives Preis: Der ehemalige Wirecard-Chef Markus Braun.
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Er verweigert die Aussage

WIRECARD Vor dem Untersuchungsausschuss zeigt sich der ehemalige Vorstandschef storrisch

in  Wirtschaftskrimi ~ ohne
wichtige Verddchtige: Markus
Braun, 51 Jahre alt, Wirt-
schaftsinformatiker aus Wien,
wurde von Polizisten bis zum
Sitzungssaal gefiihrt. Er hatte
die Nacht in einem Berliner Gefingnis zu-
gebracht und gab zur Beginn seiner Befra-
gung die Justizvollzugsanstalt Augsburg als
Wohnort an. Die Abgeord-
neten des 3. Untersu-
chungsausschusses durften

Unternehmen stieg unter Braun zum Star
der deutschen Borsenwelt auf, schaffte es
dank scheinbar traumhafter Gewinne 2018
in den Leitindex DAX. Doch im Juni 2020
kam heraus: Ein Grof3teil der Geschiftsent-
wicklung beruhte auf Luftbuchungen. Die
Aufsichtsbehorden hatten zwar Hinweise
auf Unregelmifligkeiten erhalten und sich
mit dem Unternehmen beschiftigt - ohne

jedoch das Ausmafd des Be-

trugs auch nur zu erahnen.

In der Kasse von Wirecard

vermuten, dass dieser Mann ))Seine fehlen nach eigenem Ein-
erheblich zur Aufklarung (o gestindnis

der Ritsel rund um die Wi- . VISIOI?en 1,9 Milliarden Euro; Fach-
recard AG beitragen konnte erkten INn den leute schitzen die Liicke
- wenn er zur Zusammen- u . eher auf drei Milliarden.
arbeit bereit wire. Prasentatlonen Die Glaubiger fordern
Braun war 2002, im Jahr immer ﬁber- 12,5 Milliarden Euro, de-
drei der Firmengeschichte, d nen nur Schulden gegen-
zum Vorstandsvorsitzenden Zeugen .« iiberstehen. Der Wirecard-
geworden. Unter seiner ina Kleingarn, Untersuchungsausschuss

Ex-Aufsichtsrétin

Fihrung ist die Zahl der
Mitarbeiter von 200 auf
5.500 angewachsen, die Bi-
lanzsumme hat er von einigen Millionen
auf sechs Milliarden Euro hochgetrieben.
»Seine Visionen wirkten in den Prdsenta-
tionen tiberzeugend”, sollte spiter an die-
sem Tag eine andere Zeugin sagen. Doch
jetzt safy er in Rollkragenpullover und
dunklem Jackett vor den Abgeordneten
und gab fast nichts von dem Preis, was er
wissen musste.

Die Wirecard AG steht im Zentrum eines
monumentalen Wirtschaftsskandals. Das

Gesprache des Ministers

PKW-MAUT Ausschuss befragt Beamten im Bundeskanzleramt

Regelmiflige Beobachter des 2. Untersu-
chungsausschusses (,Pkw-Maut”) kennen
mittlerweile die meisten Akteure, die bei
der gescheiterten Einfithrung der Pkw-
Maut eine kleinere oder groflere Rolle
spielten. Manche kennen sie sogar ein we-
nig besser, da sie bereits ein zweites Mal als
Zeuge geladen waren - so wie Dirk P.-J.,
der Leiter des Referats Verkehrspolitik und
Nachhaltige Mobilitit im Bundeskanzler-
amt, der vergangene Woche dem Ausschuss
erneut Rede und Antwort stehen musste.
Seine neuerliche Vorladung verdankte der
Zeuge gewissermaflen Bundesverkehrsmi-
nister Andreas Scheuer (CSU). Der hatte in
seiner mehrstiindigen Vernehmung in der
Nacht vom 1. zum 2. Oktober ausgesagt,
dass er mehrfach mit Gsterreichischen Spit-
zenpolitikern - darunter Bundeskanzler
Sebastian Kurz und dem osterreichischen
Finanzminister - {iber die im Oktober
2017 vor dem Europdischen Gerichtshof
eingereichte Klage Osterreichs gegen die
deutsche Pkw-Maut gesprochen habe.

Es war vor allem Christian Jung, Obmann
der FDP-Fraktion im Untersuchungsaus-
schuss, der wissen wollte, ob der Minister
die Bundeskanzlerin nicht tiber diese Ge-
sprache hitte informieren miissen. Nein,
antwortete der Zeuge: ,In diesem Kontext”
sei keine Mitteilung an das Bundeskanzler-

amt notig gewesen, da es sich nicht um Re-
gierungskonsultationen gehandelt habe.
Wenn Scheuer sich am Rand einer Partei-
veranstaltung mit einem 0Osterreichischen
Parteifreund unterhalte, ,muss man da
nichts hineingeheimnissen”, sagte der
Zeuge — zumal Scheuer ja nicht erfolgreich
gewesen sei und Osterreich seine Klage
nicht zuriickgezogen habe. Im Ubrigen,
betonte der Referatsleiter, sei er fiir Ver-
kehrspolitik und nicht fiir die Geschiifts-
ordnung der Bundesregierung zustindig.

Ein weiteres Thema der Befragung waren
die Aussagen von Martin Selmayr, dem ehe-
maligen Kabinettchef von EU-Kommissi-
onsprasident Jean-Claude Juncker in einer
fritheren Sitzung. Selmayr hatte darauf hin-
gewiesen, dass die 2016 getroffene Einigung
zwischen der damaligen EU-Verkehrskom-
missarin Violeta Bulc und dem Ex- Bundes-
verkehrsminister ~ Alexander = Dobrindt
(CSU) nicht so habe verstanden werden
diirfen, dass die deutschen Pline fiir die
Pkw-Maut auf jeden Fall europarechtskon-
form gewesen seien. ,Wir sind davon ausge-
gangen, dass sich die deutsche Auffassung
auf dem Rechtsweg durchsetzt”, sagte hin-
gegen P.-J. Die Haltung der Europdischen
Kommission sei als ,eindeutiges Signal”
verstanden worden, dass die Pkw-Maut so
mit EU-Recht vereinbar sei. chb

will kldren, welche Organe
der Bundesregierung Feh-
ler im Umgang mit dem
internationalen Zahlungsdienstleister ge-
macht haben koénnten. Die Abgeordneten
wollen zugleich lernen, wie sich die Wirt-
schaftskontrolle eventuell verbessern ldsst.

Ex-Firmenchef Markus Braun half dabei je-
doch nur wenig. Er beschrankte sich auf ei-
ne kurze, abgelesene Erklirung. Den Auf-
sichtsbehorden und der Politik bescheinigte
er eine reine Weste: Hier habe er kein Fehl-
verhalten beobachtet. ,Das gilt auch fiir den
Aufsichtsrat und die Wirtschaftspriifer, die

offenbar massiv getiuscht wurden.” Es sei
nun Sache der Gerichte, den Verbleib der
veruntreuten Unternehmensgelder aufzu-
kldren, sagte er - und klang dabei fast so,
als sei er ein Opfer und nicht, wie die
Staatsanwaltschaft Miinchen annimmt, der
Anstifter des Betrugs. Weitere Aussagen, sag-
te Braun, wolle er nur gegeniiber der Staats-
anwaltschaft machen. Bei praktisch allen
weiteren Fragen der Abge-
ordneten verwies er auf sein
Recht, die Aussage zu ver-
weigern, wenn er sich damit

»Ein Zeuge ist

Doch es wird eben das Gericht sein, nicht
dieser Ausschuss, der iiber eine eventuelle
Strafe fiir Braun entscheiden wird. Daher
hat Braun wohl mit seinem Anwalt zusam-
men die Strategie entwickelt, nicht schon
vor den Abgeordneten Fakten zu schaffen,
sondern erst gegeniiber der Staatsanwalt-
schaft auszusagen. Danach sei er durchaus
bereit, zum Ausschuss zu sprechen, kiin-
digte er an. In der Sit-
zungspause dachten die
Abgeordneten bereits laut
dariber nach, welche

selbst belaste. . Sanktionen sie ihm fiir sei-
Ein solch storrischer Zeuge vor einem ne Blockadehaltung auf-
hat sich selten vor einem Bundestags- driicken konnen.

Bundestagsausschuss einge-
funden. Die Mitglieder ver-
suchten, ihn mit einfachen
Faktenfragen aus der Reser-
ve zu locken: ,Haben Sie ei-
ne Tochter?”, fragte Fabio
De Masi (Die Linke). Braun
antwortete auch  darauf
nicht. Er verwies immer
wieder auf seine Erklirung, vor dem Aus-
schuss nichts sagen zu wollen. Dessen Vor-
sitzender Kay Gottschalk (AfD) zeigte Ver-
stindnis fir das Recht, die Aussage in be-
stimmten Fillen zu verweigern. Doch er er-
mahnte den Zeugen, dass er grundsitzlich
verpflichtet sei, vor einem Bundestagsaus-
schuss Antworten zu geben. Der Abgeord-
nete Florian Toncar (FDP) wies darauf hin,
dass ein Bundestagsausschuss dem Gericht
hier durchaus gleichgestellt sei.

ausschuss zur
Auskunft ver-
pflichtet.«

Kay Gottschalk
(AfD)

Vorerst keine Aussagen
Mit zwei weiteren Ex-Ma-
nagern von Wirecard gin-
gen die Ausschussmitglie-
der sanfter um als mit
Braun. Stephan Freiherr
von Erffa und Oliver Bel-
lenhaus haben wichtige
Konzernteile geleitet. Auch sie sitzen im
Gefingnis, und auch sie verweigern vorerst
die Aussage vor den Abgeordneten. Doch
anders als Braun, der an der Spitze stand,
haben sie eindeutig signalisiert, sich voll-
stindig reinwaschen zu wollen. Sie stellten
bei der Vernehmung am spiten Abend in
Aussicht, im Januar umfangreich zu den
Fragen der Abgeordneten Stellung zu neh-
men - wenn sie erste Aussagen bei der
Staatsanwaltschaft hinterlegt haben.

Macht und Grenzen der Aufsicht

FINANZEN I Bundestag befasst sich mit regulatorischen Moglichkeiten gegen Betrug

Der mutmafliche Bilanzbetrug beim Fi-
nanzdienstleister Wirecard beschiftigt den
Bundestag nicht nur in einem Untersu-
chungsausschuss, in dem die Frage nach po-
litischen Versaumnissen geklart werden soll
(siehe Beitrag oben): Vergangenen Freitag
ging es dariiberhinaus im Plenum um még-
liche rechtlich-regulatorischen Anderungen,
um illegale Machenschaften zu Lasten der
Anleger moglichst zu unterbinden. Auf der
Tagesordnung standen erstmals Antrdge der
Opposition, die Konsequenzen bei der Fi-
nanzaufsicht, im Verbraucherschutz und im
Wirtschaftspriifungswesen fordern. Das Ple-
num iberwies sie anschlieffend zur Weiter-
beratung an die zustindigen Ausschiisse fir
Finanzen beziehungsweise Recht und Ver-
braucherschutz.

Die Griinen fordern in einem von zwei An-
tragen (19/24385), die Bundesanstalt fur
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) mit
einem wirkungsvolleren Mandat und den
notigen internen Strukturen auszustatten,
um die Integritit des Wertpapiermarktes zu
sichern. Dazu soll sie personell verstarkt
und mit deutlich erweiterten Auskunfts-
rechten und hoheitlichen Befugnissen aus-
gestattet werden. Die BaFin hatte im Zu-
sammenhang mit der Frage, warum sie
nach Hinweisen auf Bilanzmanipulationen
bei Wirecard nicht schneller und wirkungs-

voller eingegriffen hat, auf fehlende Befug-
nisse in derartigen Fallen hingewiesen. Der
Griinen-Antrag zielt unter anderem auf ei-
nen besseren Schutz der Anleger, indem
der sogenannte graue Kapitalmarkt, der
zwar legal, aber bisher weitgehend unregu-
liert ist, der Kontrolle durch die BaFin un-
terworfen wird. ,Mit einer starken Corpo-
rate Governance kriminellem Handeln in
grofien, komplexen Unternehmen vorbeu-

BaFin-Zentrale in Bonn.

gen” ist der andere Antrag (19/24384)
iiberschrieben, in dem es um einen stérke-
ren Eigenschutz von Firmen geht. So for-
dern die Griinen verschiedene Mafinah-
men, um die Kontrollrechte- und Moglich-
keiten des Aufsichtsrats zu stirken, die
Transparenz gegeniiber der Hauptver-
sammlung und den Anlegern zu mehren
sowie das Eigeninteresse des Managements
an einem nachhaltigen Unternehmenser-
folg zu erhohen.

Die AfD-Fraktion verlangt in einem Antrag
(19/24398), die Bundesregierung solle ei-
nen Gesetzentwurf (19/18794) zuriickzie-
hen, mit dem die Aufsicht iiber Finanzan-
lagenvermittler und Honorar-Finanzanla-
genberater auf die BaFin iibertragen wer-
den soll. Dies sei mittelstandsfeindlich,
schreibt sie. Stattdessen solle die Sachkun-
depriifung und die Aufsicht den Industrie-
und Handelskammern tibertragen werden.
Ein weiterer AfD-Antrag (19/24396) sieht
vor, dass Unternehmen kiinftig alle vier
Jahre ihren Abschlusspriifer wechseln miis-
sen und damit deutlich haufiger als bisher
vorgeschrieben. Zudem soll die Haftung
von Abschlusspriifern fiir fahrlissig verur-
sachte Schaden erhoht werden sowie Ab-
schlusspriifung und Steuerberatung nicht
mehr vom gleichen Unternehmen durch-
geftihrt werden diirfen. pst

Wesentlich aufschlussreicher verlief die Be-
fragung der Zeugin Tina Kleingarn. Die Un-
ternehmensberaterin safl von 2016 bis 2017
im Aufsichtsrat von Wirecard. Damals be-
klagte sie offen die intransparente Unterneh-
menskultur und die mangelnde Bereitschaft
des Vorstands, sich extern iiberwachen zu las-
sen. Deshalb legte sie das Aufsichtsratsman-
dat nach anderthalb Jahren nieder. Bei ihrem
Riickzug schrieb sie einen Brief mit Hinwei-
sen auf Probleme bei der Art der Unterneh-
mensfithrung, der nun die Grundlage der
Vernehmung vor dem Ausschuss bildete.
Kleingarn ahnte ihrer Aussage zufolge nichts
vom Ausmafl des Betrugs bei Wirecard. Sie
stellte lediglich fest, dass die Vorstinde nur
zogerlich Einblick in Geschiftsdetails ge-
wahrten. Doch grundsitzlich hat auch sie
sich von der Fassade des innovativen Wachs-
tumsunternehmens tiuschen lassen. ,Am
Ende war es eine Anhiufung von Auffillig-
keiten, die das Fass zum tberlaufen ge-
bracht” und sie zum Riicktritt bewogen ha-
be, sagte Kleingarn.

Der Abgeordnete Fritz Giintzler (CDU) wies
darauf hin, wie wichtig es sei, auch mit einer
ehemaligen Aufsichtsritin zu sprechen. ,Als
Gesetzgeber liegt es an uns, an Reformen des
Rahmens fiir die Corporate Governance zu
arbeiten.” Der Fall Wirecard hat schonungs-
los offengelegt, wo die Schwichen in der
deutschen  Wirtschaftsregulierung liegen.
Der Aufsichtsrat als unabhingiges Kontroll-
gremium gilt als Basis der Mechanismen, die
Bilanzskandale verhindern sollen. Bei Wire-
card hat er versagt.  Finn Mayer-Kuckuck 1

Gesetz gegen
Geldwasche

FINANZEN 1l Der Bundestag hat erstmals
iber einen Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung zu einem konsequenteren Vorgehen
gegen Geldwasche debattiert. Im Anschluss
an die Aussprache am Freitag iberwiesen
die Abgeordneten den Entwurf an den
Rechtsausschuss zur weiteren Beratung. Mit
dem ,Gesetz zur Verbesserung der straf-
rechtlichen Bekimpfung der Geldwische”
(19/24180) will die Bundesregierung den
Tatbestand der Geldwische erweitern.
Durch Geldwische wollten Straftiter ihre
kriminellen  Profite verschleiern und
»schmutziges” Geld in den legalen Wirt-
schaftskreislauf einschleusen, heif3t es. Ziel
der geplanten Neuregelung sei eine effekti-
vere Strafverfolgung: ,Der komplexe bishe-
rige Tatbestand der Geldwasche wird durch
eine klare neue Strafvorschrift ersetzt und
deutlich erweitert”, schreibt die Bundesre-
gierung. Dadurch soll es fiir Staatsanwalt-
schaften und Gerichte erheblich leichter
werden, Geldwasche nachzuweisen und
Téter zur Verantwortung zu ziehen. pez I
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Appell fiir
offene Schulen

BILDUNG Volle Klassen, zu wenig Lehrer,
Fenster, bei denen die Griffe fehlen. Das ist
der Alltag in vielen Schulen - auch zu Pan-
demiezeiten. Um auf diese Situation auf-
merksam zu machen, hatte die Fraktion
Die Linke fiir den vergangenen Donnerstag
eine Aktuelle Stunde mit dem Titel ,Wirk-
same Hilfen fiir Schulen in der Pandemie”
beantragt. In einem Punkt waren sich alle
Fraktionen einig: Die Schulen miissen so
lange offen gehalten werden wie dies ver-
antwortbar ist. Birke Bull-Bischoff (Linke)
sagte: ,SOS kommt aus allen Klassenzim-
mern und auf allen Kanilen.” In einem
Antrag (19/24450) fordert die Fraktion die
Bundesregierung auf, die Anschaffung von
FFP2-Masken und CO2-Messgeriten wie
auch von mobilen Raumluftfiltersysteme
zu unterstiitzen. Er herrsche ein ,unsagli-
cher Mangel an Computern, an leistungsfa-
higem Internet, an bezahlbaren Tarifen fiir
alle Kinder”, bemangelte Bull-Bischoftf.

Thomas Rachel (CDU), Parlamentarischer
Staatssekretdr im Bundesbildungsministeri-
um, betonte, dass zumindest im Moment
die Situation noch weitgehend normal sei:
Obwohl 300.000 Schiiler in Quarantine
seien, gingen noch immer 95 Prozent der
Schiiler zur Schule. Und er bekriftigte:
+Wir wollen, dass die Schulen wihrend der
Pandemie offen bleiben, solange es irgend-
wie verantwortbar ist.” Gotz Fromming
(AfD), der sich ebenfalls gegen Schul-
schlieflungen aussprach, bemangelte insge-
samt die Situationen an den Schulen: ,Die
Klassen sind viel zu grof}, sie sind tber-
fullt.” Die SPD-Vorsitzende Saskia Esken
ging auf die langfristigen Folgen ein: ,Ge-
schlossene Schulen sind doch nichts ande-
res als verschlossene Lebens- und Bildungs-
wege.” Katja Suding (FDP) warf Bildungs-
ministerin Anja Karliczek (CDU) vor: ,Die
Bundesregierung hat den Sommer eben
nicht genutzt, um die Schulen pandemie-
fest zu machen.” Margit Stumpp (Griine)
forderte 500 Millionen Euro fiir ,mobile
Luftfilter”. rol 1

KURZ NOTIERT

Linke: Grabpflege fiir
NS-Kriegsverbrecher beenden

Nach dem Willen der Linksfraktion soll
die Pflege der Graber von NS-Kriegsver-
brechern nicht mehr mit 6ffentlichen
Mitteln finanziert werden. In einem An-
trag (19/23996), den der Bundestag oh-
ne Aussprache in die Ausschiisse (iber-
wies, fordert sie die Bundesregierung
auf, einen Gesetzentwurf zur Anderung
des Grabergesetzes vorzulegen. Zudem
soll eine Regelung fiir deutsche Kriegs-
graber im Ausland gefunden werden, da-
mit die Graber von Kriegsverbrechern
nicht mehr in die 6ffentliche Graberpfle-
ge einbezogen werden. aw

AfD: Informationskampagne
iiber Kiinstliche Intelligenz

Die AfD-Fraktion fordert die Durchfiih-
rung einer Informations- und Aufkla-
rungskampagne fiir die Bevolkerung zu
den Funktions- und Wirkmechanismen
Kiinstlicher Intelligenz (KI) durch die
Bundesregierung. Diese Kampagne solle
sich vor allem an jene Menschen richten,
die noch nicht in Kontakt mit KI gekom-
men seien, schreibt die Fraktion in ihrem
Antrag (19/24421). Ibr il
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.Deutsches Schutzgebiet”: Unter diesem Begriff firmierten die Kolonien des Deutschen Kaiserreichs.
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Verantwortung

KULTUR Bundestag debattiert erneut iiber den Umgang
mit dem Erbe der kolonialen Vergangenheit

chutzgebiete - mit diesem eu-
phemistischen  Ausdruck be-
zeichnete das Deutsche Kaiser-
reich seine Kolonien in Afrika
und im pazifischen Raum, die es
ab den 1880er Jahren erwarb
und im Versailler Vertrag 1919 nach dem
Ersten Weltkrieg an die Siegermichte abge-
ben musste. Am Vorabend des Krieges hat-
te das Deutsche Reich tiber das flichenma-
ig drittgrofite Kolonialreich der damali-
gen Zeit verfiigt.
Mit Schutz hatte die deutsche Kolonial-
herrschaft jedoch wenig zu tun - im Ge-
genteil. Im Zuge der brutalen Niederschla-
gung des Maji-Maji-Aufstandes im ehema-
ligen Deutsch-Ostafrika (heutiges Tansa-
nia) und des Aufstandes der Herero und
Mama in Deutsch-Stidwestafrika (heutiges
Namibia) Anfang des 20. Jahrhunderts
wurden hunderttausende Menschen geto-
tet oder starben an den Folgen von Hun-
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ger. Es sei an der Zeit, dass Deutschland
endlich die Verantwortung fiir diese Verbre-
chen {ibernehme, forderte Agnieszka Brug-
ger (Bindnis 90/Die Griinen) am vergan-
genen Donnerstag zum Auftakt einer er-
neuten Debatte im Bundestag iiber den
Umgang mit der kolonialen Vergangen-
heit. Thre Fraktion hatte einen Antrag
(19/24381) eingebracht, in der sie die
Bundesregierung unter anderem auffor-
dert, die Niederschlagung des Aufstandes
der Herero und Nama offiziell als Volker-
mord anzuerkennen. Dieser Verantwortung
miisse Deutschland ,nicht nur mit Worten,
sondern auch mit Taten und finanziell ge-
recht werden”, betonte Brugger. Zudem
miisse in der deutschen Hauptstadt eine
,zentrale Stitte des Erinnerns und Lernens”
zur kolonialen Vergangenheit Deutsch-
lands errichtet werden. Den Antrag iiber-
wies der Bundestag zur weiteren Beratung
in den Auswirtigen Ausschuss.

Die Staatsministerin fiir auswiértige Kultur-
und Bildungspolitik, Michelle Miintefering
(SPD), stellte in der Debatte klar, dass man
die Verbrechen der deutschen Kolonial-
truppen an den Herero und Nama ,nach
heute geltender Rechtslage als Volkermord
bezeichnen wiirde”. Dies habe sie auch bei
ihrer Reise nach Namibia gesagt. Sie ver-
wies zudem auf die Verhandlungen zwi-
schen Deutschland und Namibia, die vom
fritheren = CDU-Bundestagsabgeordneten
Ruprecht Polenz gefithrt werden. Diese
wiirden zwar vertraulich gefiihrt, aber
,sind bereits weit gekommen”.

Vorwiirfe an die Griinen Der kulturpoli-
tische Sprecher der AfD-Fraktion, Marc
Jongen, warf den Griinen vor, sie betrieben
eine ,schuldbezogene Gedichtnispolitik”
Es gehe ihnen in Wahrheit nicht um Ver-
sohnung oder um die Menschen in den
ehemaligen Kolonien: ,Sie wollen das kul-

turelle Erinnern quasi in einer traumati-
schen Endlosschleife festschreiben.” In der
von den Griinen geforderten Erinnerungs-
stitte zum Kolonialismus solle junge Men-
schen ,Abscheu und Scham vor der eige-
nen Kultur und Wehrlosigkeit gegeniiber
den immer dreisteren Versuchen, diese bis
auf die Grundmauern zu schleifen” einge-
trichtert werden, behauptete Jongen.

Die AfD hatte zwei Antrige vorgelegt, in
denen sie einen Stopp der Riickgabe von
Sammlungsgiitern mit kolonialem Kontext
aus deutschen Museen in die Herkunfts-
linder (19/19914) und eine ,differenzierte
Betrachtung” des deutschen Kolonialismus
(19/15784) fordert, der auch die ,gewinn-
bringenden Errungenschaften dieser Zeit”
wiirdigt. Der erste Antrag wurde zur weite-
ren Beratung in den Kulturausschuss iiber-
wiesen, der zweite mit den Stimmen aller
anderen Fraktionen gemaf} einer Beschluss-
empfehlung des Kulturausschusses
(19/21345) abgelehnt.

Jongens Rede und die Antrige der AfD pro-
vozierten heftige Reaktionen in den iibri-
gen Fraktionen. Die Reise in die Hirne der
AfD sei gleichbedeutend mit einer ,Reise
ins Herz des Kolonialismus®, attestierte der
SPD-Abgeordnete Helge Lindh. Fir die
Formulierung ,gewinnbringende Seiten”
des Kolonialismus solle sich die AfD schi-
men. Die Opfer fithlten sich durch solche
Ausdriicke ,zutiefst gedemiitigt”, befand
Lindh. Der CDU-Parlamentarier Markus
Koob bescheinigte der AfD, sie fasele von
differenzierter Betrachtung, aber ihre An-
trage seien genauso widerlich ,wie all das,
was Sie auch sonst zu unserer Geschichte
verbreiten”. Eine Absage erteilte er jedoch
auch der Forderung nach einer Gedenkstit-
te zu diesem Zeitpunkt. Ein Mahnmal kon-
ne nicht am Anfang der historischen Aufar-
beitung stehen, sondern sei der End- oder
Zwischenpunkt. Dies sei auch beim Holo-
caust-Mahnmal so gewesen.

Kritik an Bundesregierung Aber nicht
nur die AfD musste sich Kritik gefallen las-
sen. So forderte die Linken-Abgeordnete
Kathrin Vogler Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) auf, den Afrika-Beauftragten
der Bundesregierung, Giinter Nooke
(CDU) zu entlassen. Nooke habe 2018 in
einem Zeitungsinterview gesagt, der Skla-
venhandel sei zwar ,schlimm” gewesen,
doch die europiische Herrschaft in Afrika
habe ,dazu beigetragen, den Kontinent aus
archaischen Strukturen zu l6sen” In der
Auflerung Nookes zeige sich die ,rassisti-
sche, koloniale Ideologie vom weifien
Mann, der wohltitig ordnend angeblich
unterlegenen Voélkern seine Kultur bringt”,
monierte Vogler. Dies sei eine ,Verhoh-
nung der Millionen Opfer und ihrer Nach-
fahren”. Die Haltung der Bundesregierung,
so argumentierte Vogler weiter, dass der
Volkermord an den Herero und Nama so-
wie der vielfiltige Landraub in den Kolo-
nien volkerrechtlich betrachtet kein Un-
recht sei, weil die Rechtsgrundlagen da-
mals noch andere gewesen seien, ,iiber-
zeugt mich Giberhaupt nicht”.

Entwicklungszusammenarbeit In die Kri-
tik geriet auch Entwicklungshilfeminister
Gerd Miller (CSU). In dessen Reformkon-
zept fir die zukiinftige Entwicklungszu-
sammenarbeit werde die deutsche Verant-
wortung gegeniiber den ehemaligen deut-
schen Kolonien ,mit keinem einzigen
Wort erwahnt”, schimpfte der FDP-Parla-
mentarier Ulrich Lechte. Das Thema spiele
auch bei der Auswahl jener Linder, denen
Deutschland bilaterale Entwicklungshilfe
leisten will, keine Rolle. Bei seinem Besuch
der ehemaligen deutschen Kolonie Palau
im Siidpazifik habe er erfahren, dass seit
der Unabhingigkeit des Inselstaats von
den USA im Jahr 1994 kein Vertreter der
deutschen Regierung zu Gast gewesen sei.
Das sei ,Wahnsinn!” Alexander Weinlein I

Freude liber den deutschen Impfstoff

FORSCHUNG Staat und Wirtschaft investierten 2018 rund 105 Milliarden Euro

Zumindest in einem Punkt waren sich alle
Fraktionen im Grundsatz einig: Forschung
ist ein wichtiger Baustein fiir die Zukunft
Deutschlands, fiir Innovationen, fir die
Wirtschaft, fir die Menschen. Gerade in
der aktuellen Situation blicken die Biirger
mit grofler Hoffnung auf die Forschungser-
gebnisse zur Corona-Pandemie und zur
Entwicklung von Impfstoffen.

Ansonsten offenbarte die Debatte {iber den
Bundesbericht Forschung und Innovation
2020 der Bundesregierung (19/19310) am
vergangenen Donnerstag ganz unterschied-
liche Interpretationen. Wihrend die Bun-
desregierung und die grofle Koalition aus
CDU/CSU und SPD ihre Erfolge herauszu-
stellen versuchten, tibte die Opposition
scharfe Kritik an der Politik von Bundesfor-
schungsministerin Anja Karliczek (CDU).
Zur Debatte standen zudem das Gutachten
zu Forschung, Innovation und technologi-
scher  Leistungsfihigkeit —Deutschlands
2020 (19/23070) sowie drei Antrage der
FDP, die aber alle abgelehnt wurden.
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Themen dieser Seite finden
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Laut dem Bericht der Bundesregierung in-
vestierten im Jahr 2018 Staat und Wirt-
schaft rund 105 Milliarden Euro in For-
schung und Entwicklung. Dies entspricht
3,13 Prozent der deutschen Wirtschaftsleis-
tung. Der Bund allein investiert 19,6 Milli-
arden Euro. Ministerin Karliczek zog dann
auch eine positive Bilanz: ,Alle Welt hofft
auf den Impfstoff, einen Impfstoff, der un-
ter anderem in innovativen, forschenden
Unternehmen in Deutschland entwickelt
wird. Daran zeigt sich: Deutschland kann
Innovation, Deutschland kann Biotechno-
logie, und Deutschland kann Start-up.” Zu
einem dhnlichen Ergebnis kam auch An-
dreas Steier (CDU). Gerade in der Corona-
Pandemie zeige sich deutlich, wie wichtig
gute Forschungspolitik sei, die im Notfall
schnell Ergebnisse hervorbringe. Es gebe
Top-Institute, herausragende Wissenschaft-
ler und das notige Forschungsumfeld.

Hightech-Strategie Birbel Bas (SPD) lob-
te die Hightech-Strategie der Bundesregie-
rung. Diese setze es sich zum Ziel, bis 2025
gemeinsam mit den Lindern und der Wirt-
schaft 3,5 Prozent des Bruttoinlandspro-
duktes (BIP) in Forschung und Entwick-
lung zu investieren.

Auch wenn alle Fraktionen im Grundsatz
den starken Aufwuchs im Bundeshaushalt

fur Bildung und Forschung begriiflen - er
hat sich seit 2006 mehr als verdoppelt
- machte die Opposition mit unterschied-
lichen Schwerpunkten klar: Das Geld rei-
che nicht, es werde an falsch eingesetzt
und Ministerin Karliczek agiere ohne Mut.
So rechnete Michael Espendiller (AfD) vor,
dass den Ausgaben des Bundes rund
22 Milliarden Euro bei Google, 14,7 Mil-
lionen Euro bei Microsoft und 13,6 Milli-
arden Euro bei Volkswagen gegeniiber
stinden. ,Und wissen Sie, was alle diese
Investitionen gemeinsam haben? Jemand
muss fiir sie geradestehen, und sie miissen
sich am Markt behaupten.” Die Regierung
aber verteile das Geld mit der Giefikanne.
Thomas Sattelberger (FDP) pladierte fur
mehr Technologieoffenheit und kritisierte
~iberkomplexe Regelwerke, unzahlige Pro-
jektantrage, Burokratie, die allem Forscher-
geist den Atem abschniirt”.

Petra Sitte (Linke) mahnte, Forschung
miisse im Interesse der Menschen gestaltet
werden, ,statt das Leben durch Technik
steuern zu lassen”. Die Bundesregierung
wiirde aber einer technikfixierten und ex-
portorientierten Sicht folgen. Kai Gehring
(Griine), kritisierte die Forschungsliicken,
beim Coronavirus - ,von der Erforschung
von Ubertragungswegen bis zu Priventi-
onsstrategien”. Annette Rollmann 1

KURZ REZENSIERT

Thomas Ramge,
Viktor Mayer-
Schénberger:

MACHT
MASCHINEN

Machtmaschinen

Murmann Verlag,
Hamburg 2020;
207 S., 20

»Nicht Emmanuel Macron und Angela
Merkel entscheiden dartber, welche In-
formationen von wem wie zur Bekamp-
fung der Pandemie in Europa genutzt
werden kénnen.” Tatsachlich liegt diese
Entscheidung nicht in der Hand demo-
kratisch gewahlter Regierungen, son-
dern bei den US-Konzernen Google und
Apple. Sie dominieren den Markt der
Smartphone-Systeme, wie die renom-
mierten Internetexperten Thomas Ramge
und Viktor Mayer-Schonberger betonen.
In ihrem kurzweiligen und empfehlens-
werten Buch vermitteln sie, wie die Da-
tenmonopole entstanden sind und wie
deren Informationsmacht heute funktio-
niert. Zugleich betonen sie, dass der Zu-
gang zur Datenwelt allen offenstehen
sollte. Dies fordere Innovationen, globale
Gerechtigkeit und die weitere Demokra-
tisierung der Gesellschaften.

Die Autoren wollen die Datenmacht der
Internetkonzerne brechen: , Wir missen
die Zugange zu Daten, Information und
Wissen radikal 6ffnen.” Millionen Indi-
viduen hatten diese Daten gesammelt,
ohne davon zu profitieren; allein die
Konzerne konnten daraus Kapital schla-
gen, auch indem sie verhinderten, dass
die Menschen, kleine Organisationen
oder Firmen Zugang zu den Daten er-
hielten.

Die Machtmaschinen in Gestalt der In-
ternet-Plattformen hatten zu einem ,Da-
tenkolonialismus” gefiihrt. Die neuen
Kolonialmachte seien die USA und Chi-
na. Die Autoren fordern das datenreiche
Europa auf, dem Rest der Welt dabei zu
helfen, sich von den neuen Imperien zu
befreien: ,Werdet Teil eines Raums des
Daten-Sharings nach gut durchdachten
und konsequent implementierten Re-
geln.” Dort miissten auch amerikanische
und chinesische Unternehmen ihre Da-
ten teilen. So gelinge es, deren Informa-
tionsmacht zu brechen und global zu de-
zentralisieren. Das ware ,eine weltge-
sellschaftliche Revolution” — und die Di-
gitalisierung kénnte ,endlich eine ganze
Reihe ihrer groBen Emanzipationsver-
sprechen einldsen”. manu I
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m , Tobias Moorstedt:

What the fact!?
Warum wir so oft
falschliegen.

Hoffmann & Campe,
Hamburg 2020;
207 S.,26 €

Wussten Sie, dass 2002 rund 60 Prozent
der jungen Menschen zwischen zwolf
und 25 Jahren der Schutz der Umwelt
am Herzen lag? Heutzutage sind es stol-
ze 71 Prozent. Richtig ist aber auch, dass
sich zwei Drittel der 18- bis 24-Jahrigen
noch nie fiirs Fliegen geschamt haben.
Handelt es sich bei solchen Zahlen um
eine willkommene Unterstlitzung fiir El-
tern, die mit ihrem bei ,, Fridays for Futu-
re” engagierten Nachwuchs die nachste
Urlaubsreise planen? Die Autoren des
faktenstarken Nachschlagewerks bleiben
neutral: Hdme gegeniber den Jiingeren
sei ,unangebracht”.

In dieser empfehlenswerten Enzyklopa-
die finden sich hunderte Statistiken, oft-
mals illustriert mit anschaulichen Grafi-
ken: Wer Informationen Gber Armut und
Frauenkriminalitdt,  Bildungsgerechtig-
keit oder Fliichtlingspolitik, Plastikmdill,
den Schuldenstand oder den bendtigten
Wohnraum sucht, wird hier fiindig. Au-
Berdem analysieren die Autoren in ihren
griindlich recherchierten Artikeln die po-
pularsten Fake News, die sie in den so-
zialen Medien aufgespiirt haben. Nach
der Corona-Pandemie beschaftigten de-
ren Nutzer in der ersten Halfte 2020 vor
allem die Themen Energie und Umwelt,
Hassreden, Extremismus sowie Mobilitat
und Arbeit.

Die Journalisten geben auch Tipps fiir die
Diskussion mit den so genannten , Quer-
denkern”, die den Bezug zur Wirklichkeit
verloren hatten. Einzelne Kapitel, wie
das iber die ,EU-Skepsis”, hatten je-
doch eine tiefere Diskussion verdient.
Zwar widerlegen sie die in Ostdeutsch-
land verbreitete Meinung, dass bei der
EU-Mitgliedschaft eher die Kosten als
der Nutzen (berwiegen wirde. Aller-
dings waren an dieser Stelle Hinweise
auf die deutschen Exportiiberschiisse
iberzeugender gewesen als auf artge-
rechte Tierhaltung.

Das unterhaltsame Buch kann viele Dis-
kussionen mit Fakten unterfittern und
sich auch unter dem Weihnachtsbaum
als Geschenk eignen. manu I
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rechts) geleitet wurde.

Am 15. Januar 1990 erstiirmten DDR-Biirger die Stasi-Zentrale in Berlin (Bild oben links). Dies war der Ausgangspunkt fiir die Geschichte der Stasi-Unterlagen-Behdrde, die von Joachim Gauck, Marianne Birthler und Roland Jahn (Bild rechts, von links nach
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Schnipsel der Uberwachung

STASI-UNTERLAGEN-BEHORDE Ein Blick zuriick auf eine 30-jihrige erfolgreiche und ungewéhnliche Geschichte

s ist fast 30 Jahre her, dass Lutz
Rathenow zum ersten Mal in
seinen Stasi-Akten gelesen hat.
An das Gefiithl dabei erinnert
er sich bis heute genau: Eine
JArt Triumph” sei es gewesen,
»die Erméchtigung tiber das eigene mani-
pulierte Leben” Jahrelang hatte sich der
Autor und Dissident in Konflikten mit
dem DDR-Regime befunden, seit er Anfang
der 1970er-Jahre Teil des oppositionellen
Arbeitskreises Literatur und Lyrik Jena ge-
worden war. Heute ist Rathenow der Sich-
sische  Landesbeauftragte
far die Stasi-Unterlagen.
Seine eigene Stasi-Akten
umfasse rund 15.000 Sei-

»Es war eine

nicht, das Gesetz in den Einigungsvertrag
aufzunehmen; die Verhandler strebten an,
die Akten im Bundesarchiv in Koblenz fiir
30 Jahre unter Verschluss zu halten. Im
September 1990 besetzten deshalb Oppo-
sitionelle erneut 6ffentlichkeitswirksam fuir
drei Wochen die Stasi-Zentrale in der Berli-
ner Normannenstrafie — mit der Folge, dass
in einem Anhang zum Einigungsvertrag
der Gesetzgeber aufgefordert wurde, ein
neues Gesetz zu erarbeiten.

Am 3. Oktober 1990 nahm dann der erste
,Bundesbeauftragte fiir die Stasi-Unterla-
gen”, Joachim Gauck, die
Arbeit auf, ein Jahr spiter
verabschiedete der Bundes-
tag das Stasi-Unterlagen-

ten, sagt er, und er sei ihrer ErmaChtlgung Gesetz, auf dessen Grund-
auf ganz unterschiedlichen uber d as lage seit Januar 1992 Be-
Wegen und ganz unter- . troffene Antrige auf Ein-
schiedlichen Orten habhaft EIgene sichtnahme in die Akten
geworden. Bereits im De- H H stellen konnen.

zember 1989 konnte er in manlpUIlerte Bis heute ist die Zuging-
Akten einsehen, die bei der Leben.« lichmachung der Akten ei-

Besetzung einer Stasi-Lie-
genschaft in Thiiringen si-
chergestellt worden waren.
In Erfurt, Leipzig Gera,
Dresden, Chemnitz waren bereits vor dem
Sturm auf die Berliner Stasi-Zentrale am
15. Januar 1990 Stasi-Gebdude besetzt
worden, um eine Vernichtung der Akten zu
verhindern.

Bedenken gegen Offnung Seit der Off-
nung der Mauer und den konkreter wer-
denden Wiedervereinigungsplanen 1989/
90 war iiber den Umgang mit den Unterla-
gen der Staatssicherheit, die als Geheim-
dienst der DDR nahezu alle Lebensberei-
che im sozialistischen deutschen Staat
tiberwacht und dokumentiert hatte, gestrit-
ten worden. Viele Politiker - unter ihnen
der damalige Bundeskanzler Helmut Kohl
(CDU) - pladierten fir eine Vernichtung
oder wenigstens den Verschluss der Papie-
re: Der Aktenbestand sei ,eine Zeitbombe”,
der die Gesellschaft spalten und so fiir Un-
frieden sorgen werde. ,Mord und Tot-
schlag” befiirchtete der DDR-Ministerprasi-
dent Lothar de Maiziere (CDU), sollten die
Akten zuginglich sein. Dem widersetzten
sich vor allem die DDR-Oppositionellen,
die die friedliche Revolution vorangetrie-
ben hatten. Mit dem Slogan ,Meine Akten
gehoren mir” gelang es ihnen zwar, viele
Abgeordnete der Volkskammer zu iiberzeu-
gen, die in der Folge dafiir stimmten, die
Hinterlassenschaften der Stasi zu Offnen
und das ,Gesetz Uber die Sicherung und
Nutzung der personenbezogenen Daten
des ehemaligen Ministeriums fiir Staatssi-
cherheit” beschlossen. Dennoch gelang es

Lutz Rathenow,
DDR-Blrgerrechtler

ne der wesentlichen Aufga-
ben der Behorde. Mehr als
zwei Millionen Menschen
haben davon Gebrauch ge-
macht, zudem arbeiten Wissenschaftler
und Journalisten mit den Akten. Lange war
der BStU auch mit der Uberpriifung von
Politikern und Einstellungskandidaten fur
den offentlichen Dienst befasst. Auf ihrer
Website konstatiert sie mehr als sieben
Millionen Ersuchen und Antrige seit Be-
ginn ihrer Arbeit.

Auflerdem betreibt die Behorde seit fast
drei Jahrzehnten eine ganz einzigartige Art
der Forschung. Fir sie als Historikerin sei
die Arbeit mit 111 Aktenkilometern, iiber
zwei Millionen Fotos und rund 23.000
Tonaufnahmen ,eine spannende und he-
rausfordernde Materie”, sagt Daniela Miin-
kel, die als Forschungsprojektleiterin seit
zwolf Jahren beim BStU in der Abteilung
Kommunikation und Wissen forscht. Sie
ist unter anderem Herausgeberin der Editi-
on ,DDR im Blick”, in der die geheimen
Berichte der Stasi an die SED-Fiihrung ver-
offentlicht werden und hat auch die ,West-
arbeit” der Stasi erforscht. Beim BStU
konnten Historiker mit einem ,unver-
gleichlichen Bestand einer ehemaligen Ge-
heimpolizei” arbeiten, dies sei ,eine ein-
zigartige Perspektive einmalige Gelegen-
heit”.

Die Behorde hat insgesamt zwolf Auflen-
stellen, rund zwei Drittel der Antrige auf
Akteneinsicht werden dort gestellt. Die Ar-
beit mit den Akten ist eine ganz besonde-
re: Weil die Akten so ,frisch” sind und da-
rin Menschen - sowohl als Berichtsobjek-
te als auch als Berichtende - vorkommen,

die noch am Leben sind, kommen viele
Aspekte des Datenschutzes zum Tragen.
Fir jede Anfrage muss im Einzelfall ge-
priift werden, welche Teile herausgegeben
und welche unkenntlich gemacht werden
miissen. Er habe in den vergangenen Jah-
ren Akten ,in den unterschiedlichsten
Schwirzungszustinden” auf den Tisch be-
kommen, sagt Lutz Rathenow. Dies sei ein
bisher ungeldstes Problem, das bei der Ar-
beit mit den Akten wohl immer bestehen
bleibe. Der Landesbeauftragte, dessen Auf-
gabe es unter anderen ist, Menschen, die
in der DDR politisch verfolgt wurden, bei
der Rehabilitation zu begleiten, wiirde
sich eigentlich ein Personenregister wiin-
schen, das es erlaubt, noch tiefer in die
Akten einzutauchen und bessere Querver-
weise auf unterschiedliche Vorginge zu
geben. Rathenow sieht dafiir aber wenig
Chancen. Er bedauert auch, dass vieles in
den vergangenen Jahren zu schleppend
vorangekommen sei: Etwa die Rekon-
struktion der zerrissenen Akten. Noch im-
mer gibt es viele tausend Sdcke mit Pa-
pierschnipseln, die entstanden sind, als
Stasi-Mitarbeiter versuchten, so viele Ak-
ten wie moglich zu vernichten. Ein zu-
nichst hochgelobtes und millionenteures
Projekt zur Rekonstruktion der Papier
mittels Computertechnik wurde vor zwei
Jahren wieder eingestellt.

Vorbild fiir das Ausland Seit die Behorde
die Arbeit aufgenommen hat, tragt sie in
der allgemeinen Wahrnehmung immer
auch die Namen ihrer jeweiligen Leitung:
Wurde sie als ,Gauck-Behorde” vor allem
zu einem Symbol der Erméchtigung vieler
ehemaliger DDR-Biirger {iber die eigene
Geschichte, wandelte sie sich als ,Birthler-
Behorde” zu einem Vorbild fir das Aus-
land: Biirgerrechtler und Politiker aus den
unterschiedlichsten Lindern mit Diktatur-
Erfahrungen hitten sich tiber die Arbeit der
Stasi-Unterlagen-Behorde erkundigt, be-
tonte Marianne Birthler, die die Behorde
von 2000 bis 2011 leitete, stets in Inter-
views. Viele Lander suchten nach einem
Weg der Aufarbeitung als ,Alternativen
zum Mantel des Schweigens”.

Unter dem jetzigen Leiter Roland Jahn, der
das Amt von Birthler ibernahm, geht das
Erfolgsmodell in seiner jetzigen Form zu
Ende. Die Stasi-Unterlagen-Behorde wurde
nicht auf Dauer gegriindet. In der Gedenk-
stittenkonzeption des Bundes aus dem
Jahr 2008 heifit es, die BStU sei ,als eine
zeitlich begrenzte Einrichtung konzipiert”.
Die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR sollten langfristig
in die allgemeine Archivverwaltung inte-
griert werden. Seit vielen Jahren wird dis-

kutiert, wie dies geschehen soll und wie
sich die Arbeit der Behdrde damit verdn-
dern wird. Bis zu Jahns Amtsende 2021 sol-
len die Akten ins Bundesarchiv integriert
werden, aus dem Bundesbeauftragten fiir
die Stasi-Unterlagen soll ein Opferbeauf-
tragter werden.

Politische Bildung Unter welchem Klin-
gelschild die Behorde kiinftig firmiert, ist
Lutz Rathenow relativ egal. Aber er sorgt
sich darum, dass mit der neuen Struktur
wichtige Aspekte der DDR-Aufarbeitung
wegfallen werden. Damit ist er ganz und
gar nicht allein: Viele Experten und Beob-
achter sehen kiinftig die politisch-histori-
sche Bildung, die die Behorde in ihrer Ge-
schichte betrieben hat, in Gefahr. Unter
Roland Jahn sei dieser Teil der Tatigkeit
schon erheblich heruntergefahren wor-
den, heif3t es, mit der Integration ins Bun-
desarchiv konnte die aktive politische Bil-

dung kiinftig passé sein. Es sei misslich,
dass die Forschungsabteilung in den ver-
gangenen Jahren kontinuierlich herunter-
gefahren worden und Wissenschaftler an
Forschungsverbiinde oder die Berliner
Humboldt-Universitit abgeordnet worden
seien: Damit werde ohne Not hervorra-
gende Expertise aufgeben und die politi-
sche Bildung geschwicht. Die aber sei ex-
trem wichtig, sagt Hanka Kliese, die stell-
vertretende SPD-Fraktionsvorsitzende im
siachsischen Landtag. Die Aufarbeitung
des SED-Unrechts sei ,noch lange nicht
zu Ende”, durch die Arbeit mit den Akten
konne auch ,kommenden Generationen
die Dimensionen von Repression und
Uberwachung” deutlich gemacht werden.
Dass es kiinftig nur noch sechs Standorte
in Ostdeutschland mit Archiven geben
soll, hilt sie wie viele andere fiir eine fal-
sche Entscheidung. Insbesondere frithere
Biirgerrechtler wie Christian Boof3, der

selbst lange fiir die BStU gearbeitet hat
und heute zum Vorstand des Berliner Auf-
arbeitungsvereins ,Biirgerkomitee 15. Ja-
nuar” gehort, warnen seit Jahren vor einer
+Beerdigung dritter Klasse” der Behorde.
Unter Jahn habe die Behorde bereits ei-
nen Bedeutungsverlust erlitten, er habe
insbesondere die Auflenstellen, die mit
Veranstaltungen und Angeboten viel
wichtige politische Bildung betrieben hit-
ten, ,unattraktiv’ und zu reinen Archiven
gemacht.

Andere sehen in der neuen Struktur auch
eine Chance. Die Angliederung der Akten
an das Bundesarchiv sei eine gute Sache,
betont der Thiiringer Landesbeauftragte fiir
die SED-Aufarbeitung, Peter Wurschi. Er
halte es fiir den ,einzig richtigen und sinn-
vollen Schritt”, dass die Stasi-Akten drei
Jahrzehnte nach der friedlichen Revolution
,in den nationalen Erinnerungsspeicher
kommen”. Susanne Kailitz

Kein Ende der Aufarbeitung

STASI-AKTEN Auch im Bundesarchiv bleibt das Recht auf Einsicht erhalten

Nach jahrelangen Debatten ist die Ent-
scheidung tiber die Zukunft der Stasi-Un-
terlagen gefallen. Am vergangenen Don-
nerstag beschloss der Bundestag, den ge-
samten Bestand an Akten, Fotos und Ton-
aufnahmen in die Verantwortung des Bun-
desarchivs zu iberfithren. Das Recht auf
Akteneinsicht fiir betroffene Biirger, Me-
dien und Wissenschaft nach den Regelun-
gen des Stasi-Unterlagen-Gesetzes bleibt
aber erhalten. Ebenfalls erhalten bleiben
auch die Auflenstellen der Stasi-Unterla-
gen-Behorde in den ostdeutschen Lindern.
Und beim Bundestag wird das Amt eines
Beauftragten fir die Opfer der SED-Dikta-
tur eingerichtet.

Dies sind die Eckpfeiler, auf die sich die
Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und
der SPD gemeinsam mit den Oppositions-
fraktionen der FDP und Biindnis 90/Die
Griinen in einem gemeinsamen Gesetzent-
wurf (19/23709) geeinigt hatten und die
der Bundestag in einer durch den Kultur-
ausschuss gednderten Fassung (19/24484)
verabschiedete. So hatte der Ausschuss
durch seine Anderung unter anderem klar-
gestellt, dass der auf finf Jahre durch den
Bundestag zu wiahlende Opferbeauftragte
nicht nur kein ehemaliger Mitarbeiter des
Staatssicherheitsdienstes des DDR sein
darf, sondern auch keine Person, ,die ge-
gen Grundsitze der Menschlichkeit oder
Rechtsstaatlichkeit  verstoffen oder in

schwerwiegendem Maf3e ihre Stellung zum
eigenen Vorteil oder zum Nachteil anderer
missbraucht hat”. Der Ausschuss war damit
einer Forderung nachgekommen, die im
Rahmen einer 6ffentlichen Anhorung zum
Gesetzentwurf von den Landesbeauftragten
fir die Aufarbeitung der Stasi-Unterlagen
und der SED-Diktatur erhoben worden
war. Der Opferbeauftragte soll dem Bun-
destag zukiinftig regelmaflig Berichte tiber
die Situation der Opfer vorlegen.

In der Anhorung hatten schliefilich auch
die Verbinde der Opfer der SED-Diktatur
ihre Zustimmung zu dem Gesetzesvorha-
ben signalisiert. Sie hatten sich iiber Jahre
gegen eine Verschiebung der Stasi-Akten in
das Bundesarchiv mit der Begrilndung ge-
strdubt, es duirfe kein Schlussstrich unter
die Aufarbeitung der Stasi-Akten und des
SED-Unrecht gezogen werden.

Gesamtdeutscher Zugang In der ab-
schlieflenden Beratung des Gesetzentwur-
fes betonten deshalb auch die Vertreter der
Koalition, der FDP und der Griinen, dass
es diesen Schlussstrich nicht geben werde.
Im Gegenteil: Die Verlagerung der Akten in
die Zustindigkeit des Bundesarchivs be-
deute die ,Fortsetzung der Aufarbeitung
unter gesamtdeutschen Vorzeichen”, argu-
mentierte Kulturstaatsministerin Monika
Gritters (CDU). Sie spielte damit darauf
an, dass die Akten nun auch an den Stand-

orten des Bundesarchivs in den westdeut-
schen Lindern eingesehen werden konnen.
Am Ende stimmte dann lediglich die AfD-
Fraktion gegen die Gesetzesvorlage. Deren
Kulturpolitiker Gotz Fromming bemingel-
te, die Schaffung des Opferbeauftragten sei
allenfalls ,ein Feigenblatt” Letztlich beer-
dige der Bundestag mit dem Gesetz die Er-
folgsgeschichte der Aufarbeitung der SED-
Diktatur. Deshalb miisse ein neuer Gesetz-
entwurf vorgelegt werden. Diesen AfD-An-
trag (19/24420) lehnte der Bundestag
ebenso ab wie die Forderung nach einem
Gedenktag fiir die SED-Opfer (19/14348).

Zustimmen wollte dem Gesetz auch die
Linksfraktion nicht und enthielt sich der
Stimme. Prinzipiell begriifle ihre Fraktion
die Verlagerung der Akten in das Bundesar-
chiv, betonte deren kulturpolitische Spre-
cherin, Simone Barrientos. Zugleich kriti-
sierte sie, dass das Gesetz keine konkreten
Vorgaben mache, wie die Erforschung der
Akten in Zukunft gewdhrleistet werde. Zu-
dem sei unklar, wie die Aufgaben, die auf
das Bundesarchiv zukommen, finanziert
werden sollen. Alexander Weinlein 1
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Noch-Prasident Donald Trump hat nur 232 Wahlleute-Stimmen gewonnen, deutlich weniger als die fiir eine Wiederwahl notwendigen 270. Gehen will er trotzdem nicht.
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Warten auf den Abgang

USA Donald Trump blockiert weiter eine zivilisierte Amtsiibergabe an Wahlsieger Joe Biden

rgendwann, vielleicht

kurz vor

nen”) und Spendenaufrufen, entlisst Mi-

Wihler, dass es bei den Wahlen am 3. No-

Weihnachten, fliegt Donald Trump
aus dem kalten Washington, wo er
sich von Vizeprasident Mike Pence
vor drohender Strafverfolgung auf
Bundesebene hat begnadigen las-
sen, mit der Air Force One in sein Florida-
Domizil Mar-a-Lago - und kehrt nie mehr
ins Weifle Haus zuriick. Ohne Anerkennt-
nis seiner Wahlniederlage
vom 3. November fliichtet
der 45. Prasident der Verei-
nigten Staaten ins Private,
nédhrt weiter via Medien die
Dolchstofi-Legende ~ vom
flichendeckenden Wahlbe-
trug gegen ihn, legt aber
seinem Bezwinger Joe Bi-
den keine Stolpersteine
mehr in den Weg. Ende.
So in etwa geht fast drei
Wochen nach der Prasident-
schaftswahl in Amerika das
Wunschtraum-Szenario  in
politischen Kreisen der Hauptstadt. Denn
von einer zivilisierten Machtiibergabe nach
alter Demokraten Sitte mit ,concession
speech” ans Volk und guten Wiinschen an
Joe Biden hat man sich dort langst verab-
schiedet. Ist mit Trump nicht zu machen.
Der Prasident hat zwei Dutzend Klagen ge-
gen Wahl und Ergebnis einreichen lassen,
bombardiert Anhianger und Offentlichkeit
mit Durchhalteparolen (,Ich habe gewon-

Der Prasident
hat zwei
Dutzend

Klagen gegen
Wahl und

Ergebnis ein-

reichen lassen.

nister und hohe Top-Beamte, die ihm nicht
loyal genug waren, und verweigert sich ei-
ner geordneten Machtiibergabe an die
Nachfolger-Regierung, die am 20. Januar
mittags um 12 Uhr die Geschifte iiber-
nimmt.

Mehr noch: Sein Privat-Consigliere Rudy
Giuliani, einst Biirgermeister von New
York, lieferte vergangenen
Donnerstag das bizarre Ge-
mélde einer von Biden und
den Demokraten landes-
weit inszenierten ,Ver-
schworung” ab, bei der
Hunderttausende Stimmen
illegal von Trump auf die
Demokraten  umgeleitet
worden seien. Die Software
des in 28 Bundesstaaten
weitgehend unfallfrei beim
Zahlvorgang eingesetzten
kanadischen  Herstellers
Dominion sei in Wahrheit
von Venezuela, Kuba und China beein-
flusst, sagte die zum Team Trump gehoren-
de Anwaltin Sidney Powell. Giuliani kiin-
digte an, demniéchst vor Gericht Hunderte
eidesstattliche Zeugen-Aussagen flir den
Versuch beizubringen, ,dem amerikani-
schen Volk eine Wahl zu stehlen”.
Politik-Analysten und Historiker zeigen
sich alarmiert. Nach jlingsten Umfragen
glauben 70 Prozent der republikanischen

vember nicht mit rechten Dingen zugegan-
gen ist. Weniger Vertrauen in die Mechanik
der US-Demokratie war nie.

Dabei ist bisher ist nicht erkennbar, dass
auch nur ein einziges bundesstaatliches
Gericht den Vorwiirfen Glauben schenkt.
Im Gegenteil. Richter haben seit Tagen ihr
Erstaunen tiber die diinne bis nicht vor-
handene Indiziendecke zum Ausdruck ge-
bracht, etliche Klagen direkt verworfen
oder durch Nachfragen erreicht, dass
Trumps Anwilte kleinlaut einrdumten, es
gebe weder Betrug noch substanzielle
Wahlfilschung. In einigen Fillen haben
Trumps Rechtsbeistdnde ihre Mandate ver-
schdmt niedergelegt. Generell gilt bis heu-
te: In allen potenziell noch ,kriegsent-
scheidenden” Bundesstaaten sind die Stim-
men-Vorspriinge Bidens so grof3, dass keine
Nach-Auszdhlung oder Aussortierung mog-
licherweise falsch ausgefillter Stimmzettel
am Endergebnis etwas dndern wiirde, be-
teuern Wahl-Experten wie Rick Hasen.

Neue Strategie Trumps Kalkil hat sich
darum gedndert. Er will unbedingt verhin-
dern, dass die Bundesstaaten wie vorge-
schrieben, ihre Ergebnisse der ,popular vo-
te” vom 3. November ordnungsgemif$ zer-
tifizieren. Das ist die formale Vorausset-
zung flir die Berufung der 538 Wahlmain-
ner und -frauen am 8. Dezember. Sie treten
am 14. Dezember in den Hauptstidten der

FUNF FRAGEN ZUR: WAHL IN DEN USA

Michael Georg Link (FDP),
Leiter der OSZE-Wahlbeobach-
termission bei den US-Wahlen

»Wir Wahlhelfer
konnten keine
Manipulation
feststellen.«

Herr Link, wie haben Sie

die Stimmung am Wahltag
wahrgenommen?
Die Anspannung im Land nach
einem harten Wahlkampf war
tiberall sptirbar, auch im per-
sonlichen Gesprich vor Ort.
Der Wahltag selbst verlief im
Groflen und Ganzen ruhig und
ordnungsgemifs.

Haben Sie Belege fiir sys-
tematische Filschungen bei
Briefwahlen gefunden?
Anders als von Donald Trump
behauptet, ist diese Wahl nicht
,gestohlen”. Wir konnten keine
Manipulationen oder gar Be-
trug feststellen. Auch die inlan-
dischen Wahlbeobachter und
Sicherheitsbehorden konnten
keine Falschungen erkennen.
Natiirlich kommt es bei jeder
Wahl zu menschlichen Fehlern
oder technischen Problemen,
diese fanden aber nur verein-
zelt und nicht methodisch statt
und haben nach unseren Er-
kenntnissen das Wahlergebnis
nicht verandert.

Welche Unregelmifligkei-
ten haben Sie registriert?
Keine echten Unregelmafigkei-
ten, aber doch zahlreiche Pro-

bleme. So war die Wihlerregis-
trierung in vielen US-Bundes-
staaten immer noch zu kom-
pliziert. Und einzelne republi-
kanische Gouverneure haben
das beliebte ,Early Voting” da-
durch erschwert, dass sie die
Early-Voting-Wahllokale dras-
tisch reduziert haben, teils auf
bis nur eins pro County! Au-
RRerdem sehen wir kritisch, dass
mehr als funf Millionen Biirger
mit Vorstrafen von ihrem
Wabhlrecht nicht Gebrauch ma-
chen konnten.

Wo sehen Sie Reformbe-
darf im US-Wahlsystem?
Wihlen ist ein Grundrecht, das
dementsprechend leicht und
unkompliziert auszuiiben sein
sollte. Dazu haben sich die
USA in der OSZE international
verpflichtet. ~ Als  US-Biirger
muss man sich proaktiv um
die eigene Wihlerregistrierung
kiitmmern. Manche Bundes-
staaten machen das sehr kom-
pliziert. Kritisch sehen wir
auch die leicht umgehbaren
Regeln zur Wahlkampffinan-
zierung. Beide grofle Parteien
machen ausgiebig davon Ge-
brauch. Auch nutzen beide in-
tensiv das ,Gerrymandering”,

das bewusste und haufige Neu-
zuschneiden von Wahlkreisen
mit dem Ziel, sichere Wahlkrei-
se zu schaffen. Freie Wahlen
haben in den USA eine grofle
Tradition, aber manch alte Re-
gelung erscheint uns heute
tiberholt. Die lange Auszdh-
lungsdauer wundert viele, aber
sie ist eher Ausdruck von Sorg-
falt und Folge zahlreicher Ge-
richtsurteile und vorbeugender
Regeln fiir Zweitauszdhlungen.

Haben die US-Wahlen in-

ternationalen Standards ent-
sprochen?
Ja, mit dem oben erwihnten
Reformbedarf. Die Prisiden-
tenwahl bot eine echte Aus-
wahl zwischen zwei sehr ver-
schiedenen Kandidaten. Das ist
in vielen Staaten der OSZE
heute leider ganz anders, denn
viel zu oft organisieren sich au-
toritire Amtsinhaber mit mani-
pulierten Wahlen ihre angebli-
che Wiederwahl. Hier haben
die USA einen positiven Kon-
trapunkt gesetzt, auch mit den
zeitgleichen Kongresswahlen.

Das Gespréch fuhrte
Susann Kreutzmann.

Bundesstaaten zusammen, um auf Basis
der in jedem Bundesstaat beglaubigten
Teilergebnisse offiziell den Sieger der Wahl
zu bestitigen. Derzeit wird Joe Biden auf
306 ,electoral votes” taxiert, Trump ran-
giert bei 232. Um ins Weifle Haus einzu-
ziehen, sind 270 Stimmen notwendig.

Nur wenn einzelne Bundesstaaten nicht
ordnungsgemaf} die Stimmen-Resultate ra-
tifizieren, hatte Trump die
Chance, das ,electoral col-
lege” zu seinen Gunsten zu
manipulieren. Wie? Indem

In Georgia

Am 5. Januar kommt es im Siid-Bundes-
staat Georgia noch zu einer Schicksalswahl
~ fur Biden wie fur die Republikaner. Ge-
hen dort bei Stichwahlen zwei von den
Konservativen gehaltenen Senatoren-Pos-
ten an ihre demokratischen Herausforderer
wiirde der Senat in Washington mit Vize-
prasidentin Kamala Harris als Ziinglein an
der Waage ,blau”. Die Demokraten konn-
ten bis zu den Zwischen-
wahlen 2022 durchregie-
ren. Im gegenteiligen Fall
drohen Bidens Reformvor-

republikanisch beherrschte entSCheidet haben an der program-
Kongresse auf sein Dringen H . mierten Blockade der Re-
hin selbst die ,Elektoren” SICh' Ob dle publikaner um Senatsfiih-
bestimmen, sprich: Leute Demokraten rer Mitch McConnell zu

nominieren, die Trump
wihlen, auch wenn er im je-
weiligen Bundesstaat verlo-
ren hat. Exakt zu diesem
Zweck lud Trump vergange-
nen Freitag die Republika-
ner-Fihrung aus Michigan
ins Weifle Haus ein. Dort
hat Biden einen Vorsprung von mehr als
140.000 Stimmen. Trump will die Wahl-
leute ,umdrehen”. Ein ,Frontalangriff auf
die Verfassung”, empéren sich die Demo-
kraten. Ob es dazu auch nur im Ansatz
kommt, wird abschlieffend am 1. Dezem-
ber klar sein, wenn Wisconsin als letzter re-
levanter Bundesstaat seine Ergebnisse zerti-
fizieren muss.

bis 2022
durchregieren di
konnen.

scheitern.

Von Trump erhoffen sich
Republikaner  in
Georgia  entscheidende
Schrittmacherdienste.
Wiirden McConnell und
Co ihm jetzt die Gefolg-
schaft verweigern und die
juristischen Nachhutgefechte des Prasiden-
ten oOffentlich abkanzeln, besteht die Ge-
fahr, dass ein schmollender und passiver
(Noch)-Prasident den Demokraten die
Mehrheit im Senat auf dem Silbertablett
serviert. Dirk Hautkapp 1

Der Autor ist USA-Korrespondent der
Funke Mediengruppe.

Mission Friedenssicherung

AUSWARTIGES Fraktionen legen Antrige zur Stirkung der OSZE vor

Aus Anlass des 30 Jahrestages der Charta
von Paris und 45 Jahre nach der Schlussakte
von Helsinki haben alle Fraktionen Antrége
zur Reform beziehungsweise zur Stirkung
der Organisation fiir Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa vorgelegt. So fordern
die Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP
und Biindnis 90/Die Griinen die Bundesre-
gierung in einem gemeinsamen Antrag (19/
24390) auf, die OSZE zu einer handlungsfa-
higen, multilateralen Organisation und
Dialogplattform weiterzuentwickeln und
mit Nachdruck eine ,umfassende strukturel-
le und administrative Reform der OSZE”
weiter voranzutreiben. Auch die Parlamen-
tarische Versammlung sollte nach Ansicht
der Abgeordneten strukturell und institutio-
nell gestirkt werden. Die OSZE sei die einzi-
ge sicherheitspolitische Organisation, in der
mit Ausnahme von Kosovo alle europdi-
schen Staaten, Russland und alle Nachfolge-
staaten der Sowjetunion, die USA, Kanada
und die Mongolei vertreten seien, schreiben
die Fraktionen in der Begriindung des An-
trags. Jedoch seien die gemeinsam erarbeite-
te Wertebasis und die daraus resultierenden
Prinzipien in einem erheblichen Mafd ge-
fihrdet. Dieser Trend miisse in Richtung ko-
operativer Sicherheit umgewandelt werden.
,Die Agenda der OSZE insgesamt muss neu

Weiterfihrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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aufgestellt werden: Ziele, Losungsvorschlige,
Handlungen, Akteure, Zeitrahmen, Konse-
quenzen miissen beschrieben und eingehal-
ten werden. Das erfordert mehr Verantwor-
tung von allen”, schreiben Union, SPD,
FDP und Griine.

Auch die AfD-Fraktion dringt auf Refor-
men bei der Organisation. In ihrem An-
trag (19/24418) fordert sie die Bundesre-
gierung auf, sich fiir eine neue europii-
sche Sicherheitsarchitektur auf Basis der
OSZE und ihres inklusiven Charakters
auszusprechen und dabei Doppelarbeit
mit anderen internationalen Organisatio-
nen wie der EU vermeiden. So solle etwa
- statt in die Europdische Verteidigungs-
union zu investieren - eine substanzielle
Erweiterung des Systems der kollektiven
Sicherheit im Rahmen der OSZE und ge-
meinsam mit Russland geférdert werden.
Weitere Forderungen zielen auf die Ver-
hinderung eines Riickzugs der USA aus
dem Vertrag tiber den Offenen Himmel
und den Einbezug Russlands in Fragen
der Riistungskontrolle sowie relevanter Si-
cherheitsvertrage wie des INF-Vertrags. Zu-
dem solle ,schnellstméglich - nach nun-
mehr zehn Jahren - ein nichstes Gipfel-
treffen der Staats- und Regierungschefs”
der OSZE-Teilnehmerstaaten in Deutsch-
land ausgerichtet werden.

Die Fraktion Die Linke will laut ihres An-
trags (19/22917) die Organisation zur zen-
tralen politischen Struktur fiir eine nachhal-
tige Friedens- und Sicherheitsordnung in
Europa weiterentwickeln. Dazu gehore die
Anwendung des Grundgedanken ,OSZE-

Debatte tiber
Migration und
Asyl in der EU

EUROPA Die europdische Migrationspoli-
tik braucht einen Neustart. In dieser Ein-
schitzung herrschte Einigkeit unter den
Teilnehmern der von Bundestagsprasi-
dent Wolfgang Schiduble (CDU) initiier-
ten ,Hochrangigen Interparlamentari-
schen Konferenz iber Migration und Asyl
in Europa” am vergangenen Donnerstag.
Um einen solchen Neustart zu schaffen,
hat die EU-Kommission unldngst ein
neues Migrations- und Asylpaket vorge-
schlagen. Kernpunkte: mehr Zusammen-
arbeit mit Herkunfts- und Transitlindern,
schnellere und zugleich rechtssichere
Asylverfahren und legale Migrationsmog-
lichkeiten in die EU. Das Vorhaben wurde
sowohl vom Prisidenten des Europai-
schen Parlaments, David-Maria Sassoli,
als auch von Bundestagsprasident Schau-
ble begriifit.

»Keine falschen Anreize« Schiuble be-
kannte sich klar zur Pflicht der Seenotret-
tung. ,Sonst brauchen wir nicht mehr von
europdischen Werten zu sprechen.” Dies
spiele allerdings auch einem kriminellen
zynischen Schlepperwesen in die Hinde,
befand er. ,Wir mussen uns als fihig erwei-
sen, die Menschen, die nicht aus Griinden
von Flucht und Asyl nach Europa kom-
men, schnell zuriickzubringen und keine
falschen Anreize zu setzen. Wenn notig,
auch in Zentren auflerhalb der Europii-
schen Union, in denen wir dann aber auch
menschenwiirdige Lebensbedingungen si-
cherstellen miissen.”

Benotigt wiirden schnelle Entscheidungen
iiber die Asylantrdge. Das, so Schauble wei-
ter, sei im Zusammenhang mit dem Tiir-
kei-EU-Pakt nicht gut gelungen. Europa sei
nicht in der Lage dazu gewesen, abgelehnte
Asylbewerber an die Tiirkei zuriick zu tiber-
stellen. Kiinftig sollten Mitgliedstaaten, die
sich fuir derartige schnelle Entscheidungen
nicht in der Lage sdhen, die Verantwortung
daftir der EU iibergeben, regte der Bundes-
tagsprasident an.

Rasche Verfahren sind auch im Sinne von
Kommissionsprasidentin Ursula von der
Leyen. Wer in der Folge Asyl genief3t, miisse
willkommen geheifien und erfolgreich in-
tegriert werden, forderte sie. Wer aber kei-
nen Anspruch auf internationalen Schutz
hat, miisse sich auch wieder zuriick nach
Hause begeben.

Diskussion um Quoten Die von der EU-
Kommission vorgeschlagene Abkehr von
festen Umverteilungsquoten zugunsten fle-
xibler Beitrage der Mitgliedstaaten, stiefd je-
doch auf Widerspruch. Ziel des Europii-
schen Parlamentes sei es, zu einer ver-
pflichtenden Umverteilung zuriickzukeh-
ren, sagte unter anderem EP-Prisident Sas-
soli. Fiir Bundestagspréasident Schauble war
die verbindliche Verteilungsquote hinge-
gen ein von Anfang an zum Scheitern ver-
urteilter Versuch, zu europdischer Solidari-
tdt zu gelangen. Dabei sei zu wenig beriick-
sichtigt worden, ,dass jedes unserer Mit-
gliedsldnder doch sehr eigene Erfahrungen
und einen sehr eigenen gesellschaftlichen
und kulturellen Hintergrund hat, den wir
respektieren miissen”, sagte er. ,Wenn alle
akzeptieren, dass dies eine gemeinschaftli-
che Aufgabe ist, konnen die Beitrige der
einzelnen Mitgliedstaaten durchaus flexib-
ler sein”, befand er. hau i

First” - und damit etwa eine Verzehnfa-
chung des OSZE-Haushaltes von derzeit
138 Millionen Euro auf 1,3 Milliarden Euro
sowie die Umwidmung von Nato-Mitteln.
Weitere Forderungen zielen auf die Institu-
tionalisierung von Regimes zur Riistungsbe-
grenzung und Abriistung sowie zu Konflikt-
l6sung und -verhiitung im OSZE-Rahmen
und auf die Wahrung von Rechtsstaatlich-
keit und Menschenrechten unter den OSZE-
Mitgliedern.

Ein é&lterer Antrag der Linksfraktion
(19/7121) fand am vergangenen Freitag
keine Mehrheit, alle anderen Antrige iiber-
wies das Plenum zu weiteren Beratung an
die Ausschiisse. aheljoh 1

STICHWORT |
OSZE

> Staatenkonferenz Die Organisation ist
eine Staatenkonferenz, die aus der Konfe-
renz (iber Sicherheit und Zusammenarbeit
in Europa (KSZE) hervorging, die 1975 mit
der Schlussakte von Helsinki gegriindet
worden war. Sie besteht aus 57 Teilneh-
mer- und elf Partnerstaaten.

> Aufgabe Ziele der OSZE sind unter an-
derem die Friedenssicherung, vertrau-
enshildende MaBnahmen im Riistungs-
bereich und bei Konflikten sowie bei-
spielsweise auch Wahlbeobachtungsmis-
sionen (siehe Interview links).
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or einigen Tagen machte
Michel Barnier eine Pause
bei den Verhandlungen
iiber die kiinftigen Bezie-
hungen zwischen London
und dem Kontinent. Der
Chefunterhindler der Europiischen Union
lief} sich bei einem Spaziergang im Re-
gent’s Park fotografieren. Barnier ist auf
dem Bild im Vordergrund zu sehen, dahin-
ter ein Spielfeld mit Fufiballtoren. ,Kurze
Pause von den intensiven Verhandlungen
in London. Ich suche gerade nach dem Le-
vel Playing Field”, schrieb er dazu auf sei-
nem Twitter-Account.
Ein ironischer Seitenhieb des Franzosen,
denn der englische Ausdruck ,Level Play-
ing Field” bedeutet zu Deutsch ,faire Wett-
bewerbsbedingungen”. Genau auf diese be-
steht die EU in dem historischen Vertrag,
den sie in diesen Tagen mit dem Vereinig-
ten Konigreich abzuschlieflen sucht. Und
eben an dieser Frage konnte das Abkom-
men scheitern, fir das die Zeit auslduft.
Am 31. Dezember endet die UIbergangszeit
fur die Briten.
Boris Johnson hat seine Macht dem Brexit-
Referendum zu verdanken. Er fithrte 2016
die Kampagne an und hat seither den har-
ten Schnitt mit Europa gefordert. Nach
Johnsons Verstindnis muss der Austritt aus
der EU mit einer absoluten Unabhéngig-
keit von jeglichen EU-Regeln einhergehen.
Das fordert auch seine konservative Basis.
~Schwachstellen im Vertrag zugunsten ei-
ner schnellen Einigung konnen Langzeit-
folgen fiir unser Land haben”, warnte
jingst der ,Spectator”, Hausblatt der To-
ries.
Diese Vorstellung der vollen Souverdnitit
jedoch geht aus Sicht der Europder nicht
Uiberein mit der Forderung der Briten, un-
beschriankten Zugang zu ihrem Markt zu
bekommen. Mit Rechten, so das bewdhrte
Motto, missten auch Pflichten einherge-
hen. ,Premier Johnson muss akzeptieren,
dass die volle Souverdnitit nicht moglich
ist, wenn er einen Freihandelsvertrag will”,
sagt Bernd Lange, Europaabgeordneter der
SPD und Vorsitzender des Handelsaus-
schusses.
Deshalb stecken die seit Februar 2020 lau-
fenden Verhandlungen fest, beispielsweise
wegen der Frage der Staatsbeihilfen. Fur
die EU ist es nicht hinnehmbar, dass Lon-
don einem Unternehmen Steuergelder
gibt, damit es ein Produkt giinstiger als die
europdische Konkurrenz in Grofibritan-
nien fertigen kann. Dieses dann aber ohne
Z6lle und Quoten auf dem Binnenmarkt
verkauft.
Gleiches gilt in Hinsicht auf Standards, die
aus Briisseler Sicht und der der Mitglied-
staaten etwa bei Arbeitnehmerschutz, Um-
welt oder Steuern gelten miissen. ,Keine
Zolle, keine Quoten - und kein Dumping”,
erklirte EU-Kommissionsprasidentin Ursu-
la von der Leyen bei ihrem ersten London-
Besuch im Amt Anfang des Jahres.

Hohe Verschuldung An dieser Ansage hat
sich fundamental nichts gedndert, aber
eben auch an der britischen Haltung nicht,
dass es keine europdische Einmischung
mehr in ihre Gesetze oder ihr Recht geben
darf. Auch die Folgen der Corona-Pande-
mie scheinen keinen Richtungswechsel zu
bedeuten. Das Vereinigte Konigreich ist
von Covid-19 hart getroffen. Mehr als
50.000 Menschen sind bereits gestorben,
mehr als ein Million Jobs wurden vernich-
tet, die Regierung pumpt Milliarden Steu-
ergelder in die Wirtschaft und macht die
hochsten Schulden seit 1945. ,Es wire ver-
antwortungslos, unseren Volkswirtschaften
nun noch einen zweiten Schock mit einem
No Deal zuzufiigen”, warnte jiingst Irlands
Premierminister Michedl Martin seinen
britischen Amtskollegen.

Auch von der anderen Seite des Atlantiks
weht Johnson ein scharfer Wind ins Ge-

»Zivilgesellschaft wird gleichgeschaltet«

Letzte Etappe

BREXIT Am 31. Dezember endet die Ubergangszeit fiir
‘die Briten. Der britische Premier muss sich entscheiden,
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Die Zeit drangt fiir Boris Johnson. Noch sind

sicht. Mit der Wahl von Joe Biden hat sich
die Position der Briten mit Blick auf einen
Handelsdeal mit den USA schlagartig gedn-
dert. Wahrend Donald Trump seine Begeis-
terung fiir den Brexit stets 6ffentlich mach-
te, tat Biden seine Ablehnung kund. Der
néchste US-Prasident steht fiir Multilatera-
lismus. Zudem hegt er keine grofle Sympa-
thie fiir Johnson, den er ,einen physischen
und emotionalen Klon” von Trump
schimpfte. Geradezu wiitend reagierte Bi-
den, als Johnson Anfang September einen
Gesetzesentwurf einbrachte, der das Frie-
densabkommen in Nordirland aufs Spiel
setzt. All das macht einen von Trump ver-
sprochenen ,groflartigen Deal” zwischen
London und Washington zwar nicht un-
moglich. Aber Biden wird erst eine Eini-
gung mit den Europdern sehen wollen.
Johnson aber ldsst weiterhin kein Einlen-
ken erkennen. Zwar sollen sich beide Sei-
ten zuletzt bei den Staatsbeihilfen auf
Kompromisse eingelassen haben. Auch
beim vor Symbolik strotzenden Thema Fi-
scherei gibt es angeblich Bewegung. Doch
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viele Fragen ungeklart beim Handelsdeal m

-

gerungen wird weiter etwa iber die Frage,
mit welchen Mechanismen das Abkom-
men abgesichert sein soll.

Die Europder haben ihre Erfahrungen mit
den Briten und insbesondere Johnson ge-
macht. Besonders misstraut ihm die EU
wegen dessen Entscheidung Anfang Sep-
tember, ein nationales Binnenmarktgesetz
einzubringen. Dieses hebt in Teilen das im
Oktober 2019 mit Briissel geschlossene
Ausstiegsabkommen auf und verstofit ge-
gen internationales Recht. So widerruft es
mit den Europédern getroffene Garantien,
dass Staatsbeihilfen in Nordirland nicht
ohne Plazet der EU ausgegeben werden
oder dass Waren, die von Grofibritannien
nach Nordirland gehen, besonders kon-
trolliert werden. Beides war zuvor in einem
gesonderten Protokoll festgelegt worden,
damit Nordirland weiter schrankenlosen
Zugang zum EU-Binnenmarkt hat.

Weitreichende Entscheidungen Mitte
Dezember, in der letzten Sitzung des Jah-
res, soll das EU-Parlament das Abkommen

ANHORUNG Experten werfen China fundamentale Missachtung der Menschenrechte vor

Mit grofler Sorge beobachten Experten die
Menschenrechtssituation in China. In ei-
ner Anhorung des Ausschusses fiir Men-
schenrechte und humanitére Hilfe warf die
Mehrheit der geladenen Sachverstindigen
der chinesischen Regierung vergangene
Woche die Missachtung und Verletzung
fundamentaler Menschenrechte vor. Es
brauche ein entschiedeneres Handeln auch
der Bundesregierung als Gegenmafinahme,
lautete ihr Pladoyer.

Wenzel Michalski, Direktor von Human
Rights Watch Deutschland, beleuchtete in
seiner Stellungnahme insbesondere die Si-
tuation der turkstimmigen Muslime in
China. Diese habe sich im Zuge der repres-
siven Politik der chinesischen Regierung
seit 2016 zunehmend verscharft. Willkirli-
che Massenverhaftungen, Folter und Miss-
handlungen von Angehoérigen der uiguri-
schen Minderheit in der Region Xingjiang
stiinden ,auf der Tagesordnung”. Der Alltag
werde systematisch kontrolliert. Aber auch
die Menschenrechtslage in ganz China ha-
be sich seit 2016 ,eklatant” verschlechtert,
urteilte Michalski. Ein Problem, das durch
die ,Belt and Road-Initiative” der chinesi-
schen Regierung auch ,exportiert” werde,
warnte er. Es sei zu beobachten, dass durch
wirtschaftliche Investitionen in einzelnen
EU-Staaten und die damit verbundene

Schaffung von Abhingigkeiten versucht
werde, die EU zu spalten. Das bedeute
auch Gefahren fiir die Demokratie in
Deutschland.

Kai Miiller, Geschiftsfithrer des Vereins In-
ternational Campaign for Tibet, nahm die
Menschenrechtsverstofie in der autonomen
Region Tibet in den Blick. Die Kommunisti-
sche Partei (KP) verfolge hier seit 2011 eine
noch ,aktivere Assimilierungs-, Indoktrinie-
rungs- und Kontrollpolitik” als zuvor. Ne-
ben der Einrichtung eines ,engmaschigen
physischen und elektronischen Uberwa-
chungsnetzes” in den Stidten und der Uber-
nahme der Verwaltung von buddhistischen
Klostern setze die Partei zudem auf eine
strikte ,Sinisierungspolitik”, sagte Miiller.
Die freie Journalistin Lea Zhou machte in
ihrem Statement auf Chinas ,auflergericht-
liche Gehirnwischeeinrichtungen”  auf-
merksam: Die ersten seien bereits 2001
eingerichtet worden, auch um Anhédnger
der Falun-Gong-Bewegung zu verfolgen.
Auch Andersdenkende oder Angehorige
anderer Religionen wie Christen, Buddhis-
ten und Muslime wiirden dort festgehalten
und oft unter Folter gezwungen, ihren
Glauben aufzugeben.

Eva Pils, Professorin an der School of Law
des King’s College London, betonte, dass
sich die Lage der Zivilgesellschaft in China

insgesamt seit dem Amtsantritt Xi Jing-
pings 2013 sehr verschlechtert habe. Grund
dafiir seien nicht nur die Gesetze, die auf
eine Einschrinkung der Zivilgesellschaft
zielten, sondern auch ,ganz wesentlich die
Perfektionierung der Technologien zur
Zensur, Uberwachung und Kontrolle des
Verhaltens”. Ziel sei die Ausschaltung von
Kritik und die ,Gleichschaltung der Zivil-
gesellschaft in China”.

Verschleppt und gefoltert Die in der Re-
gion Ostturkestan geborene chinesische
Whistleblowerin Sayragul Sauytbay berich-
tete von ihren Erfahrungen in einem der
geheimen Lager, die die KP zu Umerzie-
hung von ethnischen Minderheiten errich-
tet habe. Dorthin sei sie als ehemalige Be-
amtin 2017 verschleppt worden. Sauytbay
- die 2018 freikam, floh und heute in
Schweden lebt - sagte, sie habe unter un-
menschlichen Bedingungen ihren Mitge-
fangenen chinesische Sprache und Kultur
beibringen miissen. Der Kommunistischen
Partei warf sie vor, sich ,faschistischer Me-
thoden” zu bedienen, um die turkstimmi-
ge Minderheit zu unterdriicken.

Adrian Zenz, Professor an der European
School of Culture and Theology, vertrat
ebenfalls die Auffassung, der ,Machtan-
spruch der KP” sei ,zunehmend totalitar”.

it der EU.
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ratifizieren. Auch das britische Unterhaus
muss dies noch tun. Der britische Premier
muss deshalb ziigig entscheiden, wie viel
Kompromiss er seinen Brexit-Anhdngern
zu Hause zumuten will.

Schon 2019, nach Abschluss des Ausstiegs-
vertrages, hatte Johnson diesen als Tri-
umph {iber die Européer zu verkaufen ver-
standen, die ihm nach seinem offensiven
Auftreten einen ,ofenfertigen Deal” gelie-
fert hitten. In Wahrheit hatte sich Johnson
auf Kompromisse in Sachen Nordirland
eingelassen, die seine Vorgingerin Theresa
May kategorisch abgelehnt hatte.

Der jetzt auf dem Spiel stehende Freihan-
delsvertrag ist fir die Briten viel weitrei-
chender, weil er die kiinftigen Beziehungen
regelt und damit fiir das gesamte Konig-
reich die Spielregeln fiir die Zukunft.. Es ist
keine ausgemachte Sache, dass sich Boris
Johnson mit diesen wird anfreunden kon-
nen. Stefanie Bolzen Il

Die Autorin ist Korrespondentin
der ,,Welt” in London.

Die Umerziehung in Lagern sei nur eine
sintensivere Form dessen, was im Bildungs-
system und durch politische Propaganda
in der Gesellschaft” geschehen solle: die
Ausrichtung der Biirger auf die Partei.

Die  emeritierte  Sinologie-Professorin
Mechthild Leutner von der Freien Universi-
tdt Berlin monierte hingegen, dass die ,Kri-
tik an Menschenrechtsverletzungen” fiir
auflenpolitische Strategien instrumentali-
siert werde. Sie verwies darauf, dass Terro-
rismus auch in China zu einem Sicher-
heitsproblem geworden sei. In Reaktion
auf eine Reihe von Anschligen habe China
Antiterrorgesetze erlassen und ,Praventiv-
mafinahmen gegen Extremismus” ergrif-
fen, darunter Programme zur Armutsbe-
kimpfung, zur beruflichen Qualifizierung
und Schaffung von Arbeitsplitzen”. Teil
dieser Mafinahmen seien auch Zentren fuir
Menschen gewesen, die in terroristische,
separatistische oder religiose Aktivititen
involviert gewesen seien. Sandra Schmid |

Weiterfiihrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Blockierte Corona-Hilfen

EUROPA Keine Losung im Haushaltsstreit in Sicht

Das Europdische Parlament lehnt Zuge-
stindnisse im Haushaltsstreit mit Ungarn
und Polen ab. Die ,erzielten Vereinbarun-
gen” zum EU-Haushalt und zum Rechts-
staatlichkeitsprinzip konnen ,unter keinen
Umstinden wieder aufgeschniirt werden,
teilten Parlamentsprasident David Sassoli
und zahlreiche Fraktions-
vorsitzende  vergangene
Woche mit.

Ungarn und Polen hatten

»Das ist schon

werde Deutschland alle Optionen auslo-
ten, sagte sie nach dem Gipfel. ,Das ist ein
schon sehr ernsthaftes Problem, das wir zu
losen haben”, sagte sie. Man stiinde dabei
,noch ganz am Anfang”

Auch EU-Ratschef Charles Michel erklirte,
niemand unterschdtze den Ernst der Lage.
Es gebe aber den Willen, in
den kommenden Tagen sehr
intensiv zu arbeiten, um die
Schwierigkeiten zu l9sen.

zuvor ihr Veto gegen das . Die Staats- und Regierungs-
EU-Haushaltspaket ~ von emn Sehr chefs treffen sich am
1,8hBilli0nert1) Eu;ohﬁir die ernstes (110. und 11. DGezefn;ber wie-
ndchsten sieben Jahre ein- er zu einem Gipfel.
gelegt. Das  schliefit PrObIem' Die Prasidentin der Euro-
250 Migi':ﬁden' Eurof ;n das WIr ZU E?S'Ch'en ) %ientrfallziank,
orona-Hilfen ein, auf die . ristine Lagarde, forderte
viele EU-Staaten dringend Iosen haben-« die Lander der Euro-Zone
hoffen. Bundeskanzlerin unterdessen auf, ihren Streit

Beide Staaten kritisieren
das Vorhaben der Union,
EU-Gelder bei Verstoflen
gegen rechtsstaatliche Prinzipien zu kir-
zen. Der polnische Ministerprasident Ma-
teusz Morawiecki verteidigte im Europdi-
schen Parlament die Blockadehaltung sei-
nes Landes. ,Eine EU, in der es eine euro-
pdische Oligarchie gibt, die die Schwichs-
ten bestraft, ist nicht die EU, der wir beige-
treten sind”, erklérte er.

Ein Videogipfel der EU-Staats- und Regie-
rungschefs konnte den Konflikt Ende ver-
gangener Woche nicht losen. Nun muss
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) ei-
nen Ausweg suchen. Als EU-Ratsvorsitz

Angela Merkel (CDU)

iiber das EU-Budget zu be-
enden und dringend beno-
tigte Corona-Hilfen ziigig
auszuzahlen. Das Finanzpaket ,Next Gene-
ration EU” miisse ohne Verzogerung umge-
setzt werden, sagte sie vergangenen Don-
nerstag vor dem Wirtschafts- und Wah-
rungsausschuss des EU-Parlaments.

Beim Kampf gegen die Corona-Pandemie
scheinen die 27 Staaten eher an einem
Strang zu ziehen. So konnte schon in der
zweiten Dezemberhilfte der erste Co-
vid19-Impfstoff in Europa zugelassen wer-
den, sagten sowohl Bundeskanzlerin Mer-
kel als auch EU-Kommissionschefin Ursula
von der Leyen. .Johanna Metz I

Stormanover aus Sofia

NORDMAZEDONIEN Bulgarien will EU-Beitritt blockieren

Der Streit zwischen Bulgarien und Nordma-
zedonien um die gemeinsame Historie ge-
winnt an Schdrfe. Beim virtuellen Rat der
Europdischen Union fiir Allgemeine Angele-
genheiten legte Bulgarien am vergangenen
Dienstag als einziges Land sein Veto ein ge-
gen die Aufnahme von EU-Beitrittsverhand-
lungen mit Nordmazedonien. Dies stellt die
von Deutschland im Rahmen seiner EU-
Ratsprésidentschaft fiir Dezember in Skopje
geplante internationale Konferenz in Frage.
Sie sollte den Auftakt fiir
Nordmazedoniens Beitritts-
verhandlungen markieren.

,Solange wir keine Rechtsga-

»Das Beharren

niern aber immer wieder erhitzte Kontrover-
sen vor allem iiber historische Themen auf.
Nach Ansicht vieler Bulgaren hat das maze-
donische Volk ,bulgarische Wurzeln”, die
mazedonische Sprache sei eigentlich ein
,stiidbulgarischer Dialekt”. So fordert die bul-
garische Regierung nun von Nordmazedo-
nien, den Terminus ,mazedonische Spra-
che” in diplomatischen Vertragen durch ,of-
fizielle Sprache der Republik Nordmazedo-
niens” zu ersetzen.

Im August 2017 unterzeich-
neten beide Linder einen
Freundschafts- und Nach-
barschaftsvertrag und setz-

rantien sowohl von Skopje ten eine paritdtisch besetzte
als auch im Kontext des EU- daranl_ Historiker-Kommission

Verhandlungsprozesses  be- Mazedon|er ein, um geschichtliche
kommen, dass Nordmazedo- Streitfragen beizulegen.

nien seine Politik &ndert,
kénnen wir der ersten inter-
nationalen Konferenz und
der Aufnahme von Beitritts-
verhandlungen nicht zustim-
men”, erklarte Bulgariens Au-
flenministerin Ekaterina Sa-
charieva vergangene Woche
gegeniiber den Abgeordneten der Bulgari-
schen Volksversammlung. Kurz zuvor hatte
ihr deutscher Amtskollege Heiko Maas
(SPD) bei der Verleihung des Menschen-
rechtspreises an Nordmazedoniens Premier
Zoran Zaev erklart, Nordmazedoniens erste
Beitrittskonferenz solle ,noch in diesem Jahr
stattfinden”.

Als erstes Land iiberhaupt hat Bulgarien im
Jahr 1992 die Republik Mazedonien unter
ihrem verfassungsrechtlichen Namen volker-
rechtlich anerkannt. Es akzeptierte damit
auch das Selbstbestimmungsrecht der Maze-
donier. In den folgenden Jahrzehnten
flammten zwischen Bulgaren und Mazedo-

Anzeige

seien einfach
Bulgaren, ist
ein Desaster.«

Dimitar Betschew,
Politikwissenschaftler

Unter anderem mit dem
faktischen Scheitern dieser
Kommission begriindet
Bulgarien nun seine Blo-
ckade. ,Historische The-
men in den Fokus staatli-
cher Beziehungen zu setzen
und Bulgariens hartnicki-
ges Beharren darauf, alle Mazedonier seien
einfach Bulgaren, erweist sich als Rezept fiir
ein Desaster”, kritisiert der am Wiener Insti-
tut fir die Wissenschaft vom Menschen titige
bulgarische Politikwissenschaftler Dimitar
Betschew. Nordmazedoniens Regierungschef
Zaev hilt Bulgariens Veto fiir innenpolitisch
motiviert im Hinblick auf die fir den Mérz
2021 angesetzten Parlamentswahlen. Er
hofft, die deutsche EU-Ratsprasidentschaft
moge den EU-Beitrittsprozess seines Lands
trotz des Stormandvers des nordlichen Nach-
bars Bulgarien vorantreiben.  Frank Stier

Der Autor ist freier Korrespondent.
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AUFGEKEHRT

Lieber Graben
statt Mauern

ch werde eine grofie Mauer an unse-
rer stidlichen Grenze bauen und
Mexiko dafiir bezahlen lassen.” So
lautete 2016 ein Wahlversprechen
von Donald Trump. Schon sollte die
Mauer sein (Beton!) und hoher als die
Berliner Mauer (nicht vier, sondern
neun Meter!), ein ,groflartiger” Schutz-
wall gegen ,Kriminelle, Vergewaltiger
und Drogendealer” aus dem Siiden.
Lange schien das Projekt in der Wiiste
versenkt, doch dann machte der passio-
nierte Golfspieler sich daran, es einzulo-
chen - per Notstandgesetzgebung und,
nun ja, mit Steuermilliarden aus Ris-
tungsprogrammen und Anti-Drogenpro-
jekten. Dass von 3.200 Kilometern erst
knapp 600 gebaut wurden - geschenkt.
Dass statt Beton Metallstangen aus dem
Sand ragen - besser alternative Fakten
als gar keine! Uberhaupt: Dass Trump
sein Mauer-Versprechen nicht einlésen
kann, haben allein die Wahldiebe von
den Demokraten zu verantworten.
Offenbar verfolgt der um den Sieg betro-
gene Prasident ohnehin bereits ein an-
deres Bauprojekt. Filmaufnahmen vom
13. November zeigen Bauarbeiter vor
dem Weiflen Haus beim Ausheben eines
Grabens. Lisst Trump seinen Amtssitz zu
einer Festung umbauen, bevor Bose-
wicht Biden ihm die Macht rauben
kann? Hat er erkannt, dass die wahren
Kriminellen gar nicht die Mexikaner
sind, sondern diese schamlose Kommu-
nisten-Truppe, die ihn aus dem Oval Of-
fice jagen will? Bose Zungen behaupten,
es handle sich bei dem Graben um ei-
nen Fluchttunnel, den Ehefrau Melania
sich bauen ldsst. Die First Lady hasst es
bekanntlich, das Weifle Haus weihnacht-
lich dekorieren zu miissen. Tatsache ist:
In den USA tun sich tiefe Graben auf.
Niemand hat die Absicht, eine Mauer zu
errichten! Johanna Metz 1

VOR 20 JAHREN...

Rinderwahn in
Deutschland

26.11.2000: Erster BSE-Fall in
Deutschland bestatigt. Es klingt ein
bisschen nach Corona: Forderungen

nach Schnelltests, prognostizierte Test-
Engpésse, beunruhigte Biirger und Poli-
tiker im Krisenmodus. Der Grund hief3
vor 20 Jahren aber nicht Corona, son-
dern Rinderwahnsinn. Am 26. Novem-
ber 2000 hatten sich die Befiirchtungen

© picture-alliance/Zs

-

Schlachtung von Rindern im mecklen-
burgischen Teterow

bestitigt: Wie ein Schnelltest zwei Tage
zuvor hatte nun auch eine Untersu-
chung im nationalen Referenzlabor fiir
Rinderwahnsinn in Tiibingen ergeben,
dass eine in Schleswig-Holstein gebore-
ne Kuh an BSE erkrankt war. Es war der
erste Fall in Deutschland.

Eilig wurde ein Verbot fiir das Verfiittern
von Tiermehl ausgesprochen. Krankhaft
verinderte Eiweifle in dem Futtermittel
galten als BSE-Ausloser. Verbraucher rea-
gierten dennoch verunsichert. Schon als
der Verdachtsfall bekannt wurde, verkauf-
ten Supermirkte und Metzgereien Me-
dienberichten zufolge deutlich weniger
Rindfleisch, die Rede war von ,duflerst
misstrauischen Kunden” Die Angst vor
dem Erreger, der bei den Tieren BSE und
beim Menschen die todliche Creutzfeldt-
Jakob-Krankheit auslost, war grofS.
Unterdessen wurden in Schleswig-Hol-
stein alle 160 Rinder des betroffenen
Landwirts geschlachtet und auf BSE un-
tersucht. Ministerprasidentin Heide Si-
monis (SPD) befand: ,Ich glaube, dass
die Deutschen sich zu lange zu sicher
waren, sie hitten alles im Griff.” Der ers-
te BSE-Fall zeige jedoch: ,Es gibt keine
absolute Kontrolle und Garantie.” Auch
dieser Satz erinnert an Auflerungen aus
Corona-Zeiten. Benjamin Stahl 1

Weiterfiihrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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ORTSTERMIN: GEDENKSTUNDE ZUM VOLKSTRAUERTAG
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Die Gedenkrede hielt in diesem Jahr — in Teilen auf Deutsch — der britische Thronfolger Prinz Charles.

»Wir werden immer Freunde bleiben«

Kaum ein Ereignis hat das kollektive Bewusstsein der Bri-
ten in den vergangenen hundert Jahren mehr gepragt als
der Zweite Weltkrieg. Mehr als 380.000 Soldaten und
rund 67.000 Zivilisten haben zwischen 1939 und 1945
ihr Leben verloren, wichtige Industriestidte wie Coventry
und Birmingham wurden durch deutsche Luftangriffe
vollkommen zerstort. Am Ende stand der Sieg der Alliier-
ten - aber auch ein erheblich geschwiachtes Konigreich.

Umso beachtlicher waren vor diesem Hintergrund die
Worte von Prinz Charles anldsslich der Gedenkfeier zum
Volkstrauertag am 15. November im Bundestag. 75 Jahre
nach Kriegsende betonte der britische Thronfolger in Ber-
lin, teils in fast akzentfreiem Deutsch, teils auf Englisch,
die Verbundenheit seines Landes mit dem einstigen
Kriegsgegner. ,Wir werden immer Freunde, Partner und
Verbiindete sein”, stellte er klar. Daran wiirde auch die
Entscheidung der Briten fiir den Brexit nichts dndern.
,Wir sind so sehr in die Zukunft des jeweils anderen Lan-
des eingebunden, dass unsere nationalen Interessen
- auch wenn sie unterschiedlich sein mogen - immer
miteinander verflochten sein werden.” Angesichts globa-
ler Krisen wie der Corona-Pandemie, des Klimawandels
oder des Verlusts an Biodiversitit sei gemeinsames Han-
deln unbedingt erforderlich, mahnte der Prinz. Die Opfer

Zur Ausgabe 46-47 vom 9. November
2020, Schwerpunkt US-Wahlen:
Donald Trump, der 45. (Noch-)Prisi-
dent der USA, benimmt sich zur Zeit wie
ein angeschossenes Tier, das wild um
sich schldgt, beifdt, kratzt und auch sehr
schlimme Verletzungen zufiigen kann.
Joe Biden kann im Augenblick nur eines
tun: Sehr beruhigend auf Trump einwir-
ken, der noch bis zum 20. Januar 2021
im Amt bleiben durfte. Mit einer
Schnell-Zdhmung diirfte wohl kaum zu
rechnen sein, eher im Gegenteil. Was uns
ein Joe Biden iiberhaupt zu bieten hat,
wird er uns vermutlich erst im Januar des
ndchsten Jahres so richtig zeigen konnen;
nach seiner Amtseinfithrung, falls eben
alles nach Plan laufen sollte.
Riggi Schwarz,
Blichenbach

LESERPOST

Zur selben Ausgabe, ,Die finanziellen
Schatten Napoleons”, Seite 8:

Den in der Uberschrift angesprochenen
spateren ,Kaiser der Franzosen” trifft nur
eine geringe ,Schuld” fiir das auch heute
noch immer bestehende Problem dieser
,Staatsleistungen”. Nutzniefler und so-
mit politisch verantwortlich waren viel-
mehr die damaligen Reichsfiirsten, die
1803 ihre Kompensationsanspriiche un-
ter anderem mittels Sdkularisierung von
Kirchengut durchsetzten und oftmals
auch noch eine Rangerh6hung erfuhren;
bekanntlich wurden einige fiir ihre Un-
terstiitzung Napoleons mit Koénigs- und
Grof3herzogstiteln belohnt. Bei diesen
»Landesherren” handelt es sich aber si-
cherlich nicht um ,Rechtsvorginger” der
heutigen Bundesrepublik. Wenn das
Grundgesetz tiber Artikel 140 den Verfas-

von Krieg, Verfolgung und Gewaltherrschaft ,inspirieren
uns, fiir eine bessere Zukunft zu streiten. Lassen Sie uns
dies zu unserem gemeinsamen Anliegen machen”, lautete
der Appell des Thronfolgers, der in Begleitung seiner
Frau, Herzogin Camilla, zur Gedenkfeier nach Berlin ge-
kommen war. Vor seiner Rede im Bundestag hatte er ei-
nen Kranz an der Neuen Wache im Zentrum der Haupt-
stadt niedergelegt.

Es war das erste Mal, dass ein Mitglied der Koniglichen
Familie an der alljahrlichen Veranstaltung des Volksbun-
des Deutsche Kriegsgraberfiirsorge teilnahm. Charles Mut-
ter, Konigin Elizabeth II., hatte zum Ende des Zweiten
Weltkriegs selbst Dienst im britischen Militir geleistet.
1945 lief} sich die damalige Prinzessin in einer Frauenab-
teilung des britischen Heeres zur Lastwagenfahrerin und
-mechanikerin ausbilden.

Am Volkstrauertag erinnern Vertreter der deutschen Ver-
fassungsorgane seit nunmehr 1952 - immer sonntags
zwei Wochen vor dem ersten Advent - an die Toten von
Krieg und Gewaltherrschaft weltweit. Die Begriiffungsrede
hielt der Prasident des Volksbundes, Wolfgang Schneider-
han, das Totengedenken sprach Bundesprasident Frank-
Walter Steinmeier. Wie Prinz Charles betonte auch
Schneiderhan die Bedeutung von Zusammenarbeit in Zei-

ten der Unsicherheit zwischen und innerhalb von Staa-
ten. Die 75-jahrige Friedensepoche nach Ende des Zwei-
ten Weltkrieges sei ,keine Garantie, dass es so bleiben
wird”, warnte der ehemalige Generalinspekteur der Bun-
deswehr. Um diesen Frieden zu erhalten, brauche es ,So-
lidaritédt als Gegenentwurf zum Egoismus”.

Der Volksbund fordert bereits seit hundert Jahren Versoh-
nung und Verstdndigung unter den Menschen. Im Auftrag
der Bundesregierung kiimmert sich die humanitire Orga-
nisation um die Graber von etwa 2,7 Millionen Kriegsto-
ten auf 832 Kriegsgraberstitten in 45 Staaten und betreut
Angehorige in Fragen der Kriegsgraberfiirsorge.

In der Gedenkstunde sprach neben Jugendlichen aus
Deutschland, Moldawien und Israel auch die Schiilerin
Jasleen Singh aus Bristol. Sie habe ein ,tiefes Gefithl der
Traurigkeit gespiirt”, als sie mit ihrer Klasse Schlachtfelder
in Frankreich und Belgien besucht habe, berichtete sie. Je-
der Grabstein habe ein Schicksal und das vieler Angehori-
ger und Freunde reprisentiert. ,Im Tod waren sie alle
gleich. Haben wir aus dieser Lektion gelernt?”, fragte
Singh. Fir die junge Britin kann es nur eine Lehre aus der
Geschichte geben: ,Die Menschen sollten sich nicht von
Hass trennen lassen, sondern nach konstruktiven Losun-
gen fiir Probleme suchen.” Johanna Metz I

gelungen.

feverbot verstofien wird.

SEITENBLICKE

sungsauftrag in Artikel 138 Absatz 1 der
Weimarer Verfassung itbernommen hat, die
fraglichen Staatsleistungen (durch die Lin-
der) ,abzulésen”, nach tiber hundert Jah-
ren aber immer noch keine entsprechen-
den Mafinahmen erfolgt sind (weil von
einflussreicher Seite unerwiinscht), stellt
sich aufgrund des zeitlichen Aspekts und
des immensen finanziellen Umfangs die
Frage der Verfassungsmifiigkeit des Unter-
lassens der bereits 1919 angemahnten Re-

Bedenkt man weiterhin, dass die groflen
Landeskirchen/Bistiimer auch ,Unterneh-
mer” sind, kann sich durchaus die pikante
Frage stellen, ob hier nicht sogar gegen
EU-Recht und das darin verankerte Beihil-

Thomas Fuchs,

Stele erinnert
an Soldaten

BUNDESTAG 114 Angehorige der Bundes-
wehr sind seit 1993 bei internationalen
Einsitzen umgekommen. An sie erinnert
nun dauerhaft ein elektronisches Gedenk-
buch vor dem Sitzungssaal des Verteidi-
gungsausschusses im Paul-Lobe-Haus. Ein-
geweiht wurde es vergangene Woche von
Bundestagsprasident Wolfgang Schiuble,
Bundesverteidigungsministerin ~ Annegret
Kramp-Karrenbauer (beide CDU), dem
Vorsitzenden des Verteidigungsausschusses,
Wolfgang Hellmich (SPD) sowie dem Ge-
neralinspekteur der Bundeswehr, General
Eberhard Zorn.

,Lange haben wir auch hier, im Parlament,
um das angemessene Gedenken an die To-
ten und Gefallenen bei Auslandseinsitzen
gerungen”, sagte Schiuble. ,Sie zu ehren,
ihnen Achtung zu bezeugen, gehort un-
trennbar zu der besonderen Verantwortung
des Bundestages fiir die sogenannte ,Parla-

Biebesheim
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mentsarmee’ - jenseits aller politischen
Kontroversen um die einzelnen Mandate.”

Gestaltet ist das Gedenkbuch als schwarzer
Block aus Eisenwinden, dem ein bedien-
barer Monitor schrig aufgelegt ist. Die An-
gaben beinhalten jeweils Namen, Geburts-
und Sterbedatum sowie den Namen des
Einsatzes.

,Wir erinnern an sie, mit Respekt und An-
erkennung”, sagte Schiuble. ,Thr Tod
mahnt uns Abgeordnete: Unsere Entschei-
dungen konnen Menschen das Leben kos-
ten.” joh 1

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament

Platz der Republik 1

11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behalt sich vor, Leserbriefe zu kiirzen.

Die nachste Ausgabe von ,,Das
Parlament” erscheint am 30.November.

PERSONALIA

>Anton Schaaf t
Bundestagsabgeordneter 2002-2013,
SPD

Am 2. November starb Anton Schaaf im Al-
ter von 58 Jahren. Der Maurer aus Miil-
heim/Ruhr schloss sich 1986 der SPD an,
hatte verschiedene Amter auf Ortsvereins-
ebene inne und war von 2015 bis 2018 Vor-
sitzender des SPD-Kreisverbands Karlsruhe-
Land. Von 1999 bis 2002 gehorte er dem
Stadtrat in Milheim an. Der Direktkandidat
des Wahlkreises Miilheim-Essen | engagier-
te sich im Familienausschuss, im Wirt-
schaftsausschuss, im Ausschuss fiir Arbeit
und Soziales sowie im Petitionsausschuss.
Von 2007 bis 2011 gehorte er dem Vorstand
seiner Bundestagsfraktion an.

>Wolfgang Engelmann
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
Ccbu

Wolfgang Engelmann starb am 12. Novem-
ber im Alter von 78 Jahren. Der Werkzeug-
macher und Diplom-Bergbauingenieur aus
Oelsnitz im Vogtlandkreis trat 1962 der
CDU in der DDR bei und hatte seit 1966 ver-
schiedene kommunale Amter inne. 1985
wurde er Mitglied des Kreistags Stollberg.
Der Direktkandidat des Wahlkreises Anna-
berg-Stollberg-Zschopau wirkte im Aus-
schuss fiir Arbeit und Sozialordnung, im In-
nen- sowie im Familienausschuss mit.

>Paul Hoffacker
Bundestagsabgeordneter 1976-1980,
1982-1994, CDU

Am 24. November vollendet Paul Hoffacker
sein 90. Lebensjahr. Der promovierte Jurist
im Kirchendienst und spatere Akademiedi-
rektor trat 1958 der CDU bei, gehorte bis
1999 dem Kreisvorstand Essen und zeitwei-
se dem Bezirksverband Ruhrgebiet sowie
dem NRW-Landesvorstand an. Im Bundes-
tag arbeitete er liberwiegend im Ausschuss
fir Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit
mit,den er von 1984 bis 1987 leitete. Von
1987 bis 1994 gehorte er dem Vorstand sei-
ner Bundestagsfraktion an. Hoffacker am-
tierte von 1972 bis 1986 als Vorsitzender
des Kolpingwerks Deutschland.

>Hermann Otto Solms
Bundestagsabgeordneter 1980-2013,
seit 2017, FDP

Hermann Otto Solms begeht am 24. No-
vember seinen 80. Geburtstag. Der promo-
vierte Agrarwissenschaftler und Unterneh-
mer trat 1971 der FDP bei und stand von
1976 bis 1989 an der Spitze des Kreisver-
bands GieBen. Von 1987 bis 2020 amtierte
er, mit Unterbrechungen, 26 Jahre lang als
FDP-Bundesschatzmeister. Von 1988 bis
1999, von 2005 bis 2011 sowie von 2013
bis 2020 gehorte Solms dem Bundesvor-
stand sowie dem Parteiprasidium an. Als
FDP-Ehrenvorsitzender seit September 2020
ist er dort weiterhin Mitglied. Solms war
von 1991 bis 1998 Vorsitzender seiner Bun-
destagsfraktion und von 1998 bis 2013 Vi-
zeprasident des Bundestags. Als Altersprasi-
dent er6ffnete er 2017 den 19. Bundestag.

>Friedhelm Farthmann
Bundestagsabgeordneter 1971-1975,
SPD

Friedhelm Farthmann vollendet am 25. No-
vember sein 90. Lebensjahr. Der promovier-
te Jurist, trat 1958 der SPD bei. Von 1979
bis 1996 gehdrte er dem NRW-Landesvor-
stand und von 1986 bis 1993 dem SPD-
Bundesvorstand an. Im Bundestag wirkte er
im Wirtschaftsausschuss sowie im Aus-
schuss fiir Arbeit und Sozialordnung mit.
Von 1975 bis 1985 amtierte Farthmann als
NRW-Arbeits- und Sozialminister und ge-
horte von 1980 bis 2000 dem Landtag in
Diisseldorf an. Von 1985 bis 1995 war er
SPD-Fraktionsvorsitzender.

>Heinz Riesenhuber
Bundestagsabgeordneter 1976-2017,
(e)]1)

Am 1. Dezember begeht Heinz Riesenhuber
seinen 85. Geburtstag. Der promovierte
Chemiker aus Frankfurt/Main trat 1961 der
CDU bei. Von 1965 bis 1969 war er Landes-
vorsitzender der Jungen Union in Hessen,
stand von 1973 bis 1978 an der Spitze des
Kreisverbands Frankfurt/M. und gehdrte seit
1965 dem Vorstand sowie seit 1968 dem
Prasidium der hessischen CDU an. Seit 1969
war Riesenhuber Vorstandsmitglied des
CDU-Wirtschaftsrats und stand von 1977
bis 1982 an der Spitze des CDU-Bundes-
fachausschusses Energie und Umwelt. Von
Oktober 1982 bis Januar 1993 war er Bun-
desminister fiir Forschung und Technologie
und forderte Zukunftsbranchen wie die Mi-
kroelektronik. Riesenhuber arbeitete seit
1998 im Wirtschaftsausschuss mit, den er
2001/02 leitete. Von 2009 bis 2017 war er
Altersprasident des Bundestags. bmh 1
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Beratung des Gesetzentwurfes zu weiteren Corona-MaBnahmen / 191. Sitzung des 19. Deutschen Bundestages am 18. November 2020

Karin Maag, CDU:

Das Bevolkerungsschutzgesetz
Ist dringend notwendig

© DBT/Andreas Kriiger

Karin Maag (*1962)
Wahlkreis Stuttgart Il

ch weif, insbesondere Thnen
Ihaben wir im letzten halben

Jahr viel abverlangt, und ich
bin allen dankbar, die die Maf3-
nahmen zur Eindimmung der
Pandemie bisher mitgetragen ha-
ben und auch weiterhin mittra-
gen.

In den vielen E-Mails, Telefona-
ten und Gesprachen wihrend die-
ser Zeit, auch zu diesem Gesetz
konkret, habe ich echte Sorge ge-
spiirt. Sie alle bitte ich: Bleiben Sie
bei uns! Bilden Sie sich Thre Mei-
nung anhand der Debatten der
demokratischen Parteien in die-
sem Bundestag! Trauen Sie nicht

einigen  wenigen,
die unter dem
Deckmantel,

Grundrechte schiit-

Von einer Wie-

lem das Verfahren fiir die endlich
in greifbarer Ndhe liegenden Imp-
fungen vor. Die technischen Ein-
zelheiten tiberlassen wir dann der
Rechtsverordnung des Bundesge-
sundheitsministeriums. Wir setzen
ebenfalls im Gesetz den Rechts-
rahmen fiir eine Impfstrategie.
Wir regeln den Anspruch auf
Schutzimpfung und vorrangige
Berticksichtigung besonders vul-
Be-
riicksichtigt werden zum Beispiel

nerabler Personengruppen.
aber auch Menschen, die diese
Gruppen pflegen, behandeln oder
betreuen. Ubrigens - jetzt Ach-
tung! -:
spruch auf die Impfung vor und

Wir sehen einen An-

keine Impfpflicht. Wir brauchen
auch weitere Testkapazititen. Des-
wegen binden wir die zahnarztli-
chen und tierdrztlichen Labore in
die Laboruntersuchungen ein. Wir
wollen besonders viele vulnerable
Gruppen zusitzlich schiitzen.

Wir sehen dafiir einen Anspruch
auf FFP2-Schutzmasken vor, vor
allen Dingen, um das Anste-
ckungsrisiko noch mal zu vermin-
dern. Diesen Anspruch, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, haben wir
Unionsabgeordnete {ibrigens ge-
gen viele Widerstinde durchge-
setzt. Die Kranken-
hduser, liebe Kolle-
ginnen und Kolle-
gen, brauchen bei

zen zu wollen, uns derbeherrschbar- den aktuellen In-
Abgeordnete  dis- keit des In- tensivzahlen vor al-
kreditieren oder gar fEktiOHSQESChe- lem Liquiditt,
an der Debatte hin- hens sind wir wenn sie fir not-
dern wollen! Ich je- noch entfernt. wendige  Behand-

denfalls lasse mich
durch solche An-
griffe  nicht
schiichtern. Tatsadchlich, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, befinden
wir uns weiterhin in einer kriti-

ein-

schen Phase der Pandemie. Der
Verlauf der letzten paar Tage lasst
zwar hoffen, dass wir die Infekti-
onsdynamik unterbrechen konn-
ten. Von einer Wiederbeherrsch-
barkeit des Infektionsgeschehens
sind wir aber noch deutlich ent-
Das dritte Bevolkerungs-
schutzgesetz ist deshalb insbeson-
dere wegen der weiteren Mafinah-
men zur Eindimmung dieses Vi-
rus so dringend notwendig. Wir
bereiten in diesem Gesetz vor al-

fernt.

lungen erneut, wie
im Marz, planbare
Operationen
gunsten der Covid-19-Patienten
verschieben miissen. Und anders
als noch im Frithjahr unterstiitzen
wir heute gezielt die Kliniken, die
notwendige Versorgungsstrukturen
vorweisen, konkret also diejenigen
der Stufen II und III, die an der
Notfallversorgung teilnehmen.
Liebe Kollegen, liebe Kollegin-
nen, in den vergangenen Wochen
wurde deutlich, dass es weiterer
Préazisierung im Infektionsschutz-
gesetz bedarf. Stichworte sind die
fortdauernd notwendigen Kon-
taktbeschrankungen; bisher gibt es
keine speziellen Medikamente;

Zu-

der Impfstoff ist noch nicht ver-
fugbar. Und ich habe es noch nie
erlebt, dass ein Gesetz so missver-
standen wurde. Mit

und zwar mittels Rechtsverord-
nung. Sobald wir Abgeordnete die
epidemische Lage beenden, sind
diese Mafinahmen hinfillig. Die
Mafinahmen bleiben auch gericht-
lich in vollem Umfang iiberpriif-
bar. Wir schranken auch nicht ein-
seitig irgendwelche Grundrechte
ein, sondern wir setzen in § 28a
den Rechtsrahmen fiir den Aus-

gleich dieser Grundrechte.
Es gibt doch nicht nur die
Grundrechte derje-

§ 28 Infektions- nigen, die von den
schutzgesetz ~ wei- Einschrankungen

ten wir gerade Ich h_abe es betroffen sind,
nicht den Hand- noch nie e_rlebt, wenn wir die Aus-
lungsspielraum der dass ein breitung des Virus
Regierung aus, son- Gesetz so verhindern wollen.
dern wir engen ihn missverstanden Der Staat ist doch
ein, und nur dann, wurde. auch dem Schutz

wenn wir im Parla-
ment eine epide-
mische Lage fest-
stellen. Solange diese Feststellung
andauert, kann die Exekutive be-
stimmte vorgegebene MafSnah-
men ausfihren und anordnen,

des Lebens und der
korperlichen Unver-
sehrtheit all
verpflichtet - das sind wir alle -,

jener

die durch die Pandemie gefihrdet
sind. Das ist doch die Wahrheit.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

Dr. Alexander Gauland, AfD:

GroBte Einschrankung der
Grundrechte in der Bundesrepublik

Alexander Gauland (*1941)
Landesliste Brandenburg

ertrauen ist eine der wich-
tigsten Ressourcen der Ge-
sellschaft. Man kann es be-

kanntlich verspielen. Wenn Men-
schen einander nicht mehr ver-
trauen, endet der Wille zur Koope-
ration, und es entsteht Unfrieden.
Wenn Teile der Bevolkerung der
Regierung nicht vertrauen, bilden
sich Risse im gesellschaftlichen
Gefiige. Wenn die Regierung und
regierungsnahe Medien diese Teile
der Bevolkerung stigmatisieren
und beschimpfen oder gar mit
dem Verfassungsschutz bedrohen,

statt mit ihnen zu reden, werden
diese Risse tiefer, und das Miss-
trauen wird grofler. Und, meine
Damen und Herren, wenn Abge-
ordnete von der Polizei zu Boden
geworfen werden, dann darf man
fragen: Wo sind wir eigentlich an-
gekommen in diesem Land?

In einem Rechtsstaat wird das
Grundvertrauen institutionell gesi-
chert durch die Grundrechte, mei-
ne Damen und Herren. Heribert
Prantl - bei Gott kein Freund der
AfD -, der Chefkommentator der
,Stiddeutschen Zeitung”, hat dazu
bemerkenswerte Worte geschrie-
ben bzw. gesprochen - ich zitiere
mit Zustimmung des Prdsidenten
-: Grundrechte heiflen Grund-
rechte, weil sie die Grundlagen
unseres Lebens bilden. Grund-
rechte sind gerade fiir die Notzei-
ten da. Wenn sie in Krisen und
Notzeiten weggeschoben werden,
dann sind sie nichts wert, dann
kann man sie vergessen. — Heri-
bert Prantl, nicht Alexander Gau-
land.

Das Infektionsschutzgesetz der
Bundesregierung ist die grofdte
Grundrechtseinschrankung in der

gen, wir alle diirfen es auch nicht
hinnehmen, dass manche - ich
betone: manche - den Bots, den
Verschworungserzihlern, den
Schwurblern, denjenigen, die un-
seren Staat grundsitzlich ableh-
nen, mehr vertrauen als uns im
Parlament.

Ich will um das Vertrauen der
grofden Mehrheit in unsere Demo-
kratie, in unseren Rechtsstaat und
in unsere Institutionen kdmpfen.
Wir Unionsabgeordneten sind da-
von iiberzeugt, dass dieses Gesetz
ein gutes Gesetz ist. Wir sind da-
von iberzeugt, dass wir nachher
dem Antrag, den Fortbestand der
pandemischen Lage festzustellen,
zustimmen konnen. Ich empfehle
Thnen allen die Zustimmung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei
Abgeordneten der SPD — Sebastian
Munzenmaier [AfD]: Tobender
Applaus in den Reihen der Unions-
fraktion!)

Geschichte der Bundesrepublik.
Wenn wir den Gedankengang von
Herrn Prantl fortsetzen, heifdt das:
Wir konnen die Grundrechte ver-
gessen. Das Misstrauen, meine Da-
men und Herren, wird explodie-
ren. Das sehen Sie auf den Stra-
Ren, das sehen Sie in der Aggressi-
on, die Sie {iberall spiiren, und Sie
sehen es in vielen Stidten und
heute auch vor dem Bundestag.
Diese Menschen treten fir ihre
Grundrechte ein und miissen
nicht vom Verfassungsschutz be-
obachtet werden!

Viele Biirger haben existenzielle
Sorgen und Fragen. Sie wollen
nicht nur wissen, wie es mit ihren

Dies ist eine gekdirzte Version der Debatte.
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online

die Ubertragungen des
Parlamentfernsehens als Live-Video- und
Audio-Ubertragung zur Verfiigung.
www.bundestag.de/live/tv/index.html
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Geschiften, Lokalen oder Kultur-
stitten weitergehen soll, sondern
sie furchten angesichts ausgesetz-
ter Grundrechte um ihre Freiheit.
Corona-App, Kontaktverfolgung,
digitale Gesundheitskontrolle, in-
direkte Impfpflicht: Das sind ja al-
les Symptome einer nahenden
smarten Gesundheitsdiktatur.

Die Menschen fragen sich bei-
spielsweise, ob sie Nachteile ha-
ben werden, wenn sie sich nicht
impfen oder sich nicht registrieren
lassen wollen. Kommt man dann
eines Tages nicht mehr ins Restau-
rant oder zum Sport oder ins Aus-
land? Wer so etwas fragt, den
nennt man bekanntlich Verschwo-
rungstheoretiker. Doch in China
ist diese Art Totaliiberwachung be-
reits Fakt, und wir wollen auf die-
sem Wege kein Stiick mitgehen.

Die ,FAZ”, der man nicht zu na-
he treten wird, wenn man sie ,re-
gierungsnah” nennt, twittert:

Die hohen #Corona-Zahlen in
vielen westlichen Lindern werfen
die beunruhigende Frage auf, ob
offene Gesellschaften weniger ge-
eignet sind, auf globale Bedrohun-
gen zu reagieren als autoritdre Sys-
teme.

Barbel Bas, SPD:

Will dort jemand schon mit
dem Zaunpfahl winken?

In einer Sachverstindigenstel-
lungnahme hat die Vertreterin des
Lehrstuhls fiir Offentliches Recht
der Ruhr- Universitait Bochum vor
des
Bundestages ausgefiihrt - Zitat -

Der geplante § 28a IfSG gentigt
den Vorgaben von Parlamentsvor-

dem Gesundheitsausschuss

behalt und Bestimmtheitsgrund-
satz nicht. Die Vorschrift ldsst kei-
nerlei Abwagung der grundrecht-
lich betroffenen Interessen erken-
nen, sondern will offenbar einsei-
tig das bisherige Vorgehen wih-
rend der Corona-Epidemie legiti-
mieren. So die Sachverstindige im
Gesundheitsausschuss. ,Keinerlei
Abwigung”, so verhilt es sich.
Denn was ist es anderes als maf3-
los und unausgewogen, wenn die
Unverletzlichkeit der Wohnung
zur Disposition gestellt wird,
wenn die Kanzlerin allen Ernstes
erklart, Kinder sollten nur noch
einen Freund treffen diirfen?
Haben wir denn die Pest im
Lande,

Meine Damen und Herren, was ist

Frau Bundeskanzlerin?

eine Pandemie von nationaler
Tragweite? Wer das definiert, ver-

fiigt heute iiber den Ausnahmezu-
stand. Anscheinend ist Herr Dros-
ten der aktuelle deutsche Souve-
rdan, und die Argumente anderer
Virologen und Epidemiologen,
die sich gegen den Lockdown aus-
beiseitege-

sprechen,  werden

wischt, etwa das
Papier von Herrn

Streeck und der

Wir sind in

so wie wir uns den wirtschaftlich
und zwischenmenschlich ruin6-
sen Notstandsmafinahmen wider-
setzen. Wir werden noch viele
Monate mit dem Virus leben miis-
sen, und die Biirger wissen das.
Die meisten gehen verantwor-

tungsvoll mit der Si-

tuation um, so wie

die Wirte, die Biih-

Kassenirztlichen . nenkiinstler, die
Bundesvereini- diesem Lande Konzertveranstalter
gung, das auch offensichtlich verantwortungsvoll
zahlreiche Arzte- die EinZige mit der Lage umgin-
verbiande  unter- demokratische gen: Sie haben simt-
zeichnet  haben. Fraktion. liche Besucher regis-

Die Unterzeichner

fordern ein bun-

desweit einheitli-

ches Ampelsystem, anhand dessen
sich sowohl auf Bundes- als auch
auf Kreisebene die aktuelle Lage
auf einen Blick erkennen lasst. Sie
setzen auf Gebote anstelle von
Verboten, auf Eigenverantwortung
anstelle von Bevormundung. Sie
pladieren fir die Forderung von
Hygienekonzepten anstelle von
Schliefungen sowie fir den
Schutz von Risikogruppen durch
spezielle Mafinahmen. Wir unter-

stiitzen solche verniinftigen Ideen,

SPD-Fraktion kann dem Gesetz
guten Gewissens zustimmen

© DBT/Benno Krahahn

Barbel Bas (*1968)
Wahlkreis Duisburg |

ommen wir mal zuriick zu
den Fakten. Wir haben in
en letzten Tagen alle sehr
viele Zuschriften bekommen, und
die nehmen wir auch sehr ernst
- vielleicht nicht alle, vor allen
Dingen nicht die, die dieses Ge-
setz mit dem Ermachtigungsgesetz
von 1933 gleichsetzen, was den
Holocaust wirklich verharmlost.
Das muss ich an der Stelle noch
mal zuriickweisen. Die Befiirch-
tung ist, dass wir mit diesem Ent-
wurf die Erméchtigungen fir die
Bundesregierung oder fiir einzelne
Minister oder Landesregierungen
ausweiten. Genau das Gegenteil
ist der Fall. Das muss man an der
Stelle noch mal festhalten.
Ich will noch mal deutlich ma-

chen: Wir hatten bisher eine Ge-
neralklausel, auf deren Grundlage
viele Verordnungen umgesetzt
wurden. Diese prazisieren wir jetzt
mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf. Das ist doch genau der
Punkt, ndmlich dass wir ein-
schranken, dass wir sagen: Wir be-
fristen die Mafinahmen, wir miis-
sen sie begriinden. — Das ist doch
der richtige Schritt: dass wir von
dieser Generalklausel wegkom-
men, die MafSnahmen definieren
und sagen, wie sie Schritt fiir
Schritt umgesetzt werden dirfen.
Das ist ein ganz entscheidender
Punkt, den ich noch mal nennen
will, weil in vielen Mails, die wir
bekommen haben,
die Befiirchtung ge-
dulert wird, wir
wiirden hier viel zu
Ermachtigung
an die Linder ge-
ben. Das ist nicht

viel

Das ist doch
der richtige
Schritt: dass wir
von dieser

trefflich streiten. Aber am Ende
bleibt Fakt: Wir miissen insgesamt
die Kontakte reduzieren, weil wir
sonst die drei Probleme, die wir
im Moment haben, nicht lésen
konnen. Darauf hat auch die AfD
keine Antwort.

Ein Problem ist: Unsere Labore
sind, weil wir sehr viel testen
- und das ist gut und richtig -, am
Limit. Deswegen haben wir in die-
sen Gesetzentwurf jetzt die Rege-
lung aufgenommen, dass wir die
Testungen auf tiermedizinische
und zahnarztliche Labore auswei-
ten. Das ist genau der Hinter-
grund. Auch deshalb ist es wichtig,
das Gesetz heute zu beschliefien.

Der zweite Punkt
betrifft die Kran-
kenhiduser; das ist
auch ein Fakt, den
man nicht wegdis-
kutieren kann. Re-
den Sie doch mit

der Fall. Generalklausel den  Kolleginnen

Ich will noch mal Wegkommen_ und Kollegen, die
zu den Fakten kom- in den Kranken-
men. Wir miissen hdusern arbeiten,
im Moment unsere reden Sie mit den
Kontakte reduzieren. Natiirlich Patientinnen und Patienten und

kann man sich iiber jede einzelne
Mafinahme streiten. Warum dieser
Bereich geschlossen wird, ein an-
derer nicht, warum Schulen auf-
bleiben, dariiber kann man sich

den Angehorigen! Corona ist da.
Es verursacht schwere Erkrankun-
gen, die sogar zum Tod fithren
konnen. Wir miissen die Kranken-
héuser jetzt finanziell stiitzen und

triert, sie haben ihre
be-
schrankt, sie haben

Kapazititen

Hygienekonzepte entwickelt und
dafiir bei sinkenden Einnahmen
Geld ausgegeben. Dass man sie
trotzdem zusperrt, ist unertrag-
lich, und das lduft auf Diktatur hi-
naus.

Ich habe an dieser Stelle schon
gesagt — und ich werde nicht mii-
de, es zu wiederholen —: Der Sou-
verdn dieses Landes ist das deut-
sche Volk, reprasentiert durch die-
ses Parlament. Nur dieses Parla-
ment kann Grundrechtseinschrian-

vor allen Dingen auch den Ge-
sundheitsschutz beriicksichtigen,
wenn wir Mafinahmen gegenei-
nander abwégen.

Das ist auch ein Recht, das im
Grundgesetz verankert ist. Natiir-
lich muss man das gegeniiber an-
deren Freiheitsrechten abwaigen.
Das tun wir hier aber auch; deswe-
gen diskutieren wir das hier heute.
Es ist aber wichtig,
dass dieser Gesetz-
entwurf eine Star-
kung der Kranken-
hduser beinhaltet.

Ubrigens,
viele Coronapatien-

wenn

Es ist wichtig,
dass der Gesetz-
entwurf eine
Starkung der

kungen beschlieffen, und zwar
nach Abwigung aller Argumente
auf eine exakt begrenzte Zeit.
Nicht mal das haben Sie festge-
legt: eine exakt begrenzte Zeit.

Meine Damen und Herren, dass
die Regierung die vom Volk ge-
wihlten Abgeordneten vor vollen-
dete Tatsachen stellt, widerspricht
dem Geist der Demokratie und
dem Grundgesetz. Allein deswe-
gen lehnen wir dieses Gesetz ab
— und nicht, Herr Buschmann,
weil wir dieses Parlament nicht
wollen, weil wir die Demokratie
nicht wollen, sondern weil wir of-
fensichtlich in diesem Lande die
einzige demokratische Fraktion
sind.

Ich bedanke mich. Hoffentlich
haben auch die anderen mal was
gelernt!

(Anhaltender Beifall bei der AfD

— Die Abgeordneten der AfD erheben
sich — Michael Grosse-Brémer [CDU/
CSUJ, an die AfD gewandt: Was
machen Sie erst, wenn eine richtig
gute Rede gehalten wird? — Gegenruf
des Abg. Tino Chrupalla [AfD]: Sie
hatten ja noch keine gute!)

tig, dass die Menschen, die dies
wollen, auch geimpft werden kon-
nen. Das hat nichts mit einer
Impfpflicht zu tun, sondern das
ist auch ein Grundrecht. Da muss
man doch sagen: Das ist mal posi-
tiv; denn wir sorgen dafiir, dass es
Impfungen gibt.
Ubrigens haben wir Fortschritte
im Arzneimittelbereich zu ver-
zeichnen. Es wer-
Arzneimittel
Markt
die
Verlaufe

den
auf den
kommen,
schwere
abmildern konnen.

Wir werden bei den

ten auf den Inten- Krankenhauser Tests besser. Inso-
sivstationen  sind beinhaltet. fern werden wir
und wir andere diese 17 einschrin-
Operationen  des- kenden Mafinah-
halb verschieben men, die in § 28a

missen, ist das auch ein Fakt, den
wir betrachten miissen. Denn die
Menschen, die auf eine planbare
Operation warten, haben es ver-
dient, dass wir die Infektionszah-
len insgesamt runterbringen, da-
mit auch sie einen Platz auf einer
Intensivstation bekommen, der
nach einer Operation vielleicht
notwendig ist.

Der dritte Punkt - das ist eine
positive Botschaft —: Wir bereiten
uns auf die Impfungen vor. Es gibt
Impfstoffe, und zwar nicht nur ei-
nen, sondern wahrscheinlich so-
gar mehrere. Ich mochte mal den
Aufschrei in der Bevolkerung ho-
ren, wenn wir jetzt keine Mafinah-
men ergreifen, um uns darauf vor-
zubereiten, indem wir zum Bei-
spiel Zentren aufbauen, indem
wir Impfstoffe einkaufen, indem
wir produzieren. Es ist doch wich-

Infektionsschutzgesetz aufgelistet
sind, am Ende nicht mehr brau-
chen, wenn wir beim Schnelltes-
ten besser werden, wenn wir Me-
dikamente,  Arzneimittel und
Impfstoffe haben. Das ist doch die
Perspektive, auf die wir jetzt hinar-
beiten.

Es ist deshalb wichtig, die Kon-
takte jetzt einzuschrianken, dass
wir durchhalten und die Mafinah-
men durchsetzen, um dies zu er-
reichen. Das ist unser gemeinsa-
mes Ziel, und deshalb kann die
SPD-Fraktion diesem Gesetz auch
guten Gewissens zustimmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)
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Christian Lindner, FDP:

Entwurf von CDU und SPD gibt
Regierung einen Freifahrschein

© Christian Lindner/ Olaf Heinen

Christian Lindner (*1979)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

ir beraten diesen Ge-
setzentwurf im Zusam-
menhang mit konkre-

ten Mafinahmen. Anfang Novem-
ber sind einschneidende Freiheits-
einschrainkungen befristet fir die-
sen Monat beschlossen worden.
Wenige Tage, im Grunde Stunden
nachdem diese eigentlich befriste-
ten Maffnahmen beschlossen wor-
den sind, wurde bereits aus der
Spitze der Regierungskoalition in-
frage gestellt, ob diese Befristung
tatsdchlich Bestand haben kann.

Am Montag dieser Woche woll-
te das Bundeskanzleramt selbst
noch zusitzliche  Freiheitsein-
schrinkungen, ohne dass die bis-
herigen Beschriankungen bei Gas-
tronomie, Kultur, Sport und Frei-
zeiteinrichtungen konkret analy-
siert worden wiren. Durch solche
raschen Verinderungen von Posi-
tionen, Einschitzungen und An-
kiindigungen stellt man das un-
verdndert grofie Vertrauen der Be-
volkerung in die Politik unnotig
auf die Probe.

Unverdndert fehlt eine dauer-
haft durchhaltbare Risikostrategie.
In den Beschliissen von Bund und
Lindern am Montag gibt es aber
bereits eine Richtungsweisung.
Wir haben bereits vor Monaten

P

Bevdlkerungsschutzgesetz.

Der Bundestag stimmte vergangene Woche fiir das dritte

vorgeschlagen, besonders von ge-
sundheitlichen Risiken Betroffe-
nen FFP2-Masken zur Verfiigung
zu stellen.

Wir begriifien, dass die Regie-
rung diesen Schritt jetzt geht; aber
es miisste konsequenter erfolgen.
Wir die
Gruppen konsequent schiitzen;

miissen vulnerablen
denn das wire ein Baustein, um
Freiheits- und Gesundheitsschutz
besser auszubalancieren als bisher.

Das neue Infektionsschutzgesetz
leistet zu einer durchhaltbaren Ri-
sikostrategie leider nur wenige
Beitrage, etwa mit Blick auf die
Teststrategie oder die Digitalisie-
rung. Wir lehnen es aber insbe-
sondere wegen seines § 28a ab. Er
ist im Kern eine Aufzihlung von
Freiheitseinschrainkungen. Diese
Grundrechtseingriffe miissten
nach dem Prinzip ,Wenn-dann”
klar einer konkret definierten Si-
tuation zugeordnet werden.

Nur dann koénnen die Men-
schen staatliches Handeln ein-
schitzen. Nur dann wissen auch
Landesregierungen und Kommu-
nen, welche Mafinahme in wel-
cher Lage zu ergreifen ist. Es ist
ein schweres Versiumnis von Uni-
on und SPD, dass diese klare Zu-
ordnung unterlassen wird.

Wie notwendig sie wire, hat
sich am Sonntag und Montag ja
gezeigt: Bund und Linder haben
sich beispielsweise tiber die Frage
der Halbierung des Schulunter-
richts zerlegt. In der Sache wie
vom Verfahren her war das Vorge-
hen des Kanzleramtes fragwirdig.
Wieder Millionen Familien im
Stich zu lassen und gerade den
Schwichsten ihr Biirgerrecht auf
Bildung zu nehmen, das ist weder
sinnvoll noch notwendig.

Aber vor allem hat sie am Mon-
tag gezeigt, dass die gemeinsame
Bewertungsgrundlage fiir die Lage

© picture-alliance/Flashpic

und ein Verstindnis iiber eine an-
gemessene Reaktion fehlen. Wir,
das Parlament, konnen in einer
dynamischen Lage nicht tdglich
neu beurteilen. Aber wir konnen
und wir miissen die Entscheidun-
gen der Regierungen lenken und
ihnen klare Leitplanken geben,
wenn in Grundrechte eingegriffen
wird. Der Entwurf von Union und
SPD gibt der Regierung aber keine
Leitplanken vor, sondern er stellt
- im Gegenteil - einen Freifahr-
schein aus.

Im Ubrigen auch: Die alleinige
Orientierung an der Zahl von 50
Infektionen pro 100 000 Einwoh-
ner ist willkiirlich gegriffen. Sie
spiegelt nur die aktuelle Personal-
situation der Gesundheitsbehor-
den wider.

Auch andere Kriterien miissen
beriicksichtigt werden, um die
pandemische Lage einschitzen zu
konnen. Insbesondere nach Ver-
fiigbarkeit eines Impfstoffs und
der Impfung besonders gefihrde-
ter Personen wird sich auch die

Jan Korte, Die Linke:

Bewertung der Pandemie dndern.
Die praktische Tauglichkeit Thres
Gesetzesvorschlags hat deshalb ei-
ne viel zu geringe Halbwertszeit.
Zudem unterscheidet sich das
Pandemiegeschehen regional. In
Schleswig-Holstein gibt es andere
Zahlen als in Bayern; deshalb
muss ein regional differenziertes
Vorgehen weiter moglich sein. Es
kann eine Lage eintreten, in der
auch empfindliche Grundrechts-
eingriffe notig sind,
empfindlichere so-
gar als im Moment.
Es fehlt aber die

Moglichkeit,  dass

In der Sache wie
vom Verfahren

piell unverhiltnismiflig, und des-
halb sollte diese Mafinahme bes-
ser gar nicht im Gesetz erwihnt
werden.

Zu diesem und zu anderen As-
pekten haben wir Thnen konkrete
Vorschldge unterbreitet. Es wire
im allgemeinen Interesse, wenn
sich die politische Debatte
schliefflich auf Entscheidungen in
der Sache und nicht schon auf die
Rechtsgrundlage = konzentrieren
konnte. Im  Frih-
jahr hatte sich die
Regierungskoaliti-
on noch um Ge-
meinsamkeiten mit

sich beispielsweise her war das der Opposition be-
Betriebe durch eine Vorgehen des mitht. Jetzt, im
behordlich  geneh- Kanzleramtes Herbst, gab es nicht
migte Hygienekon- fragwﬁrdig_ einmal ein Ge-
zeption von Be- sprachsangebot

schrankungen  be- von Union und

freien konnen. Fir
Gastronomie und Kultur wire das
eine Chance auf Offnung.
Stattdessen gibt es in der Auf-
zahlung von Union und SPD so-
gar uberfliissige Mafinahmen wie
eine allgemeine Ausgangssperre
fur Menschen. Vom Vor-die-Tiir-
Treten geht aber kein Infektionsri-
siko aus. Halten Sie das im Norm-
text tatsachlich fur erforderlich,
selbst wenn es nur als Ultima Ra-
tio gemeint ist? Fir uns wire
Hausarrest fir Menschen prinzi-

SPD, Herr Brink-
haus.

Das ist die Entscheidung des zu-
staindigen Fachministers und der
Regierungsfraktionen. Es gibt auch
keine Verpflichtung fiir Sie, den
Austausch mit der Opposition zu
suchen. Aber die Suche nach Ge-
meinsamkeiten hier im Haus, das
widre zugleich ein Beitrag zur Be-
friedung eines gesellschaftlichen
Konflikts gewesen.

(Beifall bei der FDP)

Eine Perspektive fiir die Zeit
nach der Pandemie

© Die Linke im Bundestag

Jan Korte (*1977)
Landesliste Sachsen-Anhalt

evor ich zur Kritik am Ge-
Bsetz komme, will ich schon

noch mal eines deutlich sa-
gen: Das ist kein Gesetz, das in die
Diktatur fithrt. Wer das behauptet,
verhohnt die Opfer von Diktatur
und diejenigen, die gefoltert, ge-
knechtet und ermordet wurden.
So weit unten darf man nicht an-
kommen.

Meine Damen und Herren, nun
zum Gesetz, das wir ablehnen
werden. Denn - ich will das noch
mal deutlich sagen - diese Bun-
desregierung hat den Sommer ver-

pennt. Sie hitte Zeit gehabt, hier
eine Analyse vorzulegen. Das hat
sie nicht getan. Und ja, das Ver-
fahren, Kollege Grosse-Bromer, ist
zuldssig. Politisch klug ist es in
diesen Zeiten nicht. Der Bundes-
tag ist, Frau Bundeskanzlerin, kein
Bremsklotz, den man hier nach
Gutdiinken mal mit Anwesenheit
begliicken kann oder nicht, son-
dern er ist zentral fur die Mei-
nungsfindung und fir die Nach-
vollziehbarkeit der Pandemiebe-
kdmpfung, liebe Kolleginnen und
Kollegen; um das klar zu sagen.

Die {iiberwiltigende Mehrheit
der Menschen zeigt ja ein solidari-
sches Grundverhalten - jeden Tag,
jedes Wochenende -, und ohne
die wird es nicht laufen. Deswe-
gen finde ich, dass - wenn man so
will - fast schon monarchische
Zige - nach den MPKs wird ver-
kiindet, was jetzt passiert — der Sa-
che nicht angemessen sind. Damit
verspielt man Akzeptanz, liebe
Kolleginnen und Kollegen.

Ja, in der Tat, es gibt gute Ver-
besserungen, die Sie vorgelegt ha-
ben, beispielsweise dass die Gaste-
listen aus Restaurants natiirlich

nur zur Bekdmpfung der Pande-
mie nutzbar gemacht werden diir-
fen; das ist richtig. Dass mehr Be-
grindung eingefordert wird, ist
richtig. Und auch, dass bundesein-
heitliche Regelungen angestrebt
werden, ist richtig.

Aber ich will es auf den Punkt
bringen, warum man diesem Ge-
setz nicht zustimmen kann - das
will ich ganz deutlich sagen -: Je-
der Eingriff in die Grund- und
Freiheitsrechte, die so bitter er-
kdmpft worden sind, die so unser
Fundament sind, auf dem wir uns
hier streiten konnen, bedarf der
Debatte und der Zustimmung
oder der Ablehnung des Bundesta-
ges. Und genau das ist nicht vorge-
sehen. Deswegen kann man dem
nicht zustimmen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

Es ist auch eine demokratische
Grundsatzfrage, dass in einer De-
mokratie Regierungen niemals
itber solche massiven Eingriffe in
die Grund- und Freiheitsrechte
entscheiden diirfen.

Fortsetzung auf nachster Seite
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Das ist nicht zuldssig. Das muss
hier geschehen, wenn {iiberhaupt
und wenn es notwendig ist, liebe
Kolleginnen und Kollegen.

Denn - das will ich schon sa-
gen; Sie kennen die Debatten, Sie
kennen auch die aktuellen Zahlen
- die Akzeptanz sinkt. Wir miissen
aufpassen, dass diese schreckliche
Coronakrise, die schon so viele
Tote gefordert hat, nicht zu einer
schleichenden = Demokratiekrise
wird, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. Dann hitten wir ein doppel-
tes Problem. Deswegen ist es ent-
scheidend - das entspricht ja auch
der Logik; sonst verstehen die Leu-
te das doch nicht -, dass wir vor
allen Mafdnahmen und auch vor
den Runden mit den Ministerpra-
sidenten hier eine Debatte — auch
mit der Bundeskanzlerin - darii-
ber fithren, was Sie dort verhan-
deln und was Thre Linie ist. Nur so
geht es.

Danach hier mal vorbeizukom-
men und das mitzuteilen, kann
doch nicht Ihr Ernst sein. So geht
es auf jeden Fall nicht.

Was bewegt eigentlich die Men-
schen? Was stellt man fest, wenn
man mit denen spricht? Wenn

man morgens zur Kita geht, dann
quatscht man mit den Eltern usw.
usf. Was bewegt die Leute? Bewe-
gen tut die Leute vor allem, ob die
Mafinahmen, die in
weiten Teilen natiir-

lich auch richtig
sind, eigentlich
plausibel sind.

Nicht plausibel ist
Folgendes: Es wird

Sie kennen die
Debatten, Sie
kennen auch die
aktuellen Zahlen

gung stellt, aber 0 Milliarden Euro
fiir ein bundesweites Luftfilterpro-
gramm fiir die Schulklassen. Das
versteht kein Mensch, liebe Kolle-
ginnen und Kolle-
gen.

Ich will auch ei-
nes sagen: Ein Ziel
in den néchsten Ta-
gen doch
sein, jeder

muss
dass

auf der einen Seite - die Akzeptanz Schiiler, jeder Leh-
Kontaktbeschran- sinkt. rer, jede Pflegekraft
kung gefordert und so schnell einen
durchgesetzt, und Test und ein Tester-

gleichzeitig gibt es
allen Ernstes verkaufsoffene Sonn-
tage. Das versteht doch wirklich
kein Mensch mehr da drauflen.
Kinder sollen nur noch, so die
Empfehlung, einen Freund treffen
- mal gucken, wie eine Umset-
zung tberhaupt moglich ist -,
und gleichzeitig sehen die Leute,
dass die Kinder morgens mit 30
anderen Kindern zusammen in
der Grundschule sitzen. Das ist
doch nicht logisch, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

Auch nicht verstanden wird,
dass man ruck, zuck 9 Milliarden
Euro fir die Lufthansa zur Verfii-

Dr. Manuela Rottmann, Biindnis 90/ Die Griinen:

Wesentliche Verbesserungen
im geanderten Gesetzentwurf

i

Manuela Rottmann (*1972)
Landesliste Bayern

© Biindnis 90/ Die Griinen-Bundestagsfaktion

ir schaffen heute fir

notwendige Eingriffe in

die Grundrechte einen
gesetzlichen Rahmen. Wir definie-
ren den Zweck der Mafinahmen:
Der Zweck ist die Sicherung der
Funktionsfihigkeit unseres Ge-
sundheitswesens.

Daran werden die Gerichte in
Zukunft die Geeignetheit, die Er-
forderlichkeit und die Verhaltnis-
mafdigkeit der Rechtsverordnun-
gen der Linder messen. Wir ver-
pflichten die Linder dazu, ihre
Rechtsverordnungen zu begriin-
den, und wir befristen die Geltung
auf vier Wochen.

Fir Untersagungen von Ver-
sammlungen und religiésen Zu-
sammenkiinften, fiir Besuchsbe-

schrainkungen in Alten- und Pfle-
geheimen und Krankenhiusern
gelten in Zukunft erhohte Voraus-
setzungen. Unter allen Umstin-
den muss in Zukunft ein Mini-
mum an sozialen Kontakten ge-
wahrt bleiben.

Der besondere Verfassungsrang
von Kunst und Kultur wird aner-
kannt. Kontaktdaten darfen nur
noch zur Nachverfolgung von In-
fektionsketten verarbeitet und
weitergegeben werden; eine ein-
deutige Loschfrist ist festgelegt.
Die epidemische Lage von natio-
naler Tragweite wird gesetzlich de-
finiert.

gebnis  bekommt
wie jeder Bundesligaspieler. Das
miisste Thre Aufgabe in dieser Wo-
che sein, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

Ich mochte noch eine Anmer-
kung machen. In diesen wirklich
schwierigen und schlimmen Zei-
ten, die uns ja auch Sorgen ma-
chen, wo man mit den Leuten
spricht, die viel Angst haben, wie
das weitergeht, muss man mal da-
ran erinnern, was Leute auf sich
nehmen: Leute nehmen von ihren
wenigen Urlaubstagen freiwillig
Urlaub, um eine Woche in Qua-
rantine zu gehen, damit sie ihre

Es wire gut gewesen, schon in die-
sem Gesetz fiir Biirgerinnen und
Biirger klar erkennbar zu machen,
dass sich doch auch unsere Abwi-
gungen seit Marz und April gedn-
dert haben. Wir sind uns doch
hier vielfach einig - Ministerprasi-
denten stimmen uns zu, hier im
Haus stimmen uns viele zu -, dass
zum Beispiel das Kindeswohl ei-
nen viel hoheren Stellenwert in
der Abwigung haben muss. Das
hitten wir in den Gesetzentwurf
reinschreiben kdonnen. Kinder und
Jugendliche brauchen den Kon-
takt zu anderen Kindern. Und

Kontakt- und Reisebeschrankun-

Wir legen damit heute die gen miissen natiirlich respektie-
Grundlage dafir, ren, dass Familie,
dass gut begriindete, Partnerschaft und
evidenzbasierte . Ehe geschiitzt sind.
Mafinahmen auch V_VIr wollen Bei der Untersa-
einer gerichtlichen eine umfas- gung von Konzer-
Kontrolle standhal- sendere ten miissen wir an-
ten. Das schulden BeriChtSpthht dere Abwégungen
wir all denjenigen, der Bundes- treffen als bei der
die jetzt auf den In- regierung_ Absage eines Koch-

tensivstationen und

in den Gesundheits-

amtern mit dieser

zweiten Infektionswelle kiampfen,

und wir schulden es ihnen heute.
Sind wir rundherum gliicklich

mit diesem Gesetzentwurf? Nein,

das sind wir nicht. Einen Schon-

heitspreis wird er nicht gewinnen.

kurses. Und die so-

genannte Arbeits-

quarantine,  mit

der auslindische Saisonarbeits-

krifte trotz Infektion weiter ausge-

beutet werden, muss beendet wer-
den.

Wir Griine wollen mehr als das,

was in diesem Gesetz steht: Wir

Eltern und Grof3eltern treffen diir-
fen.

Das, was Sie vollig verpennt ha-
ben - um das deutlich zu sagen -,
ist - und das wire verantwor-
tungsvoll gewesen -, eine Zu-
kunftsskizze, hier einmal eine Per-
spektive fiir die Zeit nach der Pan-
demie vorzustellen.

Der Staat pfiff schon aus dem
letzten Loch vor der Pandemie.
Laut Ministerprasident Haseloff in
Sachsen-Anhalt gab es schon vor
der Pandemie 2 000 Lehrer zu we-
nig - schon vor der Pandemie!
Jetzt wire es doch mal eine Zusa-
ge, umgehend die Kommerziali-
sierung des Gesundheitswesens zu
beenden,

umgehend eine Entprivatisie-
rung der Krankenhduser anzuge-
hen. Die Marktlogik muss raus aus
unserer Gesellschaft, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen!

Wenn man mit den Leuten
spricht, fragen sie natiirlich auch:
Wer bezahlt das alles? Das ist ja ei-
ne berechtigte Frage. In der Regel
ist es so, dass, wenn man fragt:
,Was denkt ihr denn, wer das be-
zahlt?”, mittlerweile die resignier-
te Antwort kommt: Es wird so sein

wollen eine umfassendere Bericht-
spflicht der Bundesregierung. Und
wir sind immer noch davon iiber-
zeugt: Mit einem Pandemierat
konnen wir all diese Fragen ,Was
ist der richtige Maf3stab? Bei wel-
cher Inzidenz missen Mafinah-
men erginzt werden?” verniinftig,
unter Einbeziehung diversen Sach-
verstandes diskutieren und damit
diese gesetzliche Grundlage auch
verbessern.

Wir bitten Sie
deswegen um Un-
terstiitzung fir un-
seren Anderungsan-
trag. Ich halte die-

Kinder und
Jugendliche
brauchen den

wie immer; wir kleinen Leute wer-
den es bezahlen. - Deswegen wire
es ein richtiges Zeichen, hier im
Bundestag endlich fiir die Milliar-
ddre in diesem Land eine Vermo-
gensabgabe zu beschlieflen, damit
es nicht so lauft wie immer, liebe
Kolleginnen und Kollegen,

und das Versprechen abzuge-
ben, dass nach der Bundestags-
wahl und nach der Pandemie der
Sozialstaat nicht weiter abgerissen
wird, sondern dass er - im Gegen-
teil - gestarkt wird, weil er Men-
schen Sicherheit gibt. Wenn man
das beherzigen wiirde, dann hitte
man groflere Akzeptanz. Dann
wiirde man die Leute einladen, fiir
eine bessere Zukunft zu arbeiten
und bei der Bekimpfung der Pan-
demie mitzumachen, und dann
hitte man eine Chance auf einen
solidarischere, eine gerechtere und
eine viel lebenswertere Gesell-
schaft nach der Pandemie. Viel-
leicht konnte man so eine neue
Zeit des Gemeinsamen hinbekom-
men. Das wire angemessen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

nahmsweise noch da - gewinnt,
wie so oft, heute den Preis fiir
Thr
Abend verschickter Anderungsan-

schonen  Schein. gestern
trag ist von der Regelungstechnik
tatsachlich deutlich besser als der
Entwurf der Koalition. Er ist deut-
lich besser. Er dhnelt sogar ver-
dichtig stark einem Entwurf, der
in meiner Schublade liegt. Uber
manches misste man streiten:
Dass die SchliefSung von Schulen
einfacher moglich
sein als die
Schlieffung von Be-
trieben, {iberzeugt
mich nicht.

soll

sen Anderungsan- Bei dem komple-
trag auch im Bun- Kontakt zu xen Thema der Ent-
desrat fiir zustim- anderen schidigung  sind
mungsfihig.  Der Kindern. Sie gerade nicht
Gesetzentwurf der prazise,  sondern
Koalition kann fiir ziemlich grob und
uns nur ein Anfang ziemlich  schlam-

sein; vielleicht ist er in Teilen so-
gar auch nur ein Provisorium. Die
Gerichte werden uns weitere Hin-
weise geben. Wir miissen die Frage
der Entschiddigung anpacken - da
beifdt die Maus keinen Faden ab -;
wir miissen sie gesetzlich regeln.
Herr Korte, einen eigenen Vor-
schlag der Linken sehe ich hier
nicht.

Sie sagen, die Bundesregierung
hitte seit Sommer Zeit gehabt. Ich
hore nur: Hitte, hitte, hitte. — Der
Leiter der Staatskanzlei in Thiirin-
gen, Benjamin Hoff, hat ein sehr

schones Video ins Internet ge-
stellt, in dem er begriindet, warum
er nachher im Bundesrat diesem
Gesetzentwurf zustimmt. Den La-
den hidlt man so nicht zusammen.

Die FDP - Herr Lindner ist aus-

pig. Aber die Details mal wegge-
lassen: Das hitte eine gute Diskus-
sionsgrundlage sein konnen. Krise
bewiltigt man aber nicht mit
schonen Antragen. Ich habe in der
letzten Woche mehr als mir und
mehr als der Koalition lieb ist mit
Vertretern der Koalition telefo-
niert. Ich bin ihnen hinterherge-
laufen.

Ich sehe aufgrund dessen we-
sentliche Verbesserungen in dem
geinderten Gesetzentwurf, der
auch mit den Landern abgestimmt
ist. Sie haben offenbar kein einzi-
ges Mal irgendwo angerufen. Sie
haben nicht versucht, diesen Ge-
setzgebungsprozess zu beeinflus-

Fortsetzung auf nachster Seite
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sen. Im Ausschuss am Montag ha-
be ich von Thnen nur die Klage ge-
hort, wie kurz die Beratungsfrist
sei. Die Beratungsfrist fiir Ihren
Anderungsantrag ist null, weil Sie
ihn gestern Abend erst verschickt
haben.

Wir reden hier heute iiber die

Verfassung. Sie wissen ganz genau,
dass dieses Gesetz im Bundesrat
zustimmungspflichtig ist und dass
nicht ein Buchstabe Thres Ande-
rungsantrags - nicht ein Buchsta-
be! - mit den Bundesldandern ab-
gestimmt ist, insbesondere nicht
die unbestimmte Entschidigungs-

Jens Spahn, CDU, Bundesminister der Gesundheit:

Das Virus ist dynamisch
und wir miissen es auch sein

Jens Spahn (*1980)
Wabhlkreis Steinfurt | — Borken |

iese Pandemie ist ein
Jahrhundertereignis,
Naturereignis, ja, gleich-
sam eine Naturkatastrophe. Sie ist
eine Zumutung und eine Bewih-
rungsprobe. Sie ist schicksalhaft
iber uns gekommen in unserer
modernen, komplexen Zeit.
In dieser Jahrhundertpandemie ist
klar: Egal was wir tun oder ob wir
nichts tun: Es entsteht Schaden.
Egal was wir entscheiden oder ob
wir gar nicht entscheiden: Es ent-
steht Schaden. Die Frage ist: Wo
entsteht welcher Schaden? Es geht
um wirtschaftlichen Schaden fiir
viele einzelne Biirgerinnen und
Biirger und fiir die Volkswirt-
schaft; es geht um sozialen Scha-
den, menschliche Hirten und
Ausnahmesituationen; es geht um
gesundheitlichen Schaden, Leid
und Tod. Wir miissen nun gewich-
ten, Priorititen setzen, abwiagen.
Wir miissen nun gewichten, Prio-
rititen setzen, abwigen und tun
dies seit Beginn der Pandemie.
Die Wissenschaft kann uns bera-
ten, liefert Fakten und Einschat-
zungen; aber kein Virologe, kein
Infektiologe, kein Mikrobiologe,
kein Professor Drosten und auch

ein

kein Professor Bhakdi kann uns
die Aufgabe abnehmen, diese Ent-
scheidungen zu treffen.

Wir im Deutschen Bundestag und
in der von ihm legitimierten Re-
gierung miissen gewichten, wel-
chen Schaden wir wo wie ertragen
wollen und ertragen kénnen. Der
Schutz der Gesundheit gilt dabei
nicht absolut. Ja, er ist mit ande-
ren Grundrechten abzuwigen;
aber die korperliche Unversehrt-

heit steht tibrigens auch in diesem
Grundgesetz, das Sie gerade hoch-
gehalten haben. Ist Thnen das Leid
- davon habe ich gar nichts ge-
hort, Herr Gauland - auf den In-
tensivstationen, in den Kranken-
hdusern, in den Familien, von
denjenigen, die Langzeitschiden
haben, egal? Das ist doch die Fra-
ge, die sich stellt.

Der Schutz der Gesundheit gilt
nicht absolut; aber wir haben ent-
schieden, dass der Schutz der Ge-
sundheit in dieser Pandemie ein
Gewicht be-
kommt. Wir haben uns entschie-

relativ  stirkeres
den, mit grofler Mehrheit ent-
schieden, in der Gesellschaft und
hier im Parlament, dass wir keine
Uberforderung unseres Gesund-
heitssystems akzeptieren wollen.
Leid durch Krankheit, Intensivme-
dizin, Beatmung und Tod kénnen
wir zwar nicht absolut vermeiden,
aber wir wollen dieses Leid best-
moglich reduzieren. Steigende In-
fektionszahlen - an dieser prakti-
schen Erkenntnis fithrt auch die
spannendste theoretische Debatte
nicht vorbei - fithren in unserer
alternden Gesellschaft bei den Fi-
genschaften dieses Virus frither
oder spiter zu steigendem Leid
auf unseren Intensivstationen und
zum Kontrollverlust bei exponen-
tiellem Wachstum.

Und um das zu vermeiden, miis-
sen die Infektionszahlen runter,
und vor allem miissen sie in ihrer
Entwicklung unter Kontrolle blei-
ben. Ja, wir haben mit den aktuel-
len Mafénahmen Tritt gefasst, wir
haben das exponentielle Wachs-
tum gestoppt; aber wir sind noch
nicht tiber den Berg. Und als Bun-
desminister fiir Gesundheit sage
ich Thnen, dass ich diese Gewich-
tung, diese starke Ausrichtung auf
bestmoglichen Gesundheitsschutz
in dieser Pandemie weiterhin rich-
tig finde.

Da aber nichts absolut gelten
kann, auch nicht der Schutz der
Gesundheit, geht es um die richti-
ge Balance, das richtige Austarie-
ren. Um diese Balance ringen wir
doch alle jeden Tag, jeder in sei-
nem Alltag, wir als Gesellschaft
und wir in der politischen Vertre-

regelung, die unkalkulierte Risi-
ken auf die Linder verschiebt. Sie
wissen, dass das auch Thre Landes-
regierungen nicht mittragen wer-
den, nicht diese Woche und auch
nicht nichste Woche. Wenn das
anders sein sollte, dann zeigen Sie
mir die Unterschrift Ihres General-

Es geht darum, wirtschaftliche
Hirten abzufedern und durch Hil-
fe, Unterstiitzung, Konjunkturpa-
kete ertraglich zu machen. Es geht
darum, jeden Tag mehr und besser
dieses Virus beherrschen zu kon-
nen: durch die AHA-Regeln, durch
das Reduzieren von Kontakten,
durch neue und mehr Testmog-
lichkeiten und immer bessere
Schutzkonzepte,
durch neue und bes-
sere Medikamente,
und ja, als entschei-
denden Schritt zur
tatsachlichen Kon-
trolle tiber dieses Vi-
rus vor allem auch
durchs Impfen. Und
weil ja schon wieder
anderes  behauptet

wird, auch in den

sozialen Medien: Ich gebe

Thnen mein Wort: Es wird in die-
ser Pandemie keine Impfpflicht
geben. Horen Sie endlich auf, an-
deres zu behaupten!

Gleichzeitig macht es doch Mut,
es gibt Zuversicht - es ist Licht am
Ende des Tunnels -, dass wir in
diesen dunklen Novembertagen
ernsthaft damit rechnen koénnen,
dass es so schnell einen Impfstoff
geben wird wie nie zuvor in der
Geschichte der Menschheit. Imp-
fen ist eine der grofdten Errungen-
schaften der Menschheit. Impfen

EraE i

Ich gebe
lhnen mein Wort:
Es wird in
dieser Pandemie
keine Impfpflicht
geben.

sekretirs unter diesem Anderungs-
antrag.

Sie stellen also einen Ande-
rungsantrag, von dem Sie wissen,
dass er jetzt im Bundesrat nicht
zustimmungsfahig ist. Das sieht
nur auf den ersten Blick gut aus.
In Wahrheit ist das die alte Hal-

vermeidet jeden Tag unzdhliges
Leid und Krankheit. Impfen ist
Fortschritt im besten Sinne, und es
macht mich ein Stiick stolz, dass
der erste Impfstoff, der Wirksam-
keit  zeigt, Deutschland
kommt und hier entwickelt wor-

aus

den ist, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

Wir sind, meine Damen und Her-
ren, bis hierhin gut durch diese
Krise gekommen - im Vergleich
mit der Situation in anderen Lin-
dern, auch in dieser zweiten Wel-
le. Und ich frage mich manchmal
schon: In welchem anderen Land
wiren Sie eigentlich lieber? Keines
Nachbarlinder hat mit
milderen Mitteln diese Pandemie

unserer

unter Kontrolle be-
kommen.

Wo wiren Sie ei-
gentlich lieber als
in der Bundesrepu-
blik Deutschland?
Das wiirde mich
manchmal schon
interessieren.

Dass wir bis hier-
hin vergleichsweise
gut
Pandemie gekommen sind, auch

durch diese

in dieser zweiten Welle, ist vor al-
lem so, weil die allermeisten Biir-
gerinnen und Biirger auf sich und
ihre Mitmenschen achten und sie
schiitzen, und es ist so, weil die
grofde Mehrheit der Deutschen un-
sere Politik mittragt.

Und ja, nicht wenige zweifeln, ha-
dern, haben Sorgen oder Beden-
ken. Und doch tragen auch sie in
grofder Mehrheit den grundsitzli-
chen Ansatz unserer Politik und
die Entscheidungen mit.

Und ja, Lautsein, Dagegensein, so-

tung und Fithrung dieses Landes.  Bundesweit sind 60 Impfzentren fiir den Coronavirus-Impfstoff geplant.

tung der FDP: Lieber nicht! Lieber
kein Problem losen!
Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU
und der SPD)

gar das Offensichtliche leugnen
- all das ist moglich und muss
moglich sein in einem freien, offe-
nen Land. Aber wer laut ist, ist
deswegen noch lange nicht im
Recht und schon gar nicht nur we-
gen seiner Lautstirke in der Mehr-
heit.

Debatte ist notig, Kontroverse ist
notig, aber doch nicht unerbittlich
und voller Hirte, sondern so, dass
wir zusammenbleiben. Zusam-
menhalt ist das, was dieses Land
am meisten braucht in dieser Pan-
demie. Thre Rede war jedenfalls
kein Beitrag zum Zusammenhalt
in diesem Land, Herr Gauland.
Herr Prasident, liebe Kolleginnen
und Kollegen, wir wollen weiter
gut durch diese Krise kommen.
Dafiir miissen wir uns immer wie-
der der Lage anpassen. Das Virus
ist dynamisch; wir miissen es auch
sein.

Daher nun das dritte Bevolke-
rungsschutzgesetz in neun Mona-
ten, das uns in dynamischer Lage
die rechtliche Grundlage gibt, mit
diesem Virus noch besser umzuge-
hen. Wir als Bundesregierung und
die Landesregierungen brauchen
in dieser Pandemie die Befugnisse
und Instrumente, zu handeln und
zu entscheiden - zum Schutz und
zum Wohle unserer Biirgerinnen
und Biirger. Diese Befugnisse und
diese Instrumente konnen uns nur
von dem vom deutschen Volk ge-
wihlten Bundestag gegeben wer-
den, und darum bitten wir Sie
heute.

(Beifall bei der CDU/CSU und der
SPD — Zuruf von der AfD: Er-
machtigung!)

-
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Christine Aschenberg-Dugnus, FDP:

Feststellung der epidemischen
Lage soll automatisch enden

-

o

© FDP-Bundestagsfraktion

Christine Aschenberg-Dugnus (*1959)
Landesliste Schleswig-Holstein

mie Entscheidungen treffen.
Aber die
wiirden wir gern hier im Parla-

Ia, wir miissen in der Pande-
Entscheidungen

ment treffen; denn ein Minister
oder eine Regierung sind nun
mal nicht die besseren Gesetzge-
ber. Die Debatten dariiber geho-
ren in die Parlamente, wo die In-
teressen der Biirgerinnen und
Buirger auch abgebildet werden.
In unserem umfangreichen An-
derungsantrag schlagen wir vor:
Wenn die Regierung bundeswei-
te Mafinahmen der Linder her-
beifithren mochte, ist sie ver-
pflichtet, vor- her die Zustim-
mung des Deutschen Bundesta-
ges einzuholen.

Das ist die richtige Mafdnah-

me; denn damit hitten wir solch
ein peinliches Hinterzimmer-
chaos, wie wir es in den letzten
Wochen erlebt haben, nicht
mehr notig, meine Damen und
Herren. Thr Gesetz ist handwerk-
lich schlecht gemacht. Ihrem Ge-
setz fehlt die rechtsstaatliche Be-

stimmtheit. Sie ha-

so: Wenn ein anerkanntes Hygie-
nekonzept nach- gewiesen wird
und ein Infektionsrisiko un-
wahrscheinlich ist, dann kénnen
Kultureinrichtungen offnen,
dann kann die Gastronomie ge-
offnet werden, dann die Hotelle-
rie. Nichts ist ungerechter als

pauschale Schlie-

ben einfach einen flungen,  meine
unbestimmten . . Damen und Her-
Rechtsbegriff gegen Nichts ist ren!

einen anderen un- UngereChter als Auflerdem st

bestimmten
Rechtsbegriff aus-
getauscht. Es bleibt
vollig unklar, wel-
che
schrankungen

Freiheitsein-
in
welcher Lage ange-
messen sind.

Wir - das will ich hier beto-
haben konkrete Maf3-
Wir
schlagen ein abgestuftes Konzept

nen -
nahmen vorgeschlagen.
von Mafinahmen vor, die sich
am jeweiligen Infektionsgesche-
Tatbestand
- Rechtsfolge, so macht man
das. Das ist klar. Das ist nach-
vollziehbar, meine Damen und

hen orientieren.

Herren. So weifd man in jeder Si-
tuation, mit welcher Mafinahme
zu rechnen ist.

Wir halten pauschale Schlie-
Rungen fir falsch. Wir sehen es

R R S

pauschale
SchlieBungen,
meine Damen

und Herren!

uns Thre Definiti-
on einer epidemi-
schen Lage von
nationaler  Trag-
weite zu weit ge-
Des Weite-

ren wollen wir,

fasst.

dass die Feststellung der epide-
mischen Lage von nationaler
Tragweite nach zwei Monaten
automatisch endet. Auch das ha-
ben wir beantragt.

Meine Damen und Herren,
unser Anderungsantrag ist der
Goldstandard; das wurde von
Frau Rottmann ja auch schon
festgestellt. Das kann man von
Threm Gesetz nicht sagen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

ationen im Berliner Regierungsbezirk versammelten sich vergange-

ne Woche dort mehrere tausend Demonstranten , um gegen die Corona-MaBnahmen und das Infektionsschutzge-

setz zu protestieren.

© picture-alliance/SULUPRESS.DE

Dr. Frauke Petry, fraktionslos:

Sie beschlief3en ein
Entmiindigungsgesetz

© Dr. Frauke Petry

Frauke Petry (*1975)
Wahlkreis 158

er Gesetzentwurf der
Groflen Koalition ist
immerhin schon der

dritte innerhalb von acht Mona-
ten und weist immer noch gra-
vierende Mingel auf. Sie erkli-
ren sich als Vertreter des Parla-
ments fur das Kri-
senthema Corona
genau genommen
far nicht mehr zu-
stindig. Statt- des-
sen delegieren Sie
die Verantwortung
dafiir an Regierung
und Behorden. Das
ist mit Blick auf die
zum Teil gravieren-
den Grundrechts-
einschrainkungen bis hin zur
Frage der Unverletzlichkeit der
Wohnung ein Ausweis von er-
schreckender Feigheit. Parlamen-
tarier haben sich personlich ih-
rer Verantwortung zu stellen und
selbige zu tibernehmen. Ausge-
rechnet die neue virtuelle Minis-
terprasidentenkonferenz ist ver-
fassungsrechtlich nicht existent
- soll ich sagen ,illegal“? - und
hat zudem gerade ihre Hand-
lungsunfihigkeit bewiesen.

Aber Sie, liebe Koalition, be-
auftragen genau diese Runde mit
dem Regieren auf dem Verord-
nungsweg.

Sie schaffen im Robert-Koch-
Institut eine neue Doppelstruk-
tur zur Datenerhebung und kon-
nen wieder einmal der Sammel-
wut nicht widerstehen. Die ver-
sprochene Anonymitiat der Da-
ten, der stets geforderte Daten-
schutz, wird so ad absurdum ge-
fuhrt, weil sich die Person hinter
vielen einzelnen Datenpuzzletei-
len problemlos identifizieren
lasst. In Threm Gesetz wimmelt
es von unbestimmten Bewer-
tungsmafistiben. Ob Sie von ei-
ner bedrohlichen Krankheit re-
den, so als ob es hier um gefiihl-
te Kategorien gehen darf, oder
einen willkirlichen Inzidenz-

Sich
dagegen zu
wehren, ist

geradezu eine
demokratische
Biirgerpflicht.

wert von 50 positiven PCR-Tests
pro Woche fest- legen: Weder das
eine noch das andere wird der
Hiirde
schrankungen gerecht. Sie kiim-

fur  Grundrechtsein-
mern sich also weder um ein
handwerklich gutes Gesetz noch
um die Folgen in zahlreichen
Wirtschaftszweigen. Wer so in
die Grundlage unserer Werteord-
nung eingreift, meine Damen
und Herren, muss die Sprechbla-
se von der liberalen Demokratie
bitte schon nie mehr in den ei-
genen Mund nehmen.

Und dann noch eins: Wir freu-
en uns alle in diesem Haus auf
hoffentlich sichere Impfungen
fur alle, die sich impfen lassen
wollen. Wenn das aber so ist,
was ist Thr Gesetzentwurf von
heute dann wberhaupt noch
wert? Dann sind all die Grund-

rechtseinschran-
die Sie
be-
sehen

kungen,
hier heute
schlossen

wollen, tiberhaupt
gar nicht

verhaltnis-

und
mehr
miflig und
dem  Rechtsweg
problemlos
greifbar. Was fir
eine  Verschwen-
dung von Parlamentszeit und
Steuergeldern, meine Damen
und Herren!

Was Sie heute beschlieflen, ist
ein Entmiindigungsgesetz. Das
ist als Signal des Parlaments
schon schlimm genug. Aber dass
Sie ohne jegliche Scham die Biir-
ger auch noch zu betreuungsbe-
durftigen Kindern degradieren,
das ist skandal6s.

Sich dagegen zu wehren, ist
geradezu eine demokratische
Burgerpflicht.

Herzlichen Dank.

auf

an-

(Beifall der Abg. Uwe Kamann
[fraktionslos] und Mario Mieruch
[fraktionslos] — Mechthild Rawert
[SPD]: Von lhren Lugen wird’s nicht
besser!)

Dies ist eine gek(irzte Version der De-
batte. In der Debatte sprachen zudem
die Abgeordneten Dr. Johannes Fech-
ner (SPD), Dr. Manuela Rottmann
(Biindnis 90/Die Grlinen), Petr By-
stron (AfD), Dr. Wieland Schinnen-
burg (FDP), Dr. Johannes Fechner
(SPD), Uwe Kamann (fraktionslos), Dr.
Georg NiBlein (CDU/CSU), Hilde
Mattheis (SPD), Thorsten Frei (CDU/
CSU), Markus Frohnmaier (AfD) so-
wie Stephan Thomae (FDP).
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Anja Karliczek, CDU, Bundesministerin fiir Bildung und Forschung:

Wir sind das
Innovationsland Deutschland

© Laurence Chaperon

Anja Karliczek (*1971)
Wahlkreis Steinfurt Il

offnung ist das Wort, das
die Menschen in unse-
rem Land derzeit mit In-

novation und Forschung verbin-
den, Hoffnung, dass wir dieses Vi-
rus und seinen  Schrecken
schnellstmoglich in den Griff be-
kommen.

Aber auch ohne die Pandemie,
die die Welt in Atem halt, wiirden
wir heute tiber die Bedeutung von
Innovationen, iiber den Bundes-
bericht Forschung und Innovation
und auch tiber das EFI-Gutachten
debattieren. Nur eines war vorher
anders: Selten verbanden sich mit
Forschung und Innovation so
konkrete Hoffnungen fiir die
Menschen und ihre Gesundheit.
Alle Welt hofft auf den Impfstoff,
einen Impfstoff, der unter ande-
rem in innovativen, forschenden
Unternehmen in Deutschland ent-
wickelt wird, von
Unternehmen, die

aktuell vielverspre-

dieser Krise stirker macht als an-
dere, worauf wir aktuell aufbauen
und damit auch erfolgreich sind.
BioNTech ist das beste Beispiel da-
fir.

BioNTech ist ein Start-up. Mitt-
lerweile kennt jeder dieses Unter-
nehmen. In unserer Forschungs-
forderung ist dieses Unternehmen
eine alte Bekannte. Wir, das
BMBF, fordern dieses Unterneh-
men seit seiner Griindungsphase
2007: zu Beginn mit GO-Bio, un-
serer Gritndungsoffensive Biotech-

der gerade veroffentlichten Liste
der 500 schnellsten Supercompu-
ter der Welt stehen Supercompu-
ter aus Deutschland auf den vor-
dersten Plitzen. Wir spielen auch
dort, in der Weltliga der Super-
computer, ganz vorne mit.

So, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, sehen relevante und kraft-
volle Antworten auf gesellschaftli-
che Herausforderungen aus. Des-
wegen lassen Sie uns einen Mo-
ment innehalten und stolz sein
auf unseren Innovationsstandort,

nologie, dann iiber auf das, was bis
den Spitzencluster- zum heutigen Tag
Wettbewerb ~ und schon geschafft
jetzt im Sonderpro- Der worden ist. Lassen
gramm zur Impf- Wettbev_\’erb Sie uns einmal ge-
stoffentwicklung. mit Asien nieflen, was wir bis
Im Laufe der Jahre und Amerika heute geschafft ha-
haben Ozlem Tiire- ist hart und ben.

ci und Ugur Sahin schnell. Natiirlich  muss
und ihre Mitstreiter das, was heute

Forschung und Ent-

wicklung mit lan-

gem Atem betrieben. Das zahlt
sich jetzt aus. Nur weil wir uns in
Deutschland diesen langen Atem
auch in finanziell schwierigen Zei-
ten leisten, haben wir solche Er-
folge mit Unternehmen wie BioN-
Tech.

Ich gebe Thnen noch ein Bei-
spiel fiir die Stirke unseres Inno-
vationslandes: Bereits im Januar
- da hat hier noch niemand von

Pandemie gesprochen - haben
Wissenschaftler um  Professor
Christian  Drosten

an der Charité einen
PCR-Test entwickelt

chende Impfstoft-
kandidaten in der
Pipeline haben.
Daran zeigt sich:
Deutschland kann

BioNTech ist
ein Start-up.
Mittlerweile
kennt jeder

dieses Unter-

und gehorten damit
weltweit zu den Pio-
nieren. Dieser Test
geholfen,
besser durch die ers-

hat uns

Innovation,
Deutschland kann
Biotechnologie,
und Deutschland
kann Start-up.
Aber all das, liebe Kolleginnen
und Kollegen, ist kein Selbstldufer.
Dass wir diese Erfolgsgeschichten
haben, ist das Ergebnis technolo-
gieoffener und kluger Forschungs-
forderung. Diese Bundesregierung
setzt auf die Kraft von Fortschritt
und Innovation. Wir investieren
seit Jahren in Forschung und In-
novation. Gute Forschung, erfolg-
reiche Innovation braucht einen
langen Atem. Und genau dieses
Fundament ist es, das uns jetzt in

nehmen.

te Welle der Pande-
mie zu kommen als
andere - eine klei-
ne, schnelle Innova-
tion mit grofler Wirkung.

Aber wir sind auch in anderen
Innovationsfeldern Spitze. Ich will
ein paar Beispiele nennen: Gerade
hat ein deutsches Institut im welt-
weiten Computer Science Ranking
Platz eins in der Cybersicherheit
erreicht, ndmlich CISPA in Saar-
briicken, ein Helmholtz-Institut,
das - noch jung an Jahren - von
uns gegriindet worden ist, um Si-
cherheitslosungen in digitalen
Systemen zu entwickeln. Oder
auch unsere Gaufd-Rechner: Auf

schon gut ist, noch

besser werden: noch
innovativer, noch agiler, noch
schneller. Denn der Wettbewerb
mit Asien und Amerika ist hart
und schnell. Aber, liebe Kollegin-
nen und Kollegen aus der Opposi-
tion, das unterscheidet uns: Wir
sehen die Erfolgsgeschichten aus
Saarbriicken, Mainz, Dessau, Ti-
bingen und Berlin als Ansporn,
kraftvoll weiterzumachen und mit
langem Atem zu investieren. Ja,
liebe FDP, lassen Sie uns gerne da-
riiber reden, wie wir einen guten

Biotechstandort noch besser ma-
chen. Es freut mich, wenn Sie un-
sere Anstrengungen unterstiitzen.
Dazu gehort dann auch, dass wir
ohne ideologische Scheuklappen
tber den Rechtsrahmen fiir neuar-
tige Technologien wie die Gen-
CRISPR/

Cas9 reden;

schere
denn
wir wollen dieses

Wir brauchen

wir wollen und werden in diesem
Wettbewerb bestehen, wenn wir
auf Agilitit und Flexibilitat, gute
Netzwerke, auf ziigigen Transfer
aus der Forschung in die wirt-
setzen.
Damit konnen wir dieses Land an

der Spitze halten,

und damit kénnen

wir den Wohlstand

schaftliche Anwendung

Instrument  zum > unseres Landes be-
Wohle der Men- souverane wahren und aus-
schen nutzen. Kompetenz, um  bauen.

Liebe  Kollegin- die Mikroelek- Wir haben die
nen und Kollegen, tronik aktiv Fachkrifte  dafir.
meine sehr verehr- mitzugesta|ten_ Wir haben das In-
ten Damen und novationspotenzial.
Herren, auch an Wir miissen mutig,

den Bildschirmen,
Widerstandsfihigkeit stirken und
technologisch souveridner werden,
das sind die beiden Ziele, fiir die
wir in dieser Krise und auch da-
nach die Maxime hochhalten,
nicht nur in der Gesundheitsfor-
schung. Wir haben gerade im Ka-
binett beschlossen, die Mikroelek-
tronik mit 400 Millionen Euro zu
fordern. Es geht dabei um nichts
weniger als die Frage, wie wir in
der digitalen Welt wettbewerbsfa-
hig bleiben und eigene Standards
setzen. Die Mikroelektronik ist die
Schlisseltechnologie in der digita-
len Welt: Sensoren in autonom
fahrenden Autos, selbststeuernde
Industrieproduktionen, die Kom-
munikationsinfrastruktur der Zu-
kunft: All das braucht Chips und
Prozessoren. Wir brauchen souve-
rane Kompetenz auf diesem Feld,
um die Mikroelektronik aktiv mit-
zugestalten, und das moglichst
nachhaltig und energieeffizient.
Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ich kann es nur noch einmal
wiederholen: Der weltweite Wett-
bewerb ist hart und schnell. Und

kontinuierlich und
optimistisch weiter daran arbei-
ten. Wir konnen das! Wir sind das
Deutschland,
und wir wollen es bleiben. Dafiir

Innovationsland

bitte ich ganz herzlich um Threr
aller Unterstiitzung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der
SPD — Dr. Marco Buschmann (FDP):
Fangfrage: Nennen Sie eine konkrete
MaBnahme, die die Ministerin
genannt hat! — Gegenruf des Abg.
Ralph Brinkhaus (CDU/CSU): For-
schungsmittel fir die nachsten zehn
Jahre, um die uns die ganze Welt
beneiden kann! — Gegenruf des
Abg. Dr. Marco Buschmann (FDP):
Das hat sie gesagt? Das kénnen wir
ja im Protokoll nachlesen! Dann
kdnnen wir sehen, ob Sie lesen
konnen! — Gegenruf des Abg. Ralph
Brinkhaus (CDU/CSU): Ein bisschen
Grundwissen ist ja wohl vorausgesetzt,
Herr Buschmann! Mein Gott, ihr
seid vollig von der Rolle! Véllig von
der Rolle! — Gegenruf des Abg. Dr.
Marco Buschmann (FDP): Auf eurer
Rolle steht dafur nichts!)

Ein Impfstoff ,Made in Germany”? Die Mainzer Firma Biontech und ihr US-Partner Pfizer

haben Ergebnisse aus einer groBen Wirksamkeitsstudie vorgelegt.

© picture-alliance/Eibner-Pressefoto
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Dr. Michael Espendiller, AfD:

Der Staat ist nicht
der bessere Unternehmer

© AfD-Bundestagsfraktion

Michael Espendiller (*1989)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

ir debattieren heute, in-
wiefern der Bund in
Sachen Forschung und

Innovation seine Hausaufgaben
gemacht hat. Frau Karliczek hat
uns wieder mal weismachen wol-
len, wie toll diese Bundesregie-
rung und ihre Leistungen sind.
Auf ihre kithle und leidenschafts-
lose Art hat sie uns wieder mal er-
zahlt, dass der Bund hier Geld

Barbel Bas, SPD:

ausgibt, da Geld ausgibt und auch
dort noch mehr Geld ausgibt.

Frau Karliczek ist offenbar die
Meisterin im Geldausgeben.

Aber inwiefern profitiert eigent-
lich Deutschland als Forschungs-
standort wirklich davon? Ganze
19,6 Milliarden Euro hat der Bund
fir Forschung und Entwicklung
ausgegeben. Zugegeben, 19,6 Mil-
liarden Euro sind eine ganze Men-
ge Geld. 22 Milliarden Euro sind
aber noch mehr Geld. 22 Milliar-
den Euro hat allein die amerikani-
sche Firma Alphabet im Jahr 2019
fir Forschung und Entwicklung
ausgegeben. Auch der Forschungs-
etat von Google ist grofier als der
der Bundesregierung.

Und das ist nicht das einzige
Beispiel. Samsung Electronics:
14,8 Milliarden Euro, Microsoft:
14,7 Milliarden Euro, Volkswagen:
13,6 Milliarden Euro. Und wissen
Sie, was alle diese Investitionen
gemeinsam haben? Jemand muss
fiir sie geradestehen, und sie miis-

sen sich am Markt behaupten.
Und was macht diese Regie-
rung? Die verteilt das Geld mit der
Gieflkanne, und der Bund will
sich auf Biegen und Brechen als
Unternehmer betdtigen. Doch er
versagt dabei jedes Mal. Eines der
neuesten Lieblingsprojekte dieser
politischen Mochtegernunterneh-
mer ist Gaia-X. Auf dem amerika-
nisch und chine-
sisch dominierten
Markt von Cloud-
Dienstleistern soll
Gaia-X die europii-

Gaia-X wird
eine weitere

verbrennungsmaschine sein, die
mit Getose und Feuerwerk ange-
kiindigt wird und dann sang- und
klanglos im Erdboden verschwin-
det.

2007 wollten Sie mit Theseus
die europdische Antwort auf die
Suchmaschine Google geben. Was
wurde daraus? Genauso wie in der
griechischen Mythologie musste
Theseus sterben, und er riss Steu-
ergelder in dreistelliger Millionen-
hohe mit sich in den Abgrund.
Was will ich hier wieder mal sa-
gen? Der Staat ist nicht der bessere
Unternehmer. Lassen Sie die Fin-
ger von Dingen, von denen Sie
keine Ahnung haben. Und bitte,
achten Sie auch darauf, von wem
Sie sich beraten las-
sen. Sie lassen sich
jedes Jahr von den
Wis-
senschaftsweisen

sogenannten

sche Antwort sein, staatliche den EFI- Bericht vor-
wo alles viel besser Geldverbren- legen. Der liest sich
und schoner wahrt. nungsmaschine ja regelmiflig wie

Erstens ist festzu- sein. ein planwirtschaftli-
stellen, dass das ches Pamphlet aus
ohne den Breit- der sozialistischen
bandausbau sowie- Holle. Aber dann

so nichts wird. Ohne Internetan-
schluss keine Cloud. Zweitens.
Gaia-X wird - und das ist bittere
Realitat -
wird eine weitere staatliche Geld-

nicht laufen. Gaia-X

Der Bericht zeigt, dass wir
auf einem guten Weg sind

© DBT/Benno Krahahn

Barbel Bas (*1968)
Wahlkreis Duisburg |

eit Miarz forschen Institute
Sund Unternehmen weltweit

zum neuen Coronavirus. Die
Erfolge sind schon jetzt verldssli-
che Testverfahren und auch besse-
re Therapien. Auf dem Weg sind
jetzt auch Impfungen und weitere
Schnelltests, die wir sogar bald zu
Hause machen konnen.

Wir missen zurzeit unser gesell-
schaftliches Leben sehr einschrian-
ken. Die Forschung kann uns aber
dabei helfen. Sie gibt uns die be-
rechtigte Hoffnung, dass wir bald
mit dem Virus besser leben kon-
nen. Dafiir brauchen wir die For-

schung. Wir unterstiitzen diese
Forschung unter anderem mit bis
zu 320 Millionen Euro fur die in-
ternationale Impfstoffinitiative
CEPI und mit bis zu 750 Millio-
nen Euro fiur die nationale Impf-
stoffentwicklung. 15 Millionen
Euro stellen wir fiir die Forschung
an Arzneimitteln und Therapiever-
fahren bereit. Das sind wichtige
Schritte, die wir jetzt brauchen,
und das zeigt deutlich, dass For-
schung und Innovation in der
Wirtschaft wichtig sind.

Gesundheitsforschung generell
liefert uns Erkenntnisse {iber Ge-
sundheit und Krankheit. Sie ent-
wickelt neue Priventionsansitze
und auch innovative Therapiever-
fahren. Das sehen wir, und des-
halb ist sie auch zu Recht ein
Schwerpunkt unserer Hightech-
Strategie. Diese hat zum Ziel, dass
die Erfolge der Gesundheitsfor-
schung irgendwann auch in die
Versorgungspraxis iibergehen.
Auch die gesamte Hightech-Strate-
gie ist darauf ausgerichtet, Ant-
worten auf genau diese gesell-
schaftlichen = Herausforderungen
zu finden.

105 Milliarden Euro investierten

Staat und Wirtschaft 2018 gemein-
sam, Herr Espendiller, 19,6 Milli-
arden Euro davon der Bund. Un-
ser Anteil hat sich damit seit 2005
mehr als verdoppelt, und er steigt
weiter. Das ist auch wichtig fiir die

Zukunftspakete = Wasserstofftech-
nologie, KI und auch Quanten-
technologie.

Meine Damen und Herren, mit
Wasserstoff aus CO2-freier Her-
stellung kann unsere Industrie ih-
re Treibhausgasemissionen deut-
lich reduzieren. Ich selbst komme
Duisburg. Dort
Stahlwerk von thyssenkrupp, eine
Industrieanlage mit dem hochsten
CO2-Ausstofs in  Deutschland.
Dort steht aber auch der erste
Hochofen, der mit Wasserstoff
statt Kohle arbeitet. Solche Tech-
nologien - und deshalb stiitzen
wir die Industrie damit - brau-

aus steht ein

chen wir, und solche Technolo-
gien fordern wir auch. Es geht da-
rum, den Klimawandel zu be-
kimpfen. Erneuerbare Energien
und die Nutzung von Wasserstoff
gehoren dazu, ibrigens genauso
wie auch innovative Mobilitdts-
konzepte.

Ein weiterer Schwerpunkt der

hat dieses Gremium mit Uwe
Cantner jetzt auch noch einen
Vorsitzenden, der ganz offen ge-
gen unsere Kernindustrien hetzt.
In einem Interview dieses Jahr war

Hightech-Strategie ist die Digitali-
sierung der Arbeitswelt. Vorran-
ging sollten Produktions- und
Dienstleistungsprozesse effizient,
umweltgerecht  weiterentwickelt
und die Rahmenbedingungen der
Datenokonomie angepasst wer-
den. Die Hightech-Strategie will
die Gesellschaft dabei stirker ein-
beziehen; auch das ist wichtig.
Das ist gerade bei der Digitalisie-
rung der Arbeitswelt notwendig.
Die Angst, dass mit der Digitali-
sierung massiv Jobs wegfallen, ist
grofitenteils unbegriindet, wie ich
finde. Es wird aber einen stark
spiirtbaren Strukturwandel geben.
Deshalb sind auch neue Qualifi-
kationen notig. Die Arbeitsformen
miissen wir uns ansehen. Wir
miissen kldren, welche Aus- und
Weiterbildungsstrategien wir brau-
chen und wie sie sich verdndern.
Wir miissen auch dariiber re-
den, wie sich im Zusammenhang
mit dem Strukturwandel unsere
Sozialversicherungen
Das Bundesministerium fiir Arbeit

verandern.

und Soziales hat dazu sowohl un-
ter Andrea Nahles als auch unter
Hubertus Heil gute Vorschldge
vorgelegt. Daran sollten wir arbei-
ten.

Meine Damen und Herren, wir
konnen auf viele Erfolge in unse-
rer Politik fiir Forschung und In-
novation blicken; das ist richtig.
Wir wollen aber auch noch besser
werden. Wir wollen bis 2025 3,5
Prozent des Bruttoinlandsproduk-
tes in Forschung und Entwicklung

Herr Cantner der Meinung, dass
die Biirger kein eigenes Auto
brauchten; es gibe ja Carsharing.
Unsere Automobilindustrie war
bestimmt begeistert, das zu horen.
In Bezug auf unsere Autoindustrie
duflerte er sich auch noch arro-
gant und verdchtlich iiber deren
Chefetagen und verkiindete mal
eben das Ende des Verbrennungs-
motors. Da ist er voll auf dem
Holzweg. Liebe Frau Karliczek,
wenn Sie sich von solchen Leute
beraten lassen, dann muss man
sich nicht wundern, dass dieses
Land den Bach runtergeht.

lhre einzige wirkliche Errungen-
schaft in der Forschungspolitik ist
die steuerliche Forschungsforde-
rung. Geben Sie den Unterneh-
men Luft zum Atmen. Befreien Sie
sie von der Biirokratie und von
aberwitzigen Steuern und Lohnab-
gaben, und dann werden Sie se-
hen, wie Deutschland wieder zu-
rick an die Forschungsspitze fin-
det. Aber nur Geld aus dem Fens-
ter zu werfen fiir dieses oder jenes
Projekt, das wird nicht funktionie-
ren. Die Unternehmer brauchen
Freiheit. Innovation braucht Frei-
heit.

Vielen Dank fiir Thre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der AfD)

investieren. Das ist wichtig, wenn
wir unsere gute Position auch im
weltweiten Vergleich halten wol-
len.

Haupttreiber fiir diesen Anstieg
der Bundesausgaben fiir For-
schung ist der Pakt fiir Forschung
und Innovation. Er garantiert re-
gelmifliige Aufwiichse von 3 Pro-
zent pro Jahr. Initiiert wurde er
von Edelgard Bulmahn; daran will
ich erinnern. Die ehemalige For-
schungsministerin hat {ibrigens
auch die Exzellenzstrategie auf
den Weg gebracht. Diese sozialde-
mokratisch geprigten Entschei-
dungen bestimmen bis heute
mafigeblich auch die Struktur un-
serer ganzen Forschungsland-
schaft.

Damit nicht genug: Zuletzt hat
auch Olaf Scholz die lang gefor-
derte steuerliche Forschungsforde-
rung durchgesetzt, um noch mehr
Potenzial fiir Innovation zu he-
ben. Dafiir mochte ich mich an
dieser Stelle auch noch insgesamt
bedanken. Sie sehen: Die Sozial-
demokratie steht zu diesem For-
schungsstandort. Ich wiinsche mir
deshalb weitere Beratungen. Der
heute vorliegende Bericht zeigt,
dass wir auf einem guten Weg
sind.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg.
Dr. Stefan Kaufmann (CDU/CSU))
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Dr. h.c. Thomas Sattelberger, FDP:

Nur mit sozialer Innovation
meistern wir die digitale Ara
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Thomas Sattelberger (*1949)
Landesliste Bayern

ine neue wissenschaftliche
EWahrheit pflegt sich nicht
in der Weise durchzusetzen,
dass ihre Gegner tiberzeugt wer-
da-
durch, dass ihre Gegner allméh-

den ..., sondern vielmehr
lich aussterben ...

Max Plancks Worte fiir all jene,
die Technologie einengen, aus
dem Land getrieben haben und
noch immer treiben - die hier
links sitzen -, statt fiir Technolo-
gieoffenheit Nicht
der einzige Bremsklotz deutscher
Forschung: tiberkomplexe Regel-
werke, unzihlige Projektantrige,
Biirokratie, die allem Forschergeist
den Atem abschniirt. Derweil ge-
rieren sich die Granden von Wis-
senschaft und Regierung wie Kleo-
patra auf dem Nil: Egal wie viel
Transformation zu Lande passiert,
sie ziehen in majestitischen Ga-
leeren trige vorbei und genieflen
- Asterix ldsst grifien - ein paar
Perlen in Essigwas-
ser. Das, liebe Frau

einzutreten!

dungsorientierten Fachhochschu-
len. Und was die geringere Anzahl
grundlagenforschungsstarker
Hochschulen fiir angewandte Wis-
senschaften angeht: Die Deutsche
Forschungsgemeinschaft ist nach
wie vor unfihig, sie in ihre Forde-
rung zu integrieren. Ihre vollmun-
dig angekiindigten KI-Professuren
- 100 an der Zahl -, da erzdhlen
Sie uns, Sie hitten bereits {iber 20.
In Wirklichkeit haben sie erst 4
der 30 Alexander-von-Humboldt-
Professuren besetzt und 2 der rest-
lichen 70. Thre Rechnung klingt
arg nach Trump-University. Stop
the count, Frau Karliczek!

Die Biotechnologie haben Sie
jahrzehntelang drei wagemutigen
Investoren iiberlassen: den Gebrii-
dern Striingmann und Dietmar
Hopp. Falls es jetzt hoffentlich ei-
nen Impfstoff aus Deutschland
gibt, dann nicht wegen dieser
Bundesregierung, sondern trotz
dieser Bundesregierung.

Die Agentur fiir Sprunginnovati-
on, fiir die ich mich verkdmpfe,
kann nicht einmal GmbHs mit
Minderheitsbeteiligung griinden.
Sie krebst vor sich hin ohne Bein-
und Gedankenfreiheit, genauso
wie die gegingelten Ausgriindun-
gen von Fraunhofer und Kompa-
nie. Dann, Frau Karliczek, Thre
vollig  chaotische  Standortent-
scheidung Batteriezellenfor-
schung! Haben Sie Ihre Abtei-
lungsleiter auch auf die Trump-
University geschickt? Dann kon-
nen wir ja dankbar sein, dass der

neue Batteriestand-
ort Miinster heif3t

Karliczek, ist Thre und nicht Mar-a-La-
Genussfreude. Der- Ih_re Rechnung go.

weil steigt k|ll19t arg _naCh Selbst jetzt, in Co-
Deutschland ab in Trump-Univer- ronazeiten, fehlt Ih-
allen vier relevan- Sity Stop the nen der  Mut,
ten internationalen count, Frau Deutschlands Digi-
Rankings zur Wett- Karliczek! talschwiche bei den
bewerbsfihigkeit, Hornern zu packen
auch im Ranking und den Ausbau
des Weltwirt- von 5 G zu be-

schaftsforums, des letzten, dessen
sich die Unionschristen, hier vor
mir sitzend, noch 2019 gerithmt
hatten. Das alles steht nicht in Ih-
rem Bericht, Frau Karliczek. ,Die
reinste Form des Wahnsinns ist
es,”
- ,alles beim Alten zu lassen und
gleichzeitig zu hoffen, dass sich et-
was andert.”

- ich zitiere Albert Einstein

In Threm Bericht, liebe Frau Kar-
liczek, steht auch nichts Substan-
zielles zum Transfer - Thr grofdes
Thema und Thr grofles Traumal!
Kiithl abserviert haben Sie unsere
Idee einer deutschen Transferge-
meinschaft fiir die vielen anwen-

schleunigen. Stattdessen immer
noch das Gerede von den Milch-
kannen! Thnen fehlt der Mut zur
Verinderungsdynamik im Innova-
tionssystem durch Wildcards und
Wettbewerb, durch Key-Perfor-
mance-Indikatoren, die man nicht
nur erreichen mochte,
tibertreffen mochte, damit aus fet-
ten Katzen endlich agile Geparden
werden. ,Neugierde ist ein verletz-
liches Pflinzchen”, - so Albert
Einstein - ,das nicht nur Anre-
gung, sondern vor allem Freiheit
braucht.” Sobald wir Freien De-
mokraten in Deutschland verant-

sondern

wortlich sind fiir Innovation und

Forschung, werden wir der Biiro-
kratie den Garaus machen.

fekte von Free Enterprise Zones.
Start-ups wachsen so zu Scale-ups,
Hochschulen zu Transferzentren.
Sozialentrepreneure  befruchten
die Zivilgesellschaft. Kommunen
werden E-Service-Anbieter fiir Biir-
ger — agil, unbiirokratisch, steuer-
begiinstigt und innovativ. Natiir-
lich brauchen wir wieder system-
relevante Industrien made in
Europe bei Medizintechnik, Bio-

Frische Luft, neuer Geist ins Sys- tech, digitaler Basistechnologie,
tem, lieber Herr mit attraktiver
Brinkhaus! Ist es Standortpolitik,
Thnen ubrigens . Wagniskapital und
schon mal aufge- Haben_5|e Ausgriindungen aus
fallen, dass wir lhre Abte"““gs' dem Wissenschafts-
Deutschen, wenn leiter auch system.
wir iiber Innovati- auf die Trump- Meine Damen

on sprechen, zuerst
an Forschungsein-
richtungen  den-
ken? Uberall sonst
auf der Welt den-
ken die Menschen an Griinder
und an Unternehmerinnen und
Unternehmer, und die brauchen
innovative Freiheitszonen. Frank-
reich, Polen, Grofibritannien nut-
zen seit Jahrzehnten die Hebelef-

Dr. Petra Sitte, Die Linke:

University
geschickt?

und Herren, wir

brauchen einen
New Deal fur einen
deutschen digitalen
Hoover-Staudamm,
E-Schooling, E-Health, E-Govern-
ment. Ein Megaprojekt fiir euro-
pdische Start-ups und Mittelstind-
ler, mit dem Staat als erstem Kun-
den! Die USA haben uns das in

der Great Depression vor 100 Jah-

ren erfolgreich vorgemacht. Aber
mit Technologie alleine meistern
wir die digitale Ara nicht, sondern
nur begleitet von sozialer Innova-
tion. Sie ist der Zwilling des tech-
nologischen Fortschritts. Unsere
Gesellschaft — Herr Brinkhaus, ho-
ren Sie zu -, vor allem unsere so-
ziale Marktwirtschaft braucht ein
Update, und das muss sich an den
kiinftigen Bediirfnissen der Men-
schen orientieren, nicht an der ei-
genen Komfortzone, liebe Schwar-
ze, oder an gentechnikfeindlicher
Ideologie, liebe Griine. Nein,
,Klarheit in den Worten, Brauch-
barkeit in den Sachen”, das hat
schon Gottfried Wilhelm Leibniz
gefordert. Und ceterum censeo fii-
ge ich hinzu: Ran an den Speck,
Frau Karliczek!
Danke schon.

(Beifall bei der FDP — Michael Grosse-
Bromer (CDU/CSU): Das mit dem
Staudamm habe ich nicht verstanden!
— Katrin Géring-Eckardt (BUNDNIS
90/DIE GRUNEN): Sie haben es
geschafft, dass ich mich mit Frau
Karliczek solidarisch fuhle!)

Zukunft ist zu spannend, als
sie lhnen liberlassen zu kdnnen

© DIE LINKE im BundestagMelde

Petra Sitte (*1960)
Landesliste Sachsen-Anhalt

orschung, Innovation und

technische Neuerung prigen

immer mehr unser Leben.
Sie verindern Arbeitsplitze, Ar-
beitsablaufe wie auch unsere Mog-
lichkeiten, mit der Welt in Kon-
takt zu treten und umgekehrt. Da-
her ist uns Linken Forschungspoli-
tik auch so wichtig. Wir wollen
Forschung im Interesse der Men-
schen gestalten, statt das Leben
durch Technik steuern zu lassen.
Die Berichte, die wir heute disku-
tieren, folgen jedoch weitgehend
einer technikfixierten und export-
orientierten Sicht auf Forschung.
Schaut man ndmlich in die Be-
richte, dann findet man so schicke
Schlagworte wie ,Anteil am Welt-
markt”, ,Patente pro Kopf”, ,Aus-
gaben, anteilig am Inlandspro-
dukt”. Meine Damen und Herren,

das verstehen wir nicht unter For-
schungspolitik.

Wir fragen vielmehr: Wenn wir
schon offentliche Gelder ausge-
ben, was fliefit von diesen 6ffentli-
chen Geldern an die Gesellschaft
zuriick, an die Menschen und an
das Gemeinwesen? Das miissen
wir uns doch gerade im Zuge der
Coronapandemie fragen: Soll
denn im Grundsatz wirklich alles
so weitergehen wie bisher, so wie
es Herr Sattelberger gerade be-
schrieben hat? Epochale Ziele wie
Bewiltigung des Klimawandels,
Biodiversitit,  Ressourcenschutz,
Verteilungsgerechtigkeit,  soziale
demokratische  Teilhabe,
nachhaltige =~ Wirtschaftsformen
und Lebensstile, Mobilitdtskon-
zepte, Gesundheitsforschung, Di-
gitalisierung - es liefle sich belie-
big fortsetzen -, all das sind Felder,
die unser Leben heute und in Zu-
kunft existenziell bestimmen.

Und der Bericht der Bundesre-
gierung? Der atmet den Geist der
50er-Jahre: exportieren, konkurrie-
ren. Was dabei entwickelt und ver-
kauft wird, ist relativ unwichtig. Es
bleibt bei Threr Wachstumsphilo-
sophie der letzten Jahrzehnte. Das
ist auch durchaus im Sinne der
Global Player. Aber fiir die sind
wir ja eben nur ein Standort, und
das ist uns zu wenig. Es sind doch
oft genug gerade die kleineren
Unternehmen, die viel innovativer

und

sind: kommunale Unternehmen,
Sozialunternehmen oder die Soci-
al Entrepreneurs. Sie sind eben
einfach niher dran an den Bediirf-
nissen von Menschen oder bei-
spielsweise auch an den Bedirf-
nissen von kommunalen Verwal-
tungen.

Gerade als ostdeutsche Abge-
ordnete muss ich noch mal sagen:
Ich erlebe immer wieder, wie
wichtig und wie innovativ kleine
und mittelstindische Unterneh-
men im Osten wirken und arbei-
ten. Deshalb vertrete ich auch seit
Jahren die Position, dass genau
die beispielsweise aus dem Inno-
vationsprogramm Mittelstand viel
starker und viel verlasslicher gefor-
dert werden sollten, statt mit der
Gielkanne tiber Steuern letztlich
doch blof die Grofien zu begiins-
tigen.

Nah dran sind natiirlich mit ih-
rer Alltagskompetenz und ihrem
Alltagswissen die Menschen selbst.
Sie miissen viel mehr direkte Mit-
sprache bei der Forschungsstrate-
gie bekommen. Die bisherigen Be-
mithungen der Bundesregierung
sind eher enttiuschend. Auch
Gruppen und Organisationen, die
hier wertvollen Input geben kénn-
ten, werden nicht wirklich ernst-
haft eingebunden oder eben viel

Fortsetzung auf nachster Seite
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zu wenig. Sie sind fast immer eine
verschwindende Minderheit in Be-
ratungsgremien. Wenn Sie es also
wirklich ernst meinen mit For-
schungspolitik, die am Gemein-
wohl orientiert ist, dann beteili-
gen Sie doch endlich diese Unter-
nehmen, diese Verbande gleichbe-
rechtigt neben Wirtschaftsverban-
den oder auch freie Forschungs-
verbiinde, die Sie

mit ihrem Wissen

beraten konnten.

dern erst, als die Ergebnisse da wa-
ren. Die Koalitionsfraktionen ha-
ben diese Beteiligung verhindert.
Dabei wire doch gerade diese Per-
spektive so wichtig gewesen. Was
ermoglichen denn neue Technolo-
gien wie kiinstliche Intelligenz an
Anwendungen und Praktiken, die
uns als Gemeinwesen wirklich
weiterbringen? Da neue Impulse

zu suchen und auf-

zunehmen, das ver-

stehe ich unter er-

Ich habe das Ge-
fuhl: Was Sie der-
zeit betreiben, ist
so eine Art Partici-

tainment. So ver-

Sie miissen viel

mehr direkte

Mitsprache bei
der Forschungs-

strategie be-

folgreicher For-
schungspolitik.
Bei alldem kon-

nen Wissenschaftle-
rinnen und Wissen-

sie eben
Unterstiit-
zung in der Gesell-
schaft.

Erst unlingst haben wir hier

lieren
auch

den Bericht der Enquete-Kommis-
sion ,Kiinstliche Intelligenz” bera-
ten. Auch da wurde die Gesell-
schaft wahrend der Erarbeitung
des Berichtes nicht beteiligt, son-

kommen.

schaftler aber auch
Er-
kldrer ihrer eigenen

hervorragende

Forschung sein. Sie
konnen hervorragend Dialoge
fithren. Sie konnen auch helfen,
die Akzeptanz zu erhohen. Die
Coronakrise hat uns doch gerade
gezeigt, wie extrem wichtig es ist,

dass Wissenschaft und Gesell-

Kai Gehring, Biindnis 90/ Die Griinen:

Kluge Politik baut vor,
Ministerin Karliczek leider nicht

© Biindnis 90/ Die Griinen-Bundestagsfraktion
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Kai Gehring (*1977)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

ktuell erleben wir alle, wie
sehr Forschung und Inno-
vation im Interesse der

Menschheit und unseres Planeten
liegen. Kluge Forschungs- und In-

sind wir damit konfrontiert, wel-
che Forschungsliicken zum Coro-
navirus noch bestehen, von der
Erforschung von Ubertragungswe-
gen bis zu Priventionsstrategien.

Warum lassen Sie diese For-
schungsliicken offen, Frau For-
schungsministerin?

Wir Griine fordern seit Monaten
einen interdisziplindren, wissen-
schaftlichen Pandemierat, der Ant-
worten auf offene Fragen liefert,
Erkenntnisse biindelt, Mafinah-
men monitort und Politik berit.
Anstatt sich jede Woche in Presse-
gesprachen mit Topforschern zu
sonnen, ware der Pandemierat die
richtige Antwort einer Bundesfor-
schungsministerin auf die Coro-
nakrise.

Uns sorgt, dass Sie die Hoch-

novationspolitik schulen in dieser
baut vor, sonst Krise offenbar kom-
wird sie von der plett vergessen. Fiir
Realitit tiberrollt. Un_s so_rgt, dass die aufleruniversitd-

Wir erleben eine Sie die Hoch- re Forschung gibt es
wirklich  auflerge- schulen in dieser dieses jahr 400 Mil-
wohnliche Realitit, Krise offenbar lionen Euro mehr,
eine Jahrhundert- komplett ver- damit Kooperatio-
pandemie. Seit Mo- gessen. nen mit der Wirt-
naten richten sich schaft  aufrechter-

alle Augen auf die

Wissenschaft.  Sie

forscht mit Hochdruck an Impf-
stoffen und Medikamenten. Wir
konnen uns tiber drei Impfstoff-
kandidaten made in Germany
freuen. Ich kann aber nicht erken-
nen, dass die Forschungsministe-
rin klug vorgebaut hitte. Taglich

halten werden. Gut

so! Aber die Hoch-
schulen schauen in die Rohre, ob-
wohl auch hier herausragende
Forschung stattfindet. Ebenso ver-
hilt es sich mit der Digitalisierung
der Hochschulen. Vor Jahren hat
Thre eigene Expertenkommission
Forschung und Innovation eine

schaft an einem Strang ziehen und
gemeinsam Fakten priifen, Fakten
diskutieren und dann Mafinah-
men anregen.

Am Montag dieser Woche - das
werden sicher viele gesehen haben
- lief im offentlich-rechtlichen
Fernsehen ein Film tiber die grofR-
te Polarexpedition aller Zeiten.
Auch da erklirten uns Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaft-
ler, was sie tun, und vor allem, wa-
rum sie es tun. Ich fand das grof3-
artig, weil dort coram publico das
Angebot gemacht wurde, mit dem
Bundestag, mit der Gesellschaft
iiber die Fragen des Klimawandels
zu reden.

Dabei brauchen Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler aber
auch selber aktive Unterstiitzung.
Ich frage mich, ehrlich gesagt, im-
mer wieder: Was um Himmels
willen bringt die Bundesregierung
und ihre Beratungsgremien blof}
auf die Idee, dass verlissliche und
den

Leistungen entsprechende

Karrierechancen Wissenschaft,

Digitalisierungspauschale  vorge-
schlagen. Wir haben sie beantragt.
Im Lockdown hitten die Hoch-
schulen diese Mittel so dringend
gebraucht. Aber selbst wihrend
der Onlinesemester kommt da
nichts von Frau Karliczek.

Wenn Sie die Herzkammer un-
seres Wissenschaftssystems weiter
derart geringschitzen, untergra-
ben Sie die Einheit von Forschung
und Lehre. Die Hochschulen ma-
chen unser Land schlauer und

Hochtechnologie in Duisburg: Eine M

Forschung und Kreativitdt behin-
dern konnten? Da hangelt man
sich von befristetem Vertrag zu be-
fristetem Vertrag. Deutschland
liegt weit hinter anderen Indus-
trielandern, was den Anteil dauer-
hafter  Beschifti-
gung im Wissen-
schaftsbereich be-
trifft. Davon sind

Wir sollten

allem jene, die zu den am meisten
Benachteiligten in dieser Gesell-
schaft gehoren? Jede Entschei-
dung, die wir hier treffen und die
deren Situation weiter verschlech-
tert, ist eine inakzeptable Ent-
scheidung. Deshalb
sind soziale Innova-
tionen so wichtig.
Schlieflich  wiin-

nicht nur die . uns hl_er sche ich mir, dass
Hochschulen be-  immer wieder  die Ministerin nicht
troffen,  sondern fragen:Was nur den Horizont
zunehmend auch braucht die der  Forschungsbe-
aufleruniversitdre Gesellschaft? mithungen des Mi-
Forschungseinrich- nisteriums erweitert,
tungen. Ich sage sondern eben auch
mal: Kein Wirt- den Kreis der Betei-

schaftsunternehmen dieser Welt
wiirde eine solche Personalpolitik
betreiben.

Wir sollten stattdessen alles tun,
um Nachwuchswissenschaftlerin-
nen und -wissenschaftler zu unter-
stiitzen. Wir sollten uns hier im-
mer wieder fragen: Was braucht
die Gesellschaft? Was brauchen
die Menschen? Was brauchen vor

kreativer und damit zukunftsfest.

Dasselbe gilt beim wissenschaft-
lichen Nachwuchs. Der aktuelle
,Hochschulreport” des DGB zeigt
die prekire Lage: Vier von funf
wissenschaftlichen Stellen sind be-
fristet, Uberstunden und Unsi-
cherheit sind an der Tagesord-
nung. Damit vergraulen Sie die
kliigsten Kopfe. Solche Zustinde
sind niemandem zuzumuten. Da-
mit bleibt die Wissenschaft nicht
konkurrenzfihig mit der Wirt-
schaft.

Kluge Politik baut vor, Ministe-
rin Karliczek leider nicht. Die Wis-
senschaft zehrt vielerorts langst
von der Substanz. Statt moderner
Forschungsbauten haben wir teils
baufillige Horséle, in die es rein-
regnet und die digital, im Sinne
der Klimaneutralitit und energe-

ligten. Zukunft ist zu spannend,
als sie Thnen iberlassen zu kon-
nen. Wir sollten alle daran betei-
ligt werden, hier im Bundestag ge-
nauso wie in der Gesellschaft.

(Beifall bei der LINKEN)

tisch nicht auf der Hohe der Zeit
sind. Das ist wirklich nicht zu-
kunftsgerecht! Denn Klimakrise,
Artensterben
knappheit werden uns noch sehr

und Ressourcen-

lange beschiftigten, auch wenn
Corona vielleicht langst kein The-
ma mebhr ist.

Darum brauchen wir schon jetzt
eine Forschungspolitik, die diese
Krisen ernst nimmt und eine
Green Economy gestaltet. Eine
Forschungspolitik, die Krisen als
Innovationstreiber fiir ein besseres
und nachhaltigeres Leben fiir alle
nutzt. Es kann uns gelingen, wenn
wir es jetzt wirklich anpacken!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

ikrotechnologin arbeitet im Reinraum am Fraunhofer-Institut fuer Mikro-
elektronische Schaltungen und Systeme.

© picture-alliance/Rupert Oberhauser
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Andreas Steier, CDU:

Wir als Union stehen klar
fiir Wissenschaftsfreiheit

© Deutscher Bundestag Julia Nowak

Andreas Steier (*1972)
Wabhlkreis Trier

s gibt wohl kaum ein Jahr
in unserer Geschichte, in

dem so stark auf Wissen-
schaft und Forschung geblickt
wurde. Daher freue ich mich, dass
wir heute iber den Bundesbericht
Forschung und Innovation der
Bundesregierung sprechen. Jeder,
der den Bericht liest, bekommt
ein gutes Gefiithl dafiir, warum ein
starker Forschungsstandort hier in
Deutschland so wichtig ist. Gera-
de die Coronapandemie zeigt uns
deutlich, wie wichtig gute For-
schungspolitik ist, die im Notfall
schnell funktioniert, die nicht erst
viel Zeit braucht, um Forschungs-
labore aufzubauen, Personal an-
zuwerben, sondern sofort einsatz-
fahig ist und gute Losungen auf
der Hohe der wissenschaftlichen
Erkenntnis aufzeigt.

Ohne gute Forschungspolitik in
der Vergangenheit wiren wir heu-
te nicht so glimpflich durch die
Krise gekommen, und das zeigt,
dass wir hier gute Arbeit geleistet
haben. Wir haben Topinstitute,
herausragende = Wissenschaftler,
und wir haben das notige For-
schungsumfeld vor Ort. Der welt-
weit erste seriose Coronaimpf-
stoff kommt aus Deutschland
- wir haben es eben gehort -, von
der Firma BioNTech mit Sitz in
Mainz, geférdert vom Bund; das
Ehepaar ist tiirkischstimmig. Der
Partner ist die US-Firma Pfizer.
Wir haben Menschen aus aller
Welt, die diesen Impfstoff entwi-
ckelt haben, sowohl hier bei uns
als auch auf der anderen Seite des
Atlantiks. Aber auch abseits von
Corona bekommt For-
schungsstandort vielfach ein gu-
tes Zeugnis. Der Bericht der Ex-
pertenkommission Forschung
und Innovation bescheinigt der
deutschen Forschungs- und Inno-
vationspolitik in den letzten Jah-
ren eine positive Dynamik.
Deutschland gehort zu den Volks-
wirtschaften in der Welt, die am
meisten in Forschung investieren.

unser

Uber 3,1 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts wird bei uns in
Forschung investiert.

Das ist auf der einen Seite er-
freulich. Fir mich ist es gleichzei-
tig aber auch Ansporn, dort wei-
terzumachen, wo wir aufgehort
haben, und weiterhin in die Berei-
che zu investieren, wo unsere Zu-
kunft liegt. Dazu liefert der Be-
richt Antworten. Wenn man ihn
genau liest, stellt man fest, dass
man in gewissen Bereichen weiter
Tempo aufnehmen muss, um
ebendiese Bereiche gezielt weiter-
zuentwickeln. Ich will drei Bei-
spiele nennen:

Erstens: die Finanzen. Wir in-
vestieren viel Geld in Forschungs-
einrichtungen und Hochschulen
und fordern Forschungsprojekte
in der freien Wirtschaft. Uber 104
Milliarden Euro haben wir in
2018 in diesen Bereich investiert.
Die Ausgaben des Bundes fiir For-
schung und Innovation - Frau Bas
hat sie eben aufgefithrt - haben
sich gegeniiber 2006 mehr als ver-
doppelt. Der Haushalt des For-
schungsministeriums fiir das Jahr
2021 spricht eine klare Sprache.
Zum Beispiel werden die geplan-
ten Mittel fiir die Nationale For-
schungsdateninfrastruktur von 25
auf 55 Millionen Euro erhoht. Die
Mittel fiir die Agentur zur Forde-
rung von Sprunginnovationen

Norbert Kleinwachter, AfD:

werden von 18 auf 49 Millionen
Euro erhoht. Und wir steigern die
Investitionen in die Digitalisie-
rung der Hochschulbildung, in
die Forschung an Fachhochschu-
len, aber auch in die berufliche
Bildung. Das Ziel bis 2025 ist, den
Anteil der Investitionen in For-
schung und Entwicklung bis auf
eine Hohe von 3,5 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts zu stei-
gern.

Zweites Beispiel: der Pakt fiir
Forschung und Innovation. Wir
schreiben den Pakt fiir Forschung
und Innovation fort. Wir investie-
ren jihrlich 3 Prozent mehr in
diesen Pakt. Uber zehn Jahre in-
vestieren wir in der Summe 120
Milliarden Euro. Wichtig dabei ist
auch der Transfer aus Forschung
und Innovation in Wirtschaft und
Gesellschaft. Hier brauchen wir
mehr Dynamik. Deshalb wurde
der Transfer auch als Kernziel in
diesem Pakt festgeschrieben. Zen-
trale Siule dabei ist eine gute
Grundlagenforschung. Wir schaf-
fen Planungssicherheit und gute
Rahmenbedingungen, um kluge
Kopfe in Deutschland zu halten
und neue fiir Deutschland zu ge-
winnen. Nur mit klugen Kopfen
konnen wir auch weiterhin die
Herausforderungen der Zukunft
meistern.

Drittens: die steuerliche For-

schungsforderung. Gerade die In-
novationskraft unserer kleinen
und mittelstindischen Unterneh-
men ist besonders wichtig. Gerade
die Familienunternehmen haben
ein sehr hohes Innovationspoten-
zial. Durch eine steuerliche For-
schungsforderung wollen wir die-
ses Potenzial gezielt heben. Das
entsprechende Gesetz wurde von
der CDU/CSU zusammen mit der
SPD im Jahr 2018 auf den Weg ge-
bracht, und am 1. Januar 2020 trat
es in Kraft. Dadurch kénnen 25
Prozent der forderfihigen Ausga-
ben im Bereich ,Forschung und
Innovation” von den Unterneh-
men abgesetzt werden. Und wir
haben in der Krise im letzten
Sommer die Mittel von 500 000
Euro auf tiber 1 Million Euro ge-
steigert. Das
schungspolitik und fiir uns Stan-

ist gezielte For-
dard, um auch hier eine neue Dy-
namik zu erwirken.

Die Hightech-Strategie biindelt
all diese Mafinahmen, die man
hier nur exemplarisch auffithren
kann, unter einem zentralen
Dach. Wir haben schon frithzeitig,
in 2018, darauf hingewirkt, dass
wir die Hightech-Strategie fiir
2025 fortschreiben und ebendiese
Mafinahmen in der Forschungspo-
litik weiter vorantreiben.

Wir brauchen Mut fiir die Zu-
kunft. Wir miissen schauen, wo es
Innovationsfelder gibt. Wir miis-
sen schauen, wo Innovation not-
wendig ist. Wir miissen uns auch
fragen, wo wir dies weiterentwi-
ckeln konnen, wo das von Nutzen
ist und wie wir dafiir sorgen kon-
nen, dass es uns hier in Deutsch-
land und auch in der Welt weiter-

hin gut geht. Antwort auf diese

Die Infrastruktur ausbauen,
um Spitzenforschung zu biindeln

© Deutscher Bundestag/ Achim Melde

Norbert Kleinwachter (*1986)
Landesliste Brandenburg

ie Strategie der Bundesre-
gierung zu Forschung
und Innovation ist wirk-
lich gepragt vom Fehlen dessen,
was gute wissenschaftliche Arbeit
auszeichnet: griindliche Recherche

etwa und ein fundiertes Verstind-
nis, eine ordentliche Abwigung
oder klare Zielsetzungen.

Die Forschungsstrategie der
Bundesregierung lasst sich viel-
mehr am besten vergleichen mit
dem FEinkaufsverhalten eines un-
beaufsichtigten = Teenagers im
Shoppingcenter: Das Budget legt
man schon mal fest, relativ frith
- 3,5 Prozent des BIP will man er-
reichen -, und dann rennt man je-
dem Modetrend hinterher:
Hightech, kinstliche Intelligenz,
disruptive Innovationen. Das alles
wollen Sie haben; Sie kaufen wild
ein. Das Geld ist am Ende ausge-
geben, und wir haben nichts da-
von.

Wir sehen doch die Resultate:
Bei den Hightechentwicklungen
sind uns USA und China weit vo-

raus, in der kiinstlichen Intelli-
genz findet Deutschland den An-
schluss nicht, und die disruptiven
Innovationen lassen auch auf sich
warten. Es gibt nun mal keine
neuen Erfindungen in der Gro-
Renordnung des Internets, die sich
in Deutschland einstellen mogen.
Disruptiv ist hier allein die Politik
der Regierung Merkel.

Ich sage es deutlich: Die Erfolge
in Forschung und Entwicklung ha-
ben wir vor allem der Wirtschaft
zu verdanken und den Hochschu-
len und Universitdten, die diese
Erfolge meist trotz und nicht we-
gen der Regierung erzielen. Des-
wegen an dieser Stelle: Herzlichen
Dank!

Innovationen funktionieren
halt nicht wie ein Thermomix. Da
kann ich nicht einfach Geld rein-

entscheidende Frage wird sein,
wie wir die Grundlagenforschung
mit der Anwendungsforschung
verkniipfen konnen. Wichtig dafiir
ist ein leistungsfihiges Wissen-
schaftssystem, das Lehre und
Hochschulbildung starkt und wis-
senschaftliche Exzellenz hervor-
bringt. Die Bundesregierung setzt
dabei auf Profilbildung und Exzel-
lenzfoérderung.

Wir als Union stehen klar fiir
Wissenschaftsfreiheit. Wir starken
die Wissenschaft mit einer guten
Infrastruktur. Gerade in der Pan-
demiezeit haben wir erlebt, dass
wir hier eine sehr gute Infrastruk-
tur vorhalten. Und wir riisten die-
se Infrastruktur auch mit einer gu-
ten finanziellen Ausstattung aus.
Wir wissen zwar nicht, ob und
wann welche Erfindung, welche
Innovation fiir uns Nutzen bringt,
aber wir wissen, dass es ohne In-
novation keinen Fortschritt und
keine Zukunft gibt. Deshalb inves-
tieren wir von der Union gerade
in diese Bereiche.

Deutsch-
land ist auf einem guten Weg, bis
2025 3,5 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts fiir Forschung und

Mein Fazit: Erstens.

Innovation auszugeben. Zweitens.
Wir schiitten das Geld nicht mit
der GiefRkanne aus, sondern inves-
tieren zielgerichtet, und zwar in
die Zukunftsfelder, die nach aktu-
eller wissenschaftlicher Erkenntnis
eine Losung fiir die drangendsten
Fragen der Zukunft bieten kon-
nen. Von daher ist der Bericht gut.
Wir unterstiitzen diesen Bericht.
Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei
Abgeordneten der SPD)

werfen, ein bisschen warten, und
dann kommt am Ende ein bahn-
brechendes Produkt raus. Viel-
mehr ist es Aufgabe und auch
Pflicht der Politik, die Rahmenbe-
dingungen zu schaffen, und genau
dariiber lese ich in dem Bericht
der Bundesregierung nichts. Der
Staat hat die Aufgabe, die Grund-
lagenforschung zu ermoglichen,
sie gut auszufinanzieren und den
Rahmen zu schaffen. Und die Un-
ternehmen betreiben dann die
Anwendungsforschung und kon-
nen Produkte entwickeln, die
letztendlich auch marktfihig sind.
So wire die Aufteilung. Das
durchbrechen Sie vollig.

Wir als AfD fordern drei Haupt-
punkte in diesem Zusammen-
hang:

Erstens. Wir fordern eine bessere
Grundausstattung der Hochschu-
len, damit sie bessere Arbeitsbe-
dingungen bieten, besseres Perso-
nal rekrutieren konnen und unab-
hingig von Ideologieprojekten
mehr Freiheit fiir Grundlagenfor-

Fortsetzung auf nachster Seite
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schung haben.

Zweitens. Wir brauchen optima-
le Rahmenbedingungen fiir Unter-
nehmen. Das hat mit Regulierung
und Steuern zu tun, aber auch mit
einer Vereinfachung von Unter-
nehmensgrindungen. Im Doing
Business Report der Weltbank
steht Deutschland bei der Einfach-
heit von Unternehmensgriindun-
gen auf Platz 125 in direkter Kon-

Markus Paschke, SPD:

kurrenz zu Dschibuti. Ja herzli-
chen Gliickwunsch!
ein Bauantrag bewilligt wurde, ist
das Produkt veraltet, das man dort
produzieren wollte.

Bis bei uns

Und zum Dritten miissen wir
die Infrastruktur ausbauen, damit
wir die Spitzenforschung biindeln
Die
triumt von einem Okosystem mit

konnen. Bundesregierung

100 Professoren im Bereich der

die ir-
gendwo rekrutiert werden. Wir sa-

kiinstlichen Intelligenz,

gen: Nein, wir brauchen einen
zentralen KI-Campus, der junge
Wissenschaftler anzieht, die dort
netzwerken kénnen und wo sich
auch Unternehmen ansiedeln
konnen.

Meine Damen und Herren, der
Staat darf keine Luftschlosser bau-
en, so wie es die Bundesregierung

Bildungs- und Forschungspolitik
der SPD sind erfolgreich

© Susie Knoll

Markus Paschke (*1963)
Landesliste Niedersachsen

ch kann es mir nicht verknei-

fen, Herrn Sattelberger noch

eine Weisheit mitzugeben.
Herr Sattelberger, Sie wissen ja:
Wer zu viel zitiert, der wird selber
nie zitiert.

Zu dem, was die AfD als Ab-
bruchunternehmen der Forschung
hier beigetragen hat, brauche ich,
glaube ich, nicht allzu viel zu sa-
gen.

Wann sind Forschung und In-
novation denn erfolgreich? Ge-
messen an der Zahl der Patente
und Entwicklungen sind wir sehr
erfolgreich. Im Jahr 2017 haben
in Deutschland 398 welt-
marktrelevante Patente pro 1 Mil-

wir

lion Einwohner angemeldet. Das
ist zum Beispiel doppelt so viel
wie in den USA.

Deutschland gehort zu den fiih-
renden Innovationsnationen und
zu den attraktivsten Wissen-
schaftsstandorten. Damit das so
bleibt, miissen wir sicherstellen,
dass - bildlich gesprochen - die
Erkenntnisse vom Gipfel der For-

Dr. Anna Christmann, Biindnis 90/ Die Griinen:

Wir miissen einen sehr viel

strategischeren Ansatz
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Anna Christmann (*1983)
Landesliste Baden-Wiirttemberg

ch staune schon etwas, Frau
Karliczek, wie Sie sich hier fei-
ern mit den Worten: ,Wir in-
vestieren seit Jahren in F und E”
und vor allem: Wir geniefien jetzt,
was wir geschafft haben. Da frage
ich mich doch: Ist jetzt der Zeit-
punkt, sich darauf auszuruhen,

was zum Gliick gerade mit der
Impfstoffentwicklung ganz gut vo-
rangeht? Wir haben, glaube ich,
noch eine ganze Menge Aufgaben
zu erledigen. Ich hitte mir ge-
wiinscht, heute von Thnen zu er-
fahren, was Sie alles noch bis zur
nachsten Wahl anpacken, und
nicht so sehr, was Sie in der letz-
ten Zeit gemacht haben.

Ich glaube, auch diejenigen, die
die notige Forderung fiir ihre In-
novationstatigkeit so dringend
brauchen, hitten sich ein paar
konkrete Antworten gewiinscht.
Ein Beispiel: Wir haben ja nicht
nur BioNTech, wir haben auch
CureVac. Man muss sich nur ein-
mal vom Griinder anhoren, wie
schwierig es in den letzten Jahren
war, Kapital zu generieren. Das
war kein deutsches, kein europai-
sches Kapital; das war in der Regel
amerikanisches Kapital. Wir ha-

schung zu den Menschen auf das
flache Land gelangen. Ich mochte
diesen Prozess an einem Beispiel
deutlich machen: Es gibt viele po-
sitive Entwicklungen und Innova-
tionen im Bereich der Vermeidung
von Tierversuchen. Solche tierver-
suchsfreien  Alternativmethoden
basieren zum Beispiel auf Compu-
termodellen, auf Zell- und Gewe-
bekulturen sowie auf der Verwen-
dung von alternativen Organis-
men. Paradox ist aber die Situati-
on, dass solche Verfahren hiufig
nicht oder nur sehr langsam in die
breite Anwendung gelangen.

Am Beispiel der tierversuchsfrei-
en Alternativmethoden wird eines
deutlich: Es gibt sie, aber nicht je-
der kennt sie oder kann sie einset-
zen. Neue Methoden miissen bes-
ser validiert werden und {ber

wahlen

ben noch einen weiten Weg zu ge-
hen bei der Forderung unserer
Grinderinnen und Griinder, bei
der Forderung von Innovationen.
Da braucht es weit mehr, als Erfol-
ge zu genieflen.

Wir machen dazu Vorschlige.
Wir beantragen zum Beispiel
mehr Mittel fur das EXIST-Pro-
gramm. Es braucht aber auch ganz
neue Formen von Innovations-
Okosystemen, die wir in Deutsch-
land fordern missen. Es gibt ei-
nen Zukunftscluster-Wettbewerb;
der reicht uns bei Weitem nicht.
Uns geht es vielmehr darum, in-
novative Regionen zu schaffen, in
denen Wirtschaft, Wissenschaft
und Zivilgesellschaft zusammen-
kommen, in denen Ideen fiir
nachhaltiges Wirtschaften vor Ort
entwickelt werden. Es geht um
Ideen, die wir brauchen, um die
Pandemie, aber auch die Klimakri-

vorhat und wie es auch die Sci-
ence-Fiction-Fraktion FDP hier be-
antragt, die haptische Holografie
im Klassenzimmer fordert. Ich fra-
ge mich, wann Sie zum letzten
Mal eine Schule von innen gese-
hen haben. Vielmehr miissen wir
die Infrastruktur ausbauen und
die Rahmenbedingungen schaffen
fiir eine optimale Grundlagenfor-
schung an den Universititen und

Translationsplattformen allgemein
zugidnglich und anwendbar sein.
Hier braucht es eine Verinderung
der bisherigen Forschungs- und
Innovationspolitik. Wissenschaft-
licher Erfolg darf sich nicht nur an
der Anzahl der Verdffentlichungen
messen lassen. Wir brauchen eine
veranderte Reputationslogik; denn
fiir Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler muss auch anwen-
dungsorientierte Forschung attrak-
tiv sein.

Forschung und Innovation sind
besonders erfolgreich, wenn wir
Spitzenforschung und anwen-
dungsorientierte Forschung nicht
trennen, sondern zusammenbrin-
gen, und das von Anfang an. Mit
der Hightech-Strategie haben wir
erste wichtige Weichen gestellt,
um Ideen-, Wissens- und Techno-
logietransfer voranzutreiben. Da-
bei
nichttechnischer und sozialer In-

miissen wir das Potenzial

novationen beriicksichtigen, um
die zukiinftigen gesellschaftlichen
Herausforderungen anzugehen.
Deutlich wird dies, wenn wir
uns vor Augen fithren, welche
Auswirkung die digitale Transfor-

se zu bekdmpfen; denn diese Krise
darf uns jetzt nicht aus den Augen
geraten. Konkrete Vorschliage und
Ideen fiir solche neuen Innovati-
onsforderungsmafinahmen,  fiir
solche regionalen Innovations-
okosysteme vermisse ich von der
Ministerin. Wir legen solche vor,
zum Beispiel mit unserem Antrag
,Vom Labor in die Praxis”.

Es zeigt sich jetzt so deutlich
wie nie: Wer nicht klug investiert,
den erwischt die Krise am Ende
doppelt. Deswegen ist jetzt die
Zeit, hier strategisch richtig zu in-
vestieren und keine Zeit zu ver-
geuden. Das Thema Batteriefor-
schungszentrum ist rauf- und run-
terdiskutiert worden. Im Ergebnis
verlieren wir auch dort viel Zeit in
einer sehr wichtigen Branche. Wir
miissten doch der Standort sein,
der die Mobilitit der Zukunft ent-
wickelt.
jetzt jahrelang, bis dort die erste
Batterie vom Band geht, wiahrend
Tesla und andere in dem Bereich

Stattdessen warten wir

viel weiter sind. Solche Zeitverzo-
gerungen bei der Innovationsfor-
derung durfen wir uns einfach
nicht leisten.

Deswegen mochte ich hier noch
einmal sagen: Ich erwarte, dass wir

eine Spitzenentwicklung in Unter-
nehmen. Das wire der richtige
Ansatz.

Haben Sie vielen Dank.

(Beifall bei der AfD — Dr. h. c. Thomas
Sattelberger (FDP): Sie mussen noch
zur Schule gehen, oder?)

Der Bundesbericht
Forschung und Innovation zeigt,

mation hat.

dass sich die Wertschopfung zu-
nehmend in die Datenwelt verla-
gert. Diese Verdnderung betrifft
neben Produkten und Dienstleis-
tungen auch Produktions- und Ar-
beitsprozesse und vor allem die
Menschen in unserer Gesellschaft.
Dabher ist es uns ein wichtiges An-
liegen, fithrende Akteure aus Wirt-
schaft, Wissenschaft und Gesell-
schaft zusammenzubringen und
gemeinsam innovative Losungsan-
satze weiterzuentwickeln.

Schon 2016 hat die damalige
Arbeitsministerin Andrea Nahles
mit dem Weifibuch ,Arbeiten 4.0"
die Diskussion eroffnet, wie wir
die Zukunft gestalten konnen. So-
zialdemokratische Bildungs- und
Forschungspolitik ist erfolgreich,
und wir werden sie zukiinftig wei-
terentwickeln.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

einen sehr viel strategischeren An-
satz fahren, wenn es um Techno-
logien wie Quantentechnologie
geht, eines der grofen neuen Fel-
der neben KI. Es ist noch nicht
ganz klar, wofiir wir das alles wer-
den einsetzen konnen, und eben
deswegen ist es so wichtig, dass
wir jetzt dort strategisch wichtige
Standorte stirken. Das ist bisher
nicht der Fall, sondern hier pas-
siert ein bisschen was, da passiert
ein bisschen was. Frau Karliczek,
wir brauchen einen strategischen
Plan fiir die Stirkung unserer For-
schungs- und Innovationsstandor-
te. Nur so werden wir die Krisen
der Zukunft bewiltigen koénnen
und eine krisenfeste Gesellschaft
sein. Wir sehen jetzt, wie dringend
wir das brauchen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dies ist eine gek(irzte Version der De-
batte. In der Debatte sprachen zudem
die Abgeordneten Dr. Wolfgang Ste-
finger (CDU/CSU) sowie René Rospel
(SPD).
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Stasi-Unterlagen

Was soll damit geschehen?

Letzte Woche haben die Politiker
vom Bundestag eine wichtige
Entscheidung getroffen.

Dabei ging es darum, wie man in
Zukunft mit besonderen Unterlagen
aus der DDR umgehen will.

Im folgenden Text steht mehr dazu.

Die DDR

Bis vor ungefahr 30 Jahren war
Deutschland in 2 Lander aufgeteilt.

Das eine Land war
die Bundes-Republik Deutschland.

Das andere Land war die Deutsche
Demokratische Republik.
Die Abkurzung daftr ist: DDR.

Die Zeit der DDR endete im Jahr 1990.

Damals trat die DDR der
Bundes-Republik Deutschland bei.

Seitdem sind beide Lander ein
einziges Land:

Die Bundes-Republik Deutschland,
wie wir sie heute kennen.

DDR - Eine Diktatur
Die DDR war eine Diktatur.

Das Wort ,,Diktatur” hat etwas mit
Politik zu tun.

Damit meint man ein Land, in dem
nur wenige Personen uber das Leben
aller anderen bestimmen.

Die meisten Menschen konnen im
Land nicht mitbestimmen.

Sie konnen zum Beispiel nicht die
Politiker wahlen, die sie wahlen
wollen.

In einer Diktatur haben die
Menschen nur wenige Freiheiten.

Sie durfen zum Beispiel nicht so
einfach ihre Meinung sagen.

Ansonsten werden sie bestraft.

Diktaturen wie die DDR begehen
viele Verbrechen gegentiber ihren
Burgern.

Sie verweigern ihren Burgern zum
Beispiel wichtige Rechte.



Stasi-Unterlagen - Was soll damit geschehen?

Was war die Stasi?
In der DDR gab es ein Amt.

Dieses Amt hatte den Namen:
Ministerium fur Staats-Sicherheit.
Die Abkurzung fur diesen Namen ist:
Stasi.

Die Stasi hatte unter anderem
folgende Aufgabe: Sie sollte der
Regierung in der DDR dabei helfen,
die Burger zu kontrollieren.

Dafur hat die Stasi Menschen
beobachtet, die fur die Regierung
eine Gefahr waren.

Das waren zum Beispiel Burger, die
gegen die Regierung waren.

Diese Menschen waren zum Beispiel
daftir, dass es in der DDR eine andere
Politik geben soll.

Sie wollten, dass die Burger in der
DDR mehr mitbestimmen konnen.

Was sind Stasi-Unterlagen?

Wenn die Stasi etwas
herausgefunden hat, hat sie das ganz
genau aufgeschrieben.

So entstanden unzahlige schriftliche
Aufzeichnungen.

AulBerdem entstanden Ton-
Aufnahmen, Filme und andere
Materialien.

Uber sehr viele Menschen hat die
Stasi Akten angelegt.

In ihnen sind alle Infos, die die Stasi
uber diese Menschen erfahren hat.

Diese Dinge nennt man:
Stasi-Unterlagen.

Die Stasi hat ganz unterschiedliche
Dinge gemacht, um ihre Aufgabe zu
erledigen.

Sie hat Burger ganz genau
beobachtet.

Oder sie hat sie beobachten lassen.
Zum Beispiel durch Nachbarn,
Freunde oder sogar
Familien-Mitglieder.

Bei ihrer Arbeit hat die Stasi viele
Verbrechen begangen.

Sie hat zum Beispiel
Telefon-Gesprache belauscht.

Sie hat Briefe der Blirger gelesen.

Sie ist in Wohnungen eingebrochen,
wenn die Bewohner nicht zuhause
waren.

Die Stasi hat viele Menschen in der
DDR also genau beobachtet.

Wenn sie jemanden fur gefahrlich
fir die Regierung hielt, konnte sie
ihn zum Beispiel bestrafen.

Sie konnte ihn sogar einsperren.

Rettung der Stasi-Unterlagen

Im Jahr 1989 endete die Diktatur in
der DDR.

Die Menschen dort hatten sich gegen
die Diktatur gewehrt.
Schliel3lich hatten sie sie abgeschafft.

Dann trat die DDR der Bundes-
Republik Deutschland bei.

Damals begann man, Fragen uber die
Geschichte der DDR zu stellen.

Man wollte genau wissen, was die
Regierung in der DDR gemacht hatte.
Welche Verbrechen sie zum Beispiel
begangen hatte.

Und wer ihr dabei geholfen hatte.

Darum versuchten viele Menschen,
die der Diktatur geholfen hatten,
diese Verbrechen zu verheimlichen.

Auch die Stasi hatte die Diktatur
unterstutzt.

Was genau die Stasi gemacht hatte,
sollte niemand erfahren.

Deswegen bekam die Stasi den
Auftrag, alle Unterlagen zu zerstoren.

Sie wurden zum Beispiel verbrannt
oder zerschnitten.



Das merkten aber einige Burger der
DDR.

Sie hielten die Stasi-Mitarbeiter auf.

Sehr viele Stasi-Unterlagen wurden
deswegen nicht zerstort.

Wo sind die Stasi-Unterlagen
heute?

Nachdem die DDR der
Bundes-Republik beigetreten war,
wurde ein neues Amt gegrundet.

Buirger aus der ehemaligen DDR
hatten daftlr gesorgt.

Dieses Amt hat den Namen:
Der Bundes-Beauftragte flr die
Unterlagen des
Staatssicherheits-Dienstes

der ehemaligen Deutschen
Demokratischen Republik.

Die Abkurzung fur dieses Amt lautet:
BStU.

Der BStU bekam die Aufgabe, sich um
die Stasi-Unterlagen zu kimmern.

Das bedeutet zum Beispiel:

Die Mitarbeiter des Amts schauen
sich die Unterlagen an.

Sie ordnen sie.

Sie schreiben auf, welche Unterlagen
es gibt.

So weill man, wo man sie finden
kann.

Akten anschauen

Der BStU ordnet also
die Stasi-Unterlagen.

Ein Grund dafur ist auch: Einige
Personen durfen sich bestimmte
Stasi-Unterlagen anschauen.

Man kann einen Antrag beim BStU
stellen.

Dann kann der BStU unter
bestimmten Bedingungen
Unterlagen herausgeben.

So einen Antrag konnen zum Beispiel
Forscher stellen, die uiber die Stasi
forschen.

Oder auch Reporter, die daruber
schreiben wollen.

Aulerdem kann jeder Mensch in
Deutschland nachfragen, ob die Stasi
eine Akte Uiber ihn hatte.

Wenn es eine Akte gibt, darf man sie
anschauen.

Man kann auch nachfragen, ob man
in der Akte einer anderen Person
auftaucht.

Dann kann man sich diese Stellen
auch anschauen.

Die Mitarbeiter versuchen auch,
zerstorte Unterlagen zu reparieren.

Zum Beispiel setzten sie zerschnittene
Unterlagen wieder zusammen.

AulRerdem untersuchen die
Mitarbeiter die Unterlagen.

So wollen sie herausfinden, wie die
Stasi gearbeitet hat.

Was sie herausfinden, teilen sie dann
den Burgern von Deutschland mit.

Die Akten-Einsicht ist eine der
wichtigsten Aufgaben des BStU.

Die Stasi hat viele Verbrechen
begangen.

Durch die Akten-Einsicht konnen
diese Verbrechen aufgeklart werden.

Menschen konnen erfahren, was die
Stasi Uiber sie wusste.

Sie konnen herausfinden, welches
Unrecht ihnen die DDR angetan hat.

Dadurch kann man besser mit
diesem Teil der deutschen Geschichte
umgehen.



Stasi-Unterlagen - Was soll damit geschehen?

Anderungen
bei den Stasi-Unterlagen

Letzte Woche hat der Bundestag uber
die Stasi-Unterlagen gesprochen.

Er hat entschieden: In Zukunft will
man mit den Unterlagen anders
umgehen.

Es wird nun 2 groRe Anderungen
geben.

1. Stasi-Unterlagen an neuem Ort

Die Stasi-Unterlagen werden in
Zukunft nicht mehr vom BStU
betreut.

Sie werden ins Bundes-Archiv
gebracht.

Das Bundes-Archiv ist ein Amt.
Seine Aufgabe ist:

Es sammelt und ordnet alle
Unterlagen, die die gesamte
Bundes-Republik Deutschland und
ihre Vorganger-Lander betreffen.

Diese Unterlagen betreut sie so, dass
man sie benutzen kann.
Zum Beispiel fur die Forschung.

Das Bundes-Archiv hat also eine sehr
ahnliche Aufgabe wie der BStU.

Der wichtigste Unterschied ist:
Der BStU ist nur fur

die Stasi-Unterlagen zustandig.
Das Bundes-Archiv kimmert sich
um alle Unterlagen, die ganz
Deutschland betreffen.

Deswegen soll sich das
Bundes-Archiv in Zukunft auch um
die Stasi-Unterlagen kimmern.

2. Beauftragter vom Bundestag fiir
die Opfer der DDR-Diktatur

Den BStU wird es bald nicht mehr
geben.

Stattdessen wird es einen
Bundes-Beauftragten geben.

Bundes-Beauftragte sind besondere
Mitarbeiter vom Bundestag.

Sie helfen den Politikern vom
Bundestag, besonders wichtige
Themen zu bearbeiten.

Der neue Bundes-Beauftragte soll
sich um die Opfer der Diktatur in der
DDR kiimmern.

Er wird eine Ansprech-Person fur die
Opfer sein.

Und er wird jedes Jahr einen Bericht
schreiben.

Darin steht, wie es den Opfern der
Diktatur im Moment geht.

Die Anderungen miissen nun
umgesetzt werden.

Das wird noch einige Zeit dauern.
Man muss noch viel regeln.

Dann werden die Stasi-Unterlagen
im Bundes-Archiv zu finden sein.

Und statt dem BStU wird es einen
Bundes-Beauftragten flir die Opfer
der DDR-Diktatur geben.

Den BStU gibt es dann nicht mehr.

Wichtig ist aber: Auch in Zukunft soll
jeder die Moglichkeit haben, seine
eigene Akte anzuschauen.

Und Forscher und Reporter sollen
die Unterlagen weiter fur ihre Arbeit
nutzen durfen.

Weitere Informationen
in Leichter Sprache gibt es unter:
www.bundestag.de/leichte_sprache

Impressum

Dieser Text wurde ﬂ ‘ 2 Nachrichten
in Leichte Sprache \ Wertk

ubersetzt vom:
www.nachrichtenwerk.de

Ratgeber Leichte Sprache: http://tny.de/PEYPP

Titelbild: © picture alliance / Ulrich Baumgarten. Piktogramme: Picto-Selector. © Sclera (www.
sclera.be), © Paxtoncrafts Charitable Trust (www.straight-street.com), © Sergio Palao (www.
palao.es) im Namen der Regierung von Aragon (www.arasaac.org), © Pictogenda (www.pic-
togenda.nl), © Pictofrance (www.pictofrance.fr), © UN OCHA (www.unocha.org), © Ich und Ko
(www.ukpukvve.nl). Die Picto-Selector-Bilder unterliegen der Creative Commons Lizenz (www.
creativecommons.org). Einige der Bilder haben wir verandert. Die Urheber der Bilder iiberneh-
men keine Haftung flir die Art der Nutzung.

Beilage zur Wochenzeitung ,,Das Parlament“ 48/2020
Die nachste Ausgabe erscheint am 30. November 2020.



	Einfügen aus "LEICHT ERKLÄRT 159 Stasi-Unterlagen_fortlaufend.pdf"
	Stasi-Unterlagen. Was soll damit geschehen?
	Die DDR 
	DDR - Eine Diktatur 
	Was war die Stasi? 
	Was sind Stasi-Unterlagen? 
	Rettung der Stasi-Unterlagen 
	Wo sind die Stasi-Unterlagen heute? 
	Akten anschauen 
	Änderungen bei den Stasi-Unterlagen
	1. Stasi-Unterlagen an neuem Ort 
	2. Beauftragter vom Bundestag für die Opfer der DDR-Diktatur 



